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Fachtagung

„Leitbilder für Flußmündungen"
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Veranstaltet von der Alfred Toepfer Akademie für Naturschutz gemeinsam mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz 
(BUND) und der Umweltstiftung WWF Deutschland.

Anlaß:
■ Die Erstellung eines Jänderübergreifenden Schutzkonzeptes für die Ästuare Ems, Weser und Elbe" seitens des BUND/ 
WWF in Zusammenarbeit mit der AG Ästuare des Landes Niedersachsen.
■ Die Diskussion innerhalb der Naturschutzverbände um das Leitbi Id für die Unterems vor dem Hintergrund der Vergabe von 
Mitteln zur „ökologischen Verbesserung im Rahmen der bedarfsweisen Flußvertiefung auf 7,3 m".
■ Die aktuellen Ausbauplanungen an den Flußmündungen

Leitung: Dipl. Biol. Beatrice Claus
WWF/BUND -  Projekt Ästuare 
Am Dobben44 
28203 Bremen

Dr. Johannes Prüter 
Alfred Toepfer Akademie 
für Naturschutz 
Hof Möhr
29640 Schneverdingen

Dr. Michael Schirmer
Universität Bremen • Fachbereich 2 / NW II 
AG Aquatische Ökologie 
Postfach 33 04 40 
28334 Bremen

Ein Ästuarschutzkonzept für die nord
deutschen Ästuare im Spannungsfeld 
zwischen Nutzung und Naturschutz
von Beatrice Claus

1. Einleitung

WWF und BUND erarbeiten in Zusam
menarbeit mit dem Land Niedersachsen 
ein „länderübergreifendes Schutzkon
zept für die Ästuare Ems, Weser und 
Elbe", finanziert von der Niedersächsi
schen Wattenmeerstiftung. Damit wird 
u.a. die Aufforderung der 7. Trilatera- 
len Wattenmeerkonferenz 1994 in 
Leeuwarden aufgegriffen für Ästuare 
Schutz- und Managementmaßnahmen 
zu entwickeln und die Flußmündungen 
in den Wattenmeerschutz zu integrie
ren. Ziel ist die Wiederherstellung der 
ökologischen Funktionsfähigkeit der 
Flußmündungen sowie der Schutz der 
vorhandenen ökologischen Wertigkei
ten. Der Handlungsbedarf ist groß, da 
in der Vergangenheit die Flußmündun
gen wesentliche ökologische Funktio
nen durch menschliches Wirken verlo
ren haben und stärker anthropogen 
überformt sind als die Mittel- und 
Oberläufe.

Als Basis wird ein Leitbild entwik- 
kelt, welches die Grundlage für die Be
wertung des heutigen Zustandes ist 
und von dem die ökologischen Entwick
lungsziele unter Berücksichtigung der 
Rahmenbedingungen (Hochwasser
schutz, Landwirtschaft, Häfen und 
Schiffahrt) abgeleitet werden. Letztlich 
werden Maßnahmen zur Umsetzung 
der Entwicklungsziele vorgeschlagen 
und im Hinblick auf Gemeinsamkeiten 
und Konflikte mit Interessengruppen 
außerhalb des Naturschutzes geprüft.

Die Dauer des Vorhabens beläuft 
sich auf zwei Jahre. Im Frühjahr 1998 
sollen die Arbeiten abgeschlossen 
werden.

2. Untersuchungsgebiet

Im Sinne ökologisch zusammenhän
gender Gebiete und nach der Defini
tion von Fairbridge (1980) umfaßt das 
Untersuchungsgebiet jeweils die ge
samten Flußunterläufe bis zur Tide

grenze (Ems: Wehr Herbrum; Weser: 
Wehr Hemelingen; Elbe: Wehr Geest
hacht) sowie die Marschen und z.T. die 
Moore des potentiell natürlichen 
(ehemaligen) Überschwemmungsge
bietes.

Die äußeren Ästuare werden jeweils 
durch das Ende des Süßwassereinflusses 
im marinen Bereich und lateral durch 
die Wasserscheiden begrenzt.

3. Vorgehensweise

Die Vorgehensweise bei der Entwick
lung des Schutzkonzeptes für Ästuare 
wird in folgende Arbeitsschritte unter
teilt:
1. Abgrenzung des Untersuchungsge

bietes
2. Datenrecherche (Literatur, vorhan

dene Gutachten/Konzepte u.a.)
3. Leitbilddefinition
4. Konkretisierung des Leitbildes durch 

Beschreibung der einzelnen Leitbild
elemente (qualitativ und -  soweit 
möglich-quantitativ)

5. Ableitung des Bewertungsverfah
rens vom Leitbild für die Analyse des 
Ist-Zustandes

6. Analyse des Ist-Zustandes (Defizits
analyse)

7. Definition von ökologischen Ent
wicklungszielen: Einteilung in kurz-, 
mittel- und langfristig
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Abb. 1: Herleitung und Umsetzung von Naturschutzzielen: Vom Leitbildzu Maßnahmen.

8. Entwicklung von Maßnahmen zur 
Umsetzung der Entwicklungsziele

9. Definition von gemeinsamen Inter
essen mit Interessengruppen au
ßerhalb des Naturschutzes

10. Zusammenführung der Ergebnisse 
zu einem länderübergreifenden 
Schutzkonzept.
Wichtig bei dieser Vorgehensweise 

ist die Unterscheidung zwischen Leit
bild und Entwicklungszielen. Das Leit
bild ist der Orientierungsrahmen, von 
dem die weiteren Teilschritte abgelei
tet werden. Es Ist nicht zu verwechseln 
mit den Zielen des Schutzkonzeptes 
(vgl. Kap. 4.1).

Die Ziele des Schutzkonzeptes wer
den im Rahmen der Entwicklungsziele 
festgelegt von denen dann die Maß
nahmen abgeleitet werden. Bei der 
Festlegung der Entwicklungsziele wer
den die verschiedenen Nutzungsinter
essen berücksichtigt. Es wird akzeptiert, 
daß das Untersuchungsgebiet in weiten 
Teilen eine von Menschen genutzte 
Kulturlandschaft ist.

4. Leitbild

4.1 Funktion des Leitbildes

Die Entwicklung eines Leitbildes ist die 
Grundlage für Schutz- und Entwick
lungskonzepte und erfüllt eine wich
tige Funktion in der Umweltpolitik. Zu
sammenfassend lassen sich die Funktio
nen von Leitbildern wie folgt beschrei
ben:

Leitbild als Rückgrat für Schutz- 
und Entwicklungskonzepte

Durch Leitbilder werden Naturschutz
ziele transparenter. Wie in Abbildung 1 
dargestellt, ist das Leitbild der erste 
Schritt in einem mehrstufigen Vorge
hen. Es zeigt den ökologisch maximal 
erreichbaren Zustand, der unter den ak
tuellen Voraussetzungen in der Regel 
nicht erreichbar sein wird. Grundlage 
dafür ist das heutige Naturraumpoten
tial. Die Definition des naturschutzfach
lichen Leitbildes hat u.a. die Funktion 
innerfachliche Zielkonflikte zu lösen, 
um gegenüber anderen Fachressorts so
wie Nutzer- und Interessengruppen sei
tens der Naturschutzes einheitliche Po
sitionen vertreten zu können. Die von 
gesellschaftspolitischen Vorgaben un
abhängige Definition des naturschutz

fachlichen Leitbildes soll dazu beitra
gen, daß das Leitbild über einen länge
ren Zeitraum aktuell bleibt. Unter Be
rücksichtigung ökologischer, sozialer 
und ökonomischer Belange werden 
dann vom Leitbild kurz-, mittel- und 
langfristig realisierbare, ökologische 
Entwicklungsziele abgeleitet. Die zeitli
che Untergliederung der Entwicklungs
ziele wird von den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen und ihrer Verän- 
derbarkeit bestimmt. Maßnahmen zur 
Umsetzung der Naturschutzziele orien
tieren sich an den realisierbaren Ent
wicklungszielen.

Leitbild als Orientierungsrahmen

Das Leitbild ist der Orientierungsrah
men, der dem umweltpolitischen Han
deln eine einheitliche Richtung geben 
und die Bewertungsgrundlage für um
weltpolitische Entscheidungen verbes
sern soll (ARGE Weser 1996, Esser 1996, 
DVWK 1996). Das Leitbild wird bei 
gleichbleibender Nutzungsintensität 
nicht in vollem Umfang erreichbar sein, 
aber es gibt die Richtung an, in die sich 
die Renaturierung bewegen soll. Alle 
Maßnahmen, die die Landschaft in 
Richtung des Leitbildes verändern, sind 
im Sinne des Naturschutzes, und alle 
Maßnahmen, die den jetzigen Zustand

der Landschaft weiter vom Leitbild 
entfernen, werden vom Naturschutz 
negativ beurteilt (Dahl 1990).

Leitbild als Bewertungsmaßstab

Die Konkretisierung des Leitbildes er
folgt durch die qualitative und soweit 
möglich quantitative Beschreibung von 
biotischen, abiotischen und anthropo
genen Parametern. Für die Bewertung 
des Ist-Zustandes werden Meßgrößen 
definiert, die geeignet sind, die einzel
nen Parameter zu erfassen. Für die Ana
lyse des Ist-Zustandes wird die Abwei
chung vom Leitbild bewertet.

Leitbild als Motivation für aktiven 
Ästuarschutz

Das Leitbild soll dazu dienen, eine bild
liche Vorstellung davon zu vermitteln, 
wie Ästuare als Ökosystem ohne Beein
trächtigung des Menschen aussehen 
würden und wie eine nachhaltige Nut
zung definiert werden muß, um die na
türlichen Ressourcen eines Ästuars zu 
erhalten und gegebenenfalls wieder zu 
entwickeln. Außerdem soll vermittelt 
werden, daß die eingedeichte Marsch 
(Teil des ehemaligen Überschwem
mungsgebietes) naturverträglich ge
nutzt werden kann.

Leitbild als Bewertungsmaßstab

1. Kurzbeschreibung der einzelnen Leitbildelemente

2. Parameter - Festlegung

3. Konkretisierung der Parametern durch qualitative (und 
quantitative) Beschreibung von Meßgrößen.

4. Analyse des Ist-Zustandes durch Anwendung der Meßgrößen 

Abb. 2: Die Schritte vom Leitbild zur Bewertung des heutigen Zustandes.



Das Leitbild für Ästuare
Naturlandschaft
Alle natürlichen ästuartypischen Lebensräume, Zonierungen und Gradienten kommen 
in ausreichendem Umfang vor, so daß die natürlichen Lebensgemeinschaften der Tiere 
und Pflanzen langfristig überlebensfähige Populationen ausbilden.

Entlang des Hauptstromes liegen umfangreiche, unbesiedelte Vorländereien, in de
nen ungestört dynamische Vorgänge eines natürlichen Flusses ablaufen können (Ent
stehung und Zerstörung von Lebensräumen, Verlandung, Sedimentation, Erosion, 
Überschwemmungen).

Ausdruck dieser Dynamik ist eine Biotop- und Artenvielfalt, die dem Ästuar das Bild 
einer strukturreichen, mosaikartigen und veränderlichen Landschaft gibt. Zahlreiche 
große und kleine Seitengewässer prägen das Bild. In weiten Bereichen sieht die Biotop
abfolge im Vorland wie folgt aus:

Tiefwasserbereich im Hauptstrom -  Flachwasserzonen -  W att -  Salzwiesen im Au
ßenästuar, Röhricht -  Sand- und Kiesbänke/Trockenrasen -  Weichholzaue (Stillgewäs
ser) im Süßwasserbereich - Hartholzaue (Stillgewässer) (im Süßwasserbereich) -  Seiten
gewässer (Flachwasserzonen, Watt, Röhricht)

In den Bereichen außerhalb der Fahrrinne, eher in den Seitenbereichen, kommt es 
zur Bildung und Umlagerung von Prielen sowie von Sand- und Kiesbänken. Standorte 
für Pioniergesellschaften (u .a . Trockenrasen) entstehen durch die natürliche Flußdy
namik. Im Hauptstrom und vor allem in den Seitengewässern kommen Bereiche vor, die 
auch bei Tideniedrigwasser Wasser führen und somit als Rückzugs, Laich-, Aufwuchs-, 
Nahrungsraum fürT iere und Pflanzen fungieren und in denen sich in einigen Abschnit
ten (abhängig vom Tidehub) eine submerse Wasservegetation entwickelt.

Flachwasserzonen mit Bereichen unterschiedlicher Strömungsgeschwindigkeiten, 
vor allem strömungsberuhigte Zonen, säumen die Ufer. Bei Tideniedrigwasser fallen in 
den hierfür naturraumtypischen Gewässerabschnitten umfangreiche Flußwatten trok- 
ken. Am Ufer bieten großflächige, zusammenhängende Röhrichtbestände auch emp
findlichen und störanfälligen typischen Röhrichbewohnern ausreichend Lebensraum 
und Schutz. Angrenzend und zum Teil verzahnt mit dem Röhricht bilden im Süßwasser
bereich Weidengebüsche den Übergang zur Weichholzaue, die sich im Vorland auf 
geigneten Flächen ungestört zum undurchdringlichen Urwald entwickelt. Auf den sel
tener überschwemmten Flächen wächst die Hartholzaue. Im deutlich marin beeinfluß
ten äußeren Ästuar entwickeln sich unter weitgehend natürlicher Morphodynamik um
fangreiche natürliche Salzwiesen.

Die ästuartypischen Biotopstrukturen bieten dem natürlichen Artenspektrum der 
Tiere und Pflanzen, einschließlich der potentiellen Arten, genügend Raum für die Ent
wicklung dauerhaft überlebensfähiger Populationen. Ästuartypische Wanderfische 
durchziehen in großen Zahlen das Ästuar, um ohne künstliche Wanderhindernisse zu 
ihren flußauf gelegenen Laichplätzen zu gelangen, während die katadromen Wander
fische ins Meer ziehen, um dort zu laichen. Als wichtiger Rastplatz für Zugvögel bieten 
die Vorländer, die Watt- und Röhrichtflächen sowie die Salzwiesen vielen Zugvögeln 
Nahrungs- und Rückzugsmöglichkeiten.

Hinter dem Deich im Binnenland werden die Flächen, ausgenommen die Bereiche 
für natürliche Entwicklung und Besiedlung, nachhaltig landwirtschaftlich genutzt. Zur 
Geest hin entwickeln sich auf Moorstandorten und wiedervernäßten Flächen intakte 
Nieder- und Hochmoorgesellschaften.

Kulturlandschaft
Im von derÄstuardynamik weitgehend unbeeinflußten Binnenland werden die Flächen 
außerhalb der Siedlungsräume nachhaltig landwirtschaftlich genutzt. Die Landwirt
schaft paßt sich den natürlichen Standortbedingungen an und sichert neben der Nah
rungsmittelproduktion auch die Populationen der naturraumtypischen Arten und Le
bensgemeinschaften. Mesophile Grünländer und in kleinerem Umfang Feuchtgrünlän
der sind wertvolle Brutgebiete für Wiesenvögel sowie Lebens- und Fortpflanzungsraum 
von naturraumtypischen Säugern, Amphibien, Käfern, Heuschrecken und Schmetter
lingen. Regelmäßig überflutete Grünländer bieten im W inter Rastvögeln Ruhe und 
Nahrung.

Obwohl dieÄstuare als Schiffahrtsstraße genutzt werden und wichtige Hafenstand
orte sind, bleibt der ästuartypische Charakter durch die Sicherung der charakteristi
schen Prozesse und Lebensgemeinschaften erhalten.

Küstenschutzmaßnahmen führen zu einem verbesserten Hochwasserschutz und 
sichern und fördern zugleich die Entwicklung der ästuartypischen Prozesse und Le
bensgemeinschaften.

Die Ästuare sind in der Regel heute 
so stark anthropogen überformt, daß 
fast alle natürlichen Ästuarlebens
räume auf der Roten Liste der Biotopty
pen stehen (Riecken et al. 1994) und ei
nige ästuartypische Tierarten als ver
schollen gelten (Claus et al. 1994). Die 
Menschen haben sich an diesen Land
schaftszustand gewöhnt und kennen 
Ästuare nicht anders, mit der Folge, daß 
fehlende Tier- und Pflanzenarten sowie 
Biotope oft nicht vermißt werden. Die 
Motivation für Schutz und Renaturie- 
rung von unbekannter Natur fällt 
schwerer als für bekannte Arten. Aber 
gerade die heutige Generation trägt 
eine besondere Verantwortung für den 
Schutz bedrohter Arten und Lebens
räume, wie anhand der langen Roten 
Listen für die bedrohten Tier- und Pflan
zenarten deutlich wird.

Durch die Beschreibung der natürli
chen ökologischen Eigenschaften sol
len der Öffentlichkeit Kenntnisse über 
Ästuare vermittelt werden mit dem 
Ziel, Menschen vor Ort, Behördenver
treter und Politiker für den Ästuar
schutz zu gewinnen und die Natur
schutzziele transparenter zu gestalten.

4.2 Definition

Etwa um die letzte Jahrtausendwende 
wurde damit begonnen, durch Deich
baumaßnahmen weite Teile des Über
schwemmungsgebietes der Flußunter
läufe vom Strom zu trennen. Seit vielen 
Jahrhunderten ist die Landschaft der 
Ästuare aufgeteilt in das regelmäßig 
überflutete Vorland mit dem Fluß und 
in die überwiegend als Grünland ge
nutzten eingedeichten Marschen. In 
Anlehnung an diese ästuarspezifische 
Situation setzt sich das Leitbild für 
Ästuare aus den Elementen Natur- und 
Kulturlandschaft zusammen, die räum
lich festgelegt werden (vgl. Abb. 3).

Basis für die Beschreibung der Na
turlandschaft ist der heutige potentiell 
natürliche Zustand und für die Kultur
landschaft eine nachhaltige umwelt
verträgliche Nutzung.

Naturlandschaft

Das Leitbild Naturlandschaft wird dem 
Strom, den Vorlandflächen sowie aus
gewählten Moorbereichen und natürli
chen Stillgewässern im Binnenland zu
geordnet. Es orientiert sich an dem heu-



Leitbild für Ästuare

Naturlandschaft Kulturlandschaft
Heutiger potentiell natürlicher Zustand nachhaltige, umweltverträgliche

Nutzung

Moore Marschen Deich Vorland Strom Vorland Deich Marschen Moore 
(schematisiertes Ästuar im Querschnitt)

Abb. 3: Leitbilddefinition für Ästuare.

tigen potentiell natürlichen Zustand 
der Ästuare. Für die Konkretisierung 
werden anhand von Literatur, alten 
Karten sowie anhand der heute noch 
vorkommenden Reste der natürlichen 
ästuartypischen Lebensräume die cha
rakteristischen Prozesse, Lebensge
meinschaften und Biotoptypen der 
Ästuare beschrieben.

Ziel ist die Definition des heutigen Na
turraumpotentials und nicht die Rekon
struktion eines historischen Zustandes. 
D.h. irreversible Veränderungen wie 
z.B. die Auelehmbildung werden als 
gegeben hingenommen.

Kulturlandschaft

Leitbild für das Grünland im einge
deichten Binnenland, den Küsten
schutz sowie für Häfen und Schiffahrt 
ist eine nachhaltige umweltverträgli
che Nutzung von Natur und Landschaft 
(„sustainable development") im Sinne 
der „Agenda 21", wie sie auf der UN 
Konferenz für Umwelt und Entwick
lung (UNCED) in Rio de Janeiro im Jahre 
1992 beschlossen wurde (siehe Kasten 
auf Seite 4).

Vergleich mit bestehenden Zielen und 
Leitlinien des Natur- und Gewässer
schutzes

Das in dieser Studie definierte Leitbild 
für Ästuare steht weitgehend in Ein
klang mit den weiter unten formulier
ten Zielen und Leitlinien des Natur- und 
Gewässerschutzes und orientiert sich an 
der Empfehlung der Länderarbeitsge
meinschaft Wasser (LAWA) für die Erar
beitung von Schutz- und Entwick
lungskonzepten. Allerdings wurde für 
die umfangreichen eingedeichten Mar
schen von diesem gewässerökologi

schen Verfahren abgewichen. Da diese 
Flächen eine Kulturlandschaft mit z.T. 
nutzungsabhängigen, ökologisch wert
vollen Bereichen sind, reicht der gewäs
serökologische Ansatz für die Leitbild
definition und Bewertung des Ist-Zu
standes nicht aus. Für diese Flächen 
wird in Anlehnung an die trilaterale 
Wattenmeerpolitik eine nachhaltige 
Nutzung definiert.

Leitlinien des Niedersächsischen Land
schaftsprogrammes (NMELF1989):
■ „Natur und Landschaft müssen in der 
Qualität der Medien Boden, Wasser, 
Luft so beschaffen sein, daß die Voraus
setzung zur Entwicklung der jeweils na
türlichen Ökosysteme auf der überwie
genden Fläche gegeben ist.
■ Darüber hinaus müssen in jeder na
turräumlichen Region alle hier typi
schen, naturbetonten Ökosysteme in 
einer solchen Größenordnung, Vertei
lung im Raum und Vernetzung vorhan
den sein, daß darin alle Pflanzen- und 
Tierarten in ihren Gesellschaften in 
langfristig überlebensfähigen Popula
tionen leben können.
■ Über die größeren Vorranggebiete 
hinaus muß jede naturräumliche Re
gion mit soviel naturbetonten Flächen 
und Strukturen ausgestattet sein, daß
■ ihre spezifische Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit erkennbar ist,
■ sie raumüberspannend ökologisch 
vernetzt sind,
■ die naturbetonten Flächen und 
Strukturen auf die Gesamtfläche wir
ken können."

Trilaterale Wattenmeerpolitik

Auf der 7. Trilateralen Wattenmeerkon
ferenz (TWC) 1994 in Leeuwarden wur
den die Flußmündungen in das trilate
rale Kooperationsgebiet aufgenom

men, da sie zum Naturraum Watten
meer gehören und ökologisch eng mit 
Wattenmeer und Nordsee vernetzt sind 
(Cl/l/SS 1994). In diesem Naturraum stel
len sie den einzigartigen Übergang des 
limnischen Bereichs der großen Flüsse 
in den marinen Bereich des Watten
meeres und der Nordsee dar.

Die Ziele der trilateralen Watten
meerpolitik werden im derzeit erarbei
teten Managementplan (Entwurf Juni 
1997) wie folgt formuliert:
■ Eine intakte Umwelt, in der die Viel
falt der Lebensräume und Arten, ihre 
ökologische Integrität und ökologische 
Elastizität als globale Verpflichtung 
aufrechterhalten werden.
■ Eine nachhaltige Nutzung.
■ Die Bewahrung und Förderung von 
Werten ökologischer, ökonomischer, 
kulturhistorischer und gesellschaftli
cher Art, die den obigen Bestrebungen 
und der Bedürfnisbefriedigung der Be
wohner und Nutzer Rechnung tragen.
■ Ein integriertes Management der 
menschlichen Tätigkeiten unter Be
rücksichtigung der ökologischen Wech
selbeziehung zwischen dem Gebiet und 
den angrenzenden Zonen.
■ Eine informierte, engagierte und ak
tivteilnehmende Öffentlichkeit.

Beschlüsse des
14. Internationalen Küstentages 1994 
in Hamburg

Unter dem Titel „Wasser zwischen Land 
und Meer -  Flußmündungen unter 
Druck" wurde 1994 der 14. Internatio
nale Küstentag in Hamburg abgehal
ten. Folgende Empfehlungen aus der 
Resolution des 14. Internationalen Kü
stentages sind für die Leitbilddefinition 
für Ästuare relevant (Lützenkirchen 
1995):
■ „Für die Ästuare sind naturschutz
fachliche Leitbilder zu erstellen, die ei
gendynamische Prozesse zulassen und 
fördern, abgetrennte Räume wieder 
anbinden und die Verzahnung von 
Flußlauf und Ufer gewährleisten. Diese 
Leitbilder sind als verbindlicher ökolo
gischer Maßstab für die zukünftige Ent
wicklung festzuschreiben...
■ Landwirtschaftliche Nutzung im Vor
land sollte reduziert und mittelfristig 
aufgegeben werden, ausgenommen 
bei Verlust an Lebensräumen, die an
derswo nicht wieder hergestellt wer
den können."
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Im Sinne der Betrachtung von Flüssen 
von der Quelle bis zur Mündung als 
ökologische Einheit innerhalb eines 
Fließgewässersystems, ist die Vorge
hensweise bei der Definition von Leit
bildern sowie der Erarbeitung von 
Schutz- und Entwicklungskonzepten 
für Fließgewässer von der Quelle bis zur 
Mündung aufeinander abzustimmen.

In der Regel gelten für den Umgang 
mit Fließgewässern die Empfehlungen 
der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
(LAWA). Die LAWA schlägt für die Erar
beitung von Entwicklungskonzepten 
für Fließgewässer ein mehrstufiges Ver
fahren vor (Friedrich, mündliche Mittei
lung 1996):
1. Leitbild

Das Leitbild beschreibt den heutigen 
potentiell natürlichen, anthropogen 
unbeeinflußten Zustand von Gewäs
ser und Aue (hpnG) anhand des 
Kenntnisstandes über die natürliche 
Funktion des Ökosystems. Es ist das 
aus fachlicher Sicht maximal mögli
che Sanierungszielt wenn es keine 
sozio-ökonomischen Beschränkun
gen gäbe. Kosten-Nutzen-Betrach- 
tungen fließen in die Ableitung des 
Leitbildes nichtein.

2. Entwicklungsziel (Soll-Zustand)
Das Entwicklungsziel definiert den 
möglichst naturnahen, aber unter 
gegebenen sozio-ökonomischen Be
dingungen realisierbaren Zustand 
eines Gewässers nach den jeweils 
bestmöglichen Umweltkriterien un
ter Einbeziehung des gesamten 
Einzugsgebietes. Es ist das realisti
sche Sanierungsziel unter Abwä
gung der gesellschaftspolitischen 
Randbedingungen der verantwortli
chen Interessenträger und Nutzer. 
Die Abwägung bezieht die Kosten- 
Nutzen-Betrachtungen mit ein.

3. Ist-Zustand/Maßnahmenkonzept 
Der Ist-Zustand ist der nach einem 
definierten Bewertungsverfahren 
beschriebene aktuelle Zustand des 
Gewässer-Ökosystems. Aus der Dif
ferenz des Ist-Zustandes zum Ent
wicklungsziel ergibt sich der ak
tuelle Sanierungsbedarf. Die Klassi
fizierung des Ist-Zustandes erfolgt 
hierbei in vier Haupt- und drei Un
terklassen, so daß ein siebenstufiges 
Bewertungssystem entsteht. Aus 
den Defiziten ergeben sich die Ent-

Tab. 1: Leitbildrelevante Parameter und ihre Meßgrößen

Parameter Meßgröße

NATURLANDSCHAFT / heutiger potentiell 
natürlicher Zustand
Abfluß/Strömungsverhältnisse 
(sehr geringes Gefälle, durch Tideeinfluß 
wechselnde Fließrichtungen und z.T. stark 
schwankende Wasserstände, sehr geringe 
bis hohe Fließgeschwindigkeiten mit Stag
nationsphasen in Abhängigkeit von der 
Tide. Tidehubgradient)

• Tidehub

Gewässerprofil
(flacher, breiter Strom, Sandbänke [Tie
fenvarianz], umfangreiche Flachwasser
zonen, Zunahme an Wattflächen Richtung 
Nordsee)

• Umfang an Flachwasserzonen
• Umfang an Wattflächen
• spezifische Wasserfläche

Gewässerverlauf
(sehr breites Gewässerbett, wenige sehr 
große Mäander, zahlreiche Nebenarme, 
Stromspaltungen, Sandinseln [wandernd], 
Sandbänke, Sand-, Schlick- und Mischwat
ten, Erosions- und Sedimentationspro
zesse)

• UmfanganSeitengewässern

Überflutungsdynamik 
(großflächiger Überschwemmungsbe
reich, enge Verzahnung von Fluß und 
Überschwemmungsgebiet, vielfältige Ge
wässerstrukturen in der Aue, Hochwässer 
weniger von den Fließgewässern des Bin
nenlandes als von Küstenwetterlage ab
hängig, Sturmfluten [Auswirkungen der 
Extremereignisse])

• Umfang an Vorlandfläche

Physikalisch/chemische Verhältnisse 
(Brackwassergradient, hohe Primärpro- 
duktion, geringere Sauerstoffsättigung als 
in den übrigen Naturräumlichen Regio
nen, zeitweise hohe Übersättigungswerte)

• 0 2-Sättigung
• 0 2-Mangelsituationen (Extremwerte)
• Chloridkonzentration
• Ammonium
• Phosphat
• Schwermetalle
• Schadstoffe/-frachten
• Nährstofffrachten

Biotoptypen • Tideauwald
• Röhricht
• Wattflächen
• Flachwasserzonen
• Trocken-Magerrasen
• Salzwiesen

Fauna • Vögel
• Fische
• Makrozoobenthos
• Fischotter

KULTURLANDSCHAFT/nachhaltige Nutzung 
Landwirtschaft • Bedeutung als Brutvogelgebiet

• Vorkommen von mesophilem Grünland
• Vorkommen von Feuchtgrünland
• Gewässergüte

Küstenschutz • Ästuardynamik
• Größe des Vorlandes
• Umfang und Qualität der 

ästuartypischen Lebensräume
• Brutvögel
• Gastvögel

Schiffahrt und Hafenentwicklung • Tidehub
• UmfanganSeitengewässern
• spezifische Wasserfläche
• Umfang an Flachwasserzonen
• Umfang an Wattflächen
• Sauerstoffhaushalt
• Umfang und Qualität der ästuar

typischen Lebensräume
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wicklungsziele, für deren Umset
zung ein Maßnahmenkonzept ent
wickeltwerden muß.

Diese Vorgehensweise steht im Ein
klang mit den Hinweisen des Nieder
sächsischen Landesamtes für Ökologie 
für die Erstellung von Gewässerent
wicklungsplänen, mit denen das Nie
dersächsische Fließgewässerschutzpro
gramm umgesetzt werden soll (NLÖ 
1996) sowie mit der Vorgehensweise 
bei der Leitbildentwicklung auf inter
nationaler Ebene für Elbe und Rhein 
(Kohmann, Bundesanstalt f. Gewäs
serkunde, mündliche Mitteilung 1996).

4.3 Konkretisierung des Leitbildes

Für die Konkretisierung wird das Leit
bild in einzelne Parameter zerlegt. Für 
die Parameter werden Meßgrößen de
finiert, deren qualitive und soweit mög
lich quantitative Beschreibung zugleich 
die Konkretisierung der Parameter ist. 
Es werden Meßgrößen ausgewählt, die 
relevant sind für die Bewertung des Ist- 
Zustandes der Ästuare und die im Rah
men dieses Vorhabens angewendet 
werden können. Eine vollständige Be
wertung einer nachhaltigen Nutzung 
ist im Rahmen dieser Studie nicht mög
lich.

Tabelle 1 zeigt die Auswahl der leit
bildrelevanten Parameter sowie die 
Meßgrößen, mit denen die Parameter 
beschrieben und erfaßt werden.

5. Schlußbemerkung

Ziel dieses Beitrages ist es, die Herlei
tung, Bedeutung, Definition und An
wendung des Leitbildes für Ästuare zu 
zeigen. Im nächsten hier nicht mehr

von Peter Finck

1- Was sind Landschafts- 
Leitbilder?

Leitbilder rücken in der Umwelt- und 
Naturschutzdiskussion in den letzten 
Jahren (wieder) zunehmend in den Mit
telpunkt (Roweck 1995). Die Begriffsbe-

dargestellten Schritt wird mit den in Ta
belle 1 aufgelisteten Meßgrößen der
heutige Zustand der Ästuare bewertet.
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wendet. Für Biotope werden Leitbilder 
häufig auf der typologischen Ebene 
entwickelt. Hierbei werden Aussagen 
zur typischen Ausstattung beispiels
weise von Kalkmagerrasen oder Feucht
wiesen getroffen. Auf diese soll jedoch 
in diesem Zusammenhang nicht näher 
eingegangen werden.

Landschafts-Leitbilder stellen die 
Grobziele des Naturschutzes für die 
Entwicklung von Landschaftsausschnit
ten dar (Pfadenhauer 1991) und sind 
Teil eines naturschutzfachlichen Zielsy
stems, das hierarchisch aufgebaut ist

Leitbilder im Naturschutz 
Bedeutung -  Funktion -  Herleitung



Begriff Definition räumlicher
Bezug

Beispiele

Übergeordnete 
Grundsätze 
(Leitprinzipien) aus 
Umwelt- und 
Naturschutzpolitik, 
Raumordnung und 
Landesplanung

Allgemeine 
Zielvorstellungen 
der Umweltpolitik 
und Naturschutz
politik ohne 
weitere räumliche 
oder sachliche 
Konkretisierung

Bezugsraum z.B. 
BRD,
Bundesland;
Planungsregion

“Erhalt der 
naturraum
typischen 
biologischen 
Vielfalt.”

“Nachhaltige 
Nutzung der 
natürlichen 
Ressourcen”

Landschaftliches
Leitbild

Gesamtkonzept 
für die 
angestrebte 
Landschafts
entwicklung eines 
konkreten 
Raumes 
(Integrative 
Summe der 
Naturschutz- 
qualtitätsziele)

Bezugsraum z.B.
Naturräumliche
Einheiten,
konkrete
Planungsräume

“Der Flächennteil 
naturraum
typischer Wälder 
sollte 
10% der 
Gesamtfläche 
ausmachen.”

“Die Biotoptypen 
XY sind in dem 
Naturraum 
vorrangig zu 
sichern und zu 
entwickeln.”

Naturschutz-
Qualitätsziele
(flächenscharf)

Sachlich, räumlich 
und zeitlich 
definierte 
Qualitäten von 
Ressourcen, 
Funktionen etc.

Weitere 
räumliche 
Detaillierung z.B. 
einzelne Flächen 
oder Landschafts
elemente

“Die Feuchtwiese 
XY soll durch die 
Maßnahmen AB 
soweit 
ausgehagert 
werden, daß die 
Leitarten CD in 
vitalen Beständen 
gesichert werden 
können.”

Naturschutz-
Qualitätsstandards

konkrete
quantifizierbare
Grenzwerte

Mindest
populationsgröße 
einer Leitart im 
Planungsgebiet.

Abb. 1. Begriffshierarchie naturschutzfachlicherZielsysteme.

(Kiemstedt 1992) (Abb. 1). Sie werden 
aus allgemeinen Zielvorstellungen der 
Umweltpolitik (Leitprinzipien/Leitl inien) 
abgeleitet wie z. B. der Forderung nach 
einer nachhaltigen Entwicklung (sus
tainable development) (Jessel 1994).

Ihre zunehmende Konkretisierung 
und Operationalisierung innerhalb ei
ner Planungsebene erfahren sie u.a. 
durch Naturschutz- und Umweltquali
tätsziele, auf deren Grundlage für be
stimmte Bereiche Umwelt- und Natur
schutzstandards aufgestellt werden 
(Fürst et al. 1992). Leitbilder dienen 
hierbei als Referenzsystem zur Land
schafts-Bewertung und zur Feststellung 
von Potentialen und Defiziten nach 
der Erfassung des Ausgangszustandes. 
Entwicklungen, Nutzungen und Zu

stände in der Landschaft können dann 
im Abgleich zum aufgestellten Leitbild 
für den Bezugsraum als „leitbildkon
form" bzw. „leitbildfremd" eingestuft 
werden (Rossberg & Rückriem 1995).

Leitbilder sind normative Setzun
gen (Fellner & Kohl 1994), die entspre
chend den gesellschaftlichen Wertvor
stellungen einer Weiterentwicklung 
unterworfen sind. Aufgrund ihres nor
mativen Charakters sind Landschafts- 
Leitbilder daher auch nicht ausschließ
lich naturwissenschaftlich deduktiv ab
leitbar (Haaren 1991, Marzelli 1994). 
Naturwissenschaftlich erfassen läßt sich 
lediglich ein Teil der einer Leitbild-For
mulierung zugrunde liegenden allge
meinen und raumbezogenen Fakten. 
Dies gilt im besonderen für die bio

tisch-ökologischen Grundlagen. Wie
viel an Natur- und Umweltqualität ver
wirklicht werden soll, muß letztendlich 
im gesellschaftlichen Konsens entschie
den werden (Kiemstedt 1992).

Leitbilder, die dem Prinzip der nach
haltigen Entwicklung verpflichtet sind, 
zielen darauf ab, den Schutz bzw. die 
Wiederherstellung der natürlichen Le
bensgrundlagen, einschließlich der na
turraumtypischen Arten und Biotope 
und der regionaltypischen Kulturland
schaften, mit dem Ziel der Erhaltung 
bzw. der Entwicklung einer regionalen 
Wirtschaftsstruktur zu verbinden bzw. 
diese Bereiche zu integrieren.

Diese naturschutzfachlichen Leitbil
der dürfen jedoch nicht aus starren 
Festlegungen für ideale Kulturland
schaften bestehen. „Ökonormland
schaften" (Roweck 1995) können nicht 
das Ziel sein. Vielmehr müssen sie regio
nalen Besonderheiten und Eigenarten 
von Landschaften sowie dynamische 
Prozesse berücksichtigen (Finck et al. 
1998). Je lokaler der Raumbezug von 
Leitbildern ist, desto konkreter und flä
chenbezogener können sie formuliert 
werden.

2. Warum sind flächendeckende 
Konzepte des Naturschutzes 
für die Landschaftsentwicklung 
notwendig?

2.1 Wirksamkeit traditioneller 
Ansätze des Naturschutzes

In der Vergangenheit hat sich der 
Naturschutz weitestgehend segregativ 
mit der Landschaft auseinandergesetzt. 
Dies zieht sich wie ein roter Faden durch 
die gesamte bisherige Naturschutzge
schichte. Der Aufbau eines Schutzge
bietssystems teilte die Landschaft nicht 
nur in gesetzlich besonders geschützte 
und demgegenüber in ungeschützte 
Bereiche, sondern, was ungleich fol
genschwerer war, damit gleichzeitig in 
wertvolle und weniger wertvolle Flä
chen. Aktuell sind ca. 874000 ha als Na
tionalparke oder Naturschutzgebiete 
„gesichert", das entspricht ca. 2,4 % der 
Landfläche der BRD (BfN 1996). Diese 
Beschränkung auf das Schutzgebietssy
stem ist problematisch, wenn gleichzei
tig die restliche Landschaft weiterhin 
„konsumiert" wird. Die weiter anwach
senden Roten Listen machen dies mehr 
als deutlich.



Schutzziel kann nicht mehr 
(n=41) realisiert werden

Schutzziel akut bedroht 
(n=183)

Schutzziel in Gefahr 
(n=484)

Abb. 2. Übersicht über den 
Erhaltungszustand von 867 
untersuchten Naturschutz
gebieten südlich einer Linie 
Bonn-Kassel (verändert nach 
Haarmann & Pretscher 1993).

Auch der Schritt mit Hilfe des Pau
schalschutzes von bestimmten Bioto
pen (§ 20c BNatschG) den weiteren 
Rückgang zu stoppen, war nicht im an
gestrebten Umfang erfolgreich, da hier 
das segregative Prinzip nur verfeinert, 
aber nicht überwunden wurde. Diese 
Vorgehensweise hat dazu geführt, daß 
in der Öffentlichkeit der Begriff „Bio
top" häufig synonym für einen gesetz
lich geschützten oder kartierten und 
damit wertvollen Biotop verwendet 
wird. Die Landschaft besteht somit aus

ca. 10 % erfaßter bzw. geschützter Bio
tope und aus 90 % „wertloser Nicht
biotope". Bisher ist es zudem nicht ein
mal gelungen, zumindest diese gesetz
lich geschützten Flächen (Gebiets
schutz und Biotoptypenpauschal
schutz) vor negativen Entwicklungen 
zu bewahren. Eine Untersuchung von 
Haarmann & Pretscher (1993) zeigt, daß 
bei 80 % der von den Autoren unter
suchten Naturschutzgebiete (n = 867) 
der Erhaltungszustand derart beein
trächtigt war, daß die ursprünglichen

Schutzziele in Gefahr geraten, akut be
droht sind oder gar nicht mehr realisiert 
werden können (Abb. 2). Die Hauptver
ursacher der Arten- und Lebensraum
vernichtung konnten nicht aus diesen 
„geschützten" Flächen verbannt wer
den. So findet eine „ordnungsgemäße" 
Forst- und Landwirtschaft oft auch auf 
solchen Flächen statt.

Die Erkenntnis der Notwendigkeit 
der Erhaltung der Funktionalität der 
Landschaft mündete in dem Erstellen 
von Biotopverbund- und Vorrangflä
chensystemen. Auch wenn hier schon 
größere Landschaftsbereiche natur
schutzplanerisch überzogen wurden, 
blieben große Flächen unberücksich
tigt, und eine Auseinandersetzung mit 
den Hauptnutzungen in der Landschaft 
fand nicht im ausreichenden Maße 
statt.

Es ist deshalb nur die logische Kon
sequenz, daß Naturschutz Aussagen für 
die gesamte Fläche treffen muß. In die
sem Zusammenhang haben z.B. Plach- 
ter & Reich (1994) das Konzept der „par
tiellen Integrationsstrategie" entwik- 
kelt (Abb. 3). Naturschutzfachliche 
Landschafts-Leitbilder formulieren in

Gesamtfläche (weitgehend stoffliche bzw. landschaftsstrukturelle Zielableitung):
flächendeckend gültige Mindeststandards bzw. Grundziele des Naturschutzes, z.B . Erhaltung einer bestimmten biotischen Diversität 
Mindestflächenanteile naturnaher Strukturelemente, Vermeidung von negativen Beeinträchtigungen durch Überdüngung, Verdriften 
von Pflanzenschutzmitteln, Erosion, Veränderungen des Wasserhaushaltes usw.

Vorrangflächen für den Naturschutz (sowohl stoffliche als auch biotische 
Zielableitung):

Integration unterschiedlicher Zielsysteme (Landnutzung u. Naturschutz, 
Tourismus u. Naturschutz usw.) bei klaren Vorrang f.d. Naturschutz, 
z.B. Erhaltung trad. Bewirtschaftung, Artenschutz (z.B. Arten der 
Kulturlandschaft), Extensivierung, Pufferfunktion usw.

Vorrangflächen für anthropogene Nutzungen:
Es gelten die Grundziele, zusätzlich punktuell 
Artenschutz bzw. Schutz und Entwicklung 
bestim mter Landschaftsbestandteile

Abb. 3. Modell für die partielle Integration von Zielen des Naturschutzes in der Kulturlandschaft im Sinne von Plachter & Reich 1994 (Gestal
tung: Uwe Riecken).



diesem Konzept eine Reihe von 
„Grundzielen", die den Bezugsraum 
flächendeckend belegen. Ziel ist es hier, 
natur- und ressourcenbelastende Nut
zungsformen zu verhindern. In einem 
System von Naturschutz-Vorrangflä
chen besitzen weitergehende Natur
schutzziele, wie der wirksame Schutz 
der naturraumtypischen Arten und 
Biotope, Vorrang vor konkurrierenden 
Landnutzungsinteressen. Für diese Ge
biete müssen die Zielvorgaben des Leit
bildes deutlich differenzierter ausfal- 
len. Das Konzept wird durch ein Netz 
von Schutzgebieten vervollständigt.

2.2 Konkurrierende raum-und
landschaftswirksame Planungen

In den letzten Jahren hat sich der Druck 
auf die noch verbliebene freie Land
schaft enorm verstärkt. In diesem Zu
sammenhang existieren von einer gan
zen Reihe von Landnutzern Zielvorstel
lungen für die Entwicklung bestimmter 
Landschaftsausschnitte. Dies gilt neben 
der Land- und Forstwirtschaft auch für 
Infrastrukturplanungen und die öko
nomisch orientierte Raumordnung 
(Stichwort: flächendeckende Herstel
lung vergleichbarer Lebensbedingun
gen). Viele dieser ökonomisch gepräg
ten Zielvorstellungen anderer Landnut
zungsinteressen berücksichtigen die 
Auswirkungen dieser Nutzungen auf 
die Landschaft und Umwelt als Gesamt
gefüge gar nicht oder nur unzurei
chend. Welche Auswirkungen z.B. be
stimmte Bewirtschaftungsformen in 
der Land- und Forstwirtschaft oder In
frastrukturmaßnahmen auf das Land
schaftsgefüge, die Umweltmedien 
(Wasser, Boden, Luft) und die natur
raumtypischen Lebensräume und Le
bensgemeinschaften haben, spielt 
letztlich auch heute noch eine nach- 
geordnete Rolle. Entschieden wird nach 
betriebswirtschaftlichen und besten
falls volkswirtschaftlichen Maßgaben, 
wobei die volkwirtschaftlichen Kosten, 
die durch Umwelt- und Naturbelastun
gen entstehen, in der Regel unberück
sichtigt bleiben. Um eine wirksame und 
frühzeitige Beteiligung und Einfluß
nahme des Naturschutzes z.B. bei 
Strukturanpassungen wichtiger Land
nutzer, bei infrastrukturellen Groß
vorhaben, aberauch bei der Konversion 
von Militärflächen zu erreichen, sind in
nerfachlich abgestimmte Konzepte für

die angestrebte Landschaftsentwick
lung notwendig. Dies kann nur erreicht 
werden, wenn naturschutzfachliche 
Landschafts-Leitbilder in Verbindung 
mit einem Vorrangflächen-Konzept 
vorliegen (Finck et al. 1997).

2.3 Rückzug bisheriger Landschafts
nutzer aus der Fläche

Bedingt durch die Umstrukturierungs
prozesse in der europäischen Landwirt
schaft fallen im zunehmenden Maße 
landwirtschaftliche Flächen brach bzw. 
werden einer anderen Nutzung zuge
führt. Dies betrifft besonders Flächen, 
die unter den herrschenden ökonomi
schen Bedingungen des EU-Binnen- 
marktes nicht mehr rentabel landwirt
schaftlich genutzt werden können. Das 
Rückzugpotential wird unterschiedlich 
prognostiziert. Einer niederländischen 
Studie (Netherlands Scientific Council 
for Government Policy 1992 zitiert in 
Beese 1994) zufolge ist für den Bereich 
der EU langfristig mit einem Rückzug 
der agrarischen Nahrungsmittelpro
duktion aus mehr als 40 Millionen ha 
landwirtschaftlich genutzter Fläche zu 
rechnen (Abb. 4). Dabei wären nicht 
alle EU Staaten gleichmäßig betroffen. 
Für den Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland wäre mit etwa 3-4 Mio ha 
zu rechnen, was einer Verminderung 
der für die Nahrungsmittelproduktion 
bewirtschafteten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche von 20-25 % entspricht 
(landwirtschaftlich genutzte Fläche in 
der BRD 1991: ca. 17 Mio ha).

Die auch heute schon aus der Nut
zung fallenden Flächen bilden jedoch 
keineswegs einen repräsentativen 
Querschnitt der verschiedenen Stand-
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Abb. 4. Unterschiede in der genutzten Land
fläche in Mio. ha bei verschiedenen Entwick
lungsszenarien in der EU aufgrund einer 
Studie des Netherlands Scientific Council for 
Government Policy 1992 (verändert nach 
Beese 1994).

A B C D H EUTE
Szenarios

ortbedingungen in Deutschland. Be
dingt durch die sozioökonomischen 
Zwänge, werden im besonderen Maße 
sogenannte Grenzertragsböden nicht 
mehr landwirtschaftlich bewirtschaftet 
(Abb. 5). Diese Standorte zeichnen sich 
u.a. durch relative Nährstoffarmut, 
Feuchtigkeit oder Trockenheit oder 
eine Kombination dieser Faktoren aus. 
Unter solchen Bedingungen kommen 
häufig besonders wertvolle (Kultur-) 
Biotope und Lebensgemeinschaften 
vor, die in ihrem Bestand nicht selten 
bundesweit gefährdet sind. Für solcher
maßen aus der Nahrungsmittelproduk
tion fallende Flächen bestehtzurZeit in 
der Landwirtschaft ein großes Inter
esse, z.B. durch den Anbau von nach
wachsenden Rohstoffen (Ölsaaten, 
Miscanthus), neue Absatzmärkte zu er
schließen. Es wird aber auch über den 
Anbau von schnell wachsenden Hölzern 
(z.B. Weide, Pappel, Nadelhölzer) auf 
Kurzumtriebsflächen zur Energiege
winnung nachgedacht bzw. es laufen 
erste Testprojekte. Darüber hinaus gibt 
es durch die EU geförderte Auffor
stungsbestrebungen. Um den Belangen 
des Naturschutzes im Zuge dieses zu er
wartenden Wandels besser Geltung zu 
verschaffen, bedarf es der Entwicklung 
kohärenter Zielkonzepte für die Ent
wicklung der Gesamtlandschaft.

3. Was können und sollen natur
schutzfachliche Landschafts- 
Leitbilder leisten?

Naturschutzfachliche Landschafts-Leit
bilder sollen Zielvorstellungen des Na
turschutzes für die angestrebte Land
schaftsentwicklung im Bezugsraum 
liefern. Sie müssen regionalspezifisch 
(z.B. auf der Ebene von Naturräumen) 
entwickelt werden. Nur so können sie 
den charakteristischen Eigenarten der 
Landschaften gerecht werden. Dabei 
treffen sie in der Regel keine flächen
scharfen Festlegungen. Für die Gesamt
landschaft werden flächendeckend 
Grundziele formuliert. Hierbei stehen 
der abiotische Ressourcenschutz und 
die Vermeidung negativer Auswirkung 
von Flächen intensiver Nutzung auf an
grenzende schutzwürdige Biotope im 
Vordergrund. Darüber hinaus müssen 
sie aber quantifizierte Angaben über 
anzustrebende Flächenanteile der ein
zelnen Ökosystemtypen des Bezugs
raumes, Leitlinien für die angestrebte
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Landnutzung (sowohl qualitativer wie 
quantitativer Art) sowie Angaben zu 
vorrangig zu fördernden Lebensge
meinschaften und Prozessen enthalten 
0Finck et al. 1997, Plachter & Reich 
1994). Allgemein gehaltene Hand
lungsanweisungen wie z.B. die gene
relle Förderung der Anlage von Tüm
peln oder des „Biotopverbundes" 
durch Hecken berücksichtigen die na
turräumlichen Gegebenheiten häufig 
nicht und führen eher zu einer Unifor
mierung der Landschaft. Dies kann je
doch nicht Ziel naturschutzfachlicher 
Konzepte sein.

Eine weitere wichtige Funktion von 
Landschafts-Leitbildern ist ein inner- 
fachlicher Abgleich divergierender sek
toraler Zielvorstellungen für die Land
schaftsentwicklung. Als Beispiel sei

Abb. 5. Karte der aus Sicht landwirtschaftli
cher Nutzbarkeit peripherer Räume (M), in 
denen künftig zumindest regional ein deut
licher Rückzug der Landwirtschaft erwartet 
wird bzw. bereits heute erkennbar ist. Als 
Kriterien wurde eine geringe Bodenwert
zahl (<30, meist arme Sand- und Moorbö
den) und eine aus Sicht der landwirtschaftli
chen Nutzbarkeit ungünstige Geländemor
phologie (Mittel- und Hochgebirgslagen) 
herangezogen. Ballungsräume und ihre 
Umgebung blieben ausgespart. Sonstige 
raumordnerische Kriterien, wie geringe 
Bevölkerungsdichte, schlechte Verkehrsin
frastruktur usw., blieben unberücksichtigt 
(aus Riecken et al. 1997). Die Einstufung er
folgte jeweils pro Meßtischblatt.

Abb. 6. Differenzierte Leitbilder 
für das Naturschutzgroßprojekt 
„Borgfelder Wümmewiesen".
Vereinfacht und umgezeichnet 
nach Planungsgruppe Grün 1994 
(aus Riecken 1996). Es bedeuten: 
1: Entwicklung zur naturnahen 
Flußaue; 2: Entwicklung zu Au
en wiesen; 3 + 4: Entwicklung zu 
Auengrünland unterschiedlicher 
Nutzungsintensität; 5: Leitbild 
mesophiles Grünland.



hierzu das Naturschutzgroßprojekt 
„Wümmewiesen" angeführt. Ziele des 
Projektes sind, neben dem Schutz ge
fährdeter „Wiesenvögel", eine arten
reiche und naturraumtypische Vegeta
tion der Feuchtwiesen und Nieder
moore, eine Förderung typischer natur
naher Auenlebensräume wie zum Bei
spiel der Reste von Auwäldern im Ge
biet und die teilweise Wiederherstel
lung naturnaher Flußdynamik an der 
Wümme. Diese Ziele können nicht alle 
auf der gleichen Fläche realisiert wer
den, da sie zum Teil gegensätzliche Ent
wicklungsmaßnahmen erfordern. So 
beeinträchtigt z.B. die Förderung von 
auentypischen Wäldern das Vorkom
men bestimmter „Wiesenvögel" und 
steht in Konkurrenz zur Förderung von 
Feuchtwiesenkomplexen. Innerhalb des 
erarbeiteten Leitbildes für das Gesamt
gebiet wurde eine räumliche Entflech
tung der einzelnen Schutzziele erreicht 
(Abb. 6). Dieses ist weniger an einzel
nen Artengruppen orientiert, sondern 
eher ökosystemar angelegt und an dem 
durch detaillierte Untersuchungen er
faßten Bestand und den natürlichen dy
namischen Prozessen orientiert. Ge
rade im Konflikt zwischen der Förde
rung natürlicher Biotope und naturna
her Ersatzgesellschaften kann es sinn
voll sein, noch bestehende wertvolle se
kundäre Lebensräume (z. B. artenreiche 
Feuchtwiesen) zu erhalten und die Suk
zession zu naturraumtypischen Wäl
dern (z.B. Au-und Bruchwälder) auf an
dere Flächen zu verlagern.

4. Wie lassen sich naturschutz
fachliche Landschafts- 
Leitbilder herleiten?

Zur Leitbildfindung müssen die folgen
den Schlüsselfragen für den Bezugs
raum beantwortet werden (verändert 
nach Plachter & Reich 1994):
■ Welche Arten sollen vorrangig wo 
geschützt werden?
■ Welche Ökosystemtypen sind vor
rangig schutzwürdig?
■ Wie sieht das naturraumtypische 
Spektrum der Ökosystemtypen aus?
■ Welche naturraumtypischen Biotop
typen und Sukzessionstadien sind re
gional im Defizit?
■ Wie sieht die derzeitige Landschafts
und Nutzungsstruktur aus?
■ Welches sind die Arten mit den höch
sten Raumansprüchen?

■ Welche dynamischen Prozesse sind 
oder waren für den Bezugsraum typisch 
und wie lassen sie sich zumindest teil
weise wiederherstellen?

Durch diese Schlüsselfragen werden 
bereits einige wesentliche Punkte für 
die Herleitung von Leitbildern ange
sprochen. Die Entwicklung von Leitbil
dern erfordert zunächst eine hinrei
chend genaue Analyse der Ausgangssi
tuation. Hierzu müssen abiotische und 
biotische Parameter sowie die Nut
zungsgeschichte bis hin zur aktuellen 
Nutzung erfaßt bzw. ausgewertet wer
den (Abb. 7).

4.1 Erfassung des naturräumlichen 
Potentials

Abiotische Zustandsanalyse 
Neben den klimatischen Faktoren 
(Temperatur, Niederschläge etc.) sind 
vor allem die Geomorphologie, die 
Böden, die Hydrologie und die allge
meine trophische Situation bestim
mende Parameter sowohl für die Ver
teilung der Hauptnutzungen im Natur
raum als auch für die (potentielle) Ver
breitung von Biotopen, Vegetation und 
Zoozönosen.

Biotische Zustandsanalyse 
Die jeweilige naturraumtypische Vege
tation prägt neben den Hauptnut
zungstypen entscheidend das Land
schaftsbild eines Naturraumes. Um die 
derzeitig vorhandene Vegetation und 
Flora zu verstehen, ist es sehr wichtig, 
sich mit der historischen Vegetations
entwicklung auseinanderzusetzen. 
Dies beinhaltet sowohl anthropogen 
bedingte Vegetationsveränderungen 
als auch die Berücksichtigung der na
türlichen Veränderungen z.B. durch 
Klimaveränderungen, Katastrophen 
oder die Fauna. Ein wichtiges Hilfsmit
tel ist auch die potentiell natürliche 
Vegetation, wobei für die Leitbildfor
mulierung die heute mögliche und 
nicht eine spekulative Vegetation einer 
Urlandschaft als Referenz genommen 
werden muß.

Für die derzeitige Zusammenset
zung der Fauna gilt im wesentlichen das 
oben Gesagte ebenfalls. Bei vielen Tier
gruppen sind allerdings die zu berück
sichtigenden Lebensraumansprüche 
der Arten noch weniger bekannt als bei 
der Flora. So gibt es z. B. nur sehr einge
schränkte Kenntnisse überden Flächen

bedarf überlebensfähiger Populatio
nen oder über die konkreten Rück
gangsursachen einzelner Arten. Dar
über hinaus variieren bei vielen Tierar
ten die ökologischen Ansprüche in den 
einzelnen Landschaften noch mehr als 
bei den Pflanzen, so daß Ergebnisse von 
einem Naturraum auf den anderen nur 
schwer übertragbar sind. Ebenfalls 
noch sehr eingeschränkt sind unsere 
Kenntnisse zum regionalen Artenin
ventar der einzelnen Biotoptypen. Hier 
kann man dann nur durch eine Auswer
tung lokaler und regionaler Daten zu 
einem akzeptablen Ergebnis kommen.

Betrachtet man die Ebene der Le
bensräume, muß eine Erfassung der im 
Naturraum vorhandenen Biotoptypen 
und Biotopkomplexe vorgenommen 
werden. Darüber hinaus sollten beson
ders Elemente historischer Kulturland
schaften in der Region dokumentiert 
werden, soweit sie sich bis heute erhal
ten haben bzw. soweit ihre Auswirkun
gen oder Reste noch in der Landschaft 
erkennbar sind (z.B. Hudewälder, 
Streuobstwiesen etc.). Danach erfolgt 
eine Differenzierung in naturraumty
pisch bzw. -untypisch und regional bzw. 
überregional bedeutend oder prioritär. 
Abschließend folgt dann die Bewer
tung von Zustand und Ausprägung der 
einzelnen Lebensräume.

4.2 Nutzungs-und
Gefährdungsanalyse

Die Analyse historischer Zustände einer 
Landschaft-etwa die Landschaft vor 50 
oder 100 Jahren - kann für die Entwick
lung von Leitbildern wichtige Hinweise 
über das Entwicklungspotential eines 
Raumes sowie über die Beziehung zwi
schen (damals) vorherrschenden Land
nutzungen und hierdurch bedingten 
Umweltqualitäten liefern (vgl. Abb. 8). 
So unterscheiden sich verschiedene 
Landnutzungen bzgl. der in ihrer Folge 
entstandenen bzw. erhaltenen Le
bensraum- und Artenvielfalt in der je
weiligen Region. Dies ermöglicht die 
Einschätzung der Natur- und Umwelt
verträglichkeit dieser Nutzungsformen. 
Eine Wiederherstellung solcher histori
scher Zustände ist jedoch in der Regel 
als Leitbild für die Landschaftsentwick
lung wenig geeignet (Haaren 1991, Pfa- 
denhauer & Ganzert 1992, Marzelli 
1994). Zukunftsorientierte Leitbilder 
müssen vielmehr wahrscheinliche künf-
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Abb. 7. Ablaufschema zur Entwicklung von naturschutzfachlichen, regionalen Landschafts-Leitbildern (aus Finck et. al. 1993).

tige Entwicklungen dersozio-ökonomi- 
schen Bedingungen einer Region be
rücksichtigen (Pfadenhauer & Ganzert 
1992) und Entwicklungskonzepte für 
die behandelten Landschaftsaus
schnitte entwerfen. Regionaltypische, 
historische Nutzungsformen können

hier zur Entwicklung von Modellen 
beitragen. Sie müssen jedoch an Rah
menbedingungen angepaßt und wei
terentwickelt werden, die sich in der 
Regel deutlich von den historischen 
Verhältnissen unterscheiden.

Die aktuelle Verteilung der Bereiche

unterschiedlicher Naturnähe (natürlich 
oder naturnah/halbnatürlich/natur
fern/naturfremd) ist ein weiterer we
sentlicher Parameter zur Beschreibung 
des Landschaftszustandes. Darüber hin
aus müssen aktuelle Gefährdungen und 
Beeinträchtigungen erfaßt werden.



Abb.8. Landschaftswandel in den „Fischerhuder Wümmewiesen" zwischen 1897 (oben: Preußische Landaufnahme) und 1990 (unten: 
TK25).

Aus der Analyse der Abiotik und 
Biotik, der historischen und aktuellen 
Nutzung sowie der Besiedlungsge
schichte läßt sich schließlich die Entste
hung der heutigen Landschaft verste
hen. Die Berücksichtigung dieses ge
wachsenen Landschaftsbildes spielt 
eine wesentliche Rolle bei der realisti
schen Ableitung eines Leitbildes und 
seiner Akzeptanz. Denn nur wenn ein 
Leitbild auch von der Bevölkerung we
nigstens in großen Teilen mitgetragen

wird, hat es eine Chance, umgesetzt zu 
werden.

4.3 Kriterien für die Ableitung von 
Zielvorstellungen für die 
Landschaftsentwicklung

Die oben genannten Punkte bilden eine 
wesentliche Grundlage für die Ablei
tung von Leitbildern für die regionale 
Landschaftsentwicklung aus natur
schutzfachlicher Sicht. Darüber hinaus

stellen generelle Zielformulierungen 
des Naturschutzes wie die „Lübecker 
Grundsätze" der LANA (1991) sowie die 
von der damaligen BFANL (1989) ent
wickelten „Leitlinien des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege in der BRD" 
eine Vielzahl zentraler Forderungen 
und Prinzipien für die Landschaftsent
wicklung auf, die eine Konkretisierung 
in den jeweiligen Bezugsräumen erfah
ren müssen. Zentrale Leitprinzipien na
turschutzfachlicher Konzepte für die



regionale Landschaftsentwicklung, die 
sich u.a. aus den §§ 1 u. 2 des Bundesna
turschutzgesetzes (BNatSchG) ableiten, 
sind:

■ Schutz und die Entwicklung der 
naturraumtypischen Eigenart und 
Vielfalt an Arten und Biotopen

Hierbei ist ihr langfristiger Erhalt si
cherzustellen. Diese Forderung bezieht 
sich dabei nicht nur auf naturraumtypi
sche naturnahe Biotoptypen, sondern 
explizit auch auf halbnatürliche, häufig 
extensiv genutzte Lebensräume, die in 
der Regel das Produkt historischer 
Landnutzungsformen sind. Hierzu müs
sen geeignete Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, wie z.B. die Siche
rung bzw. Wiederherstellung der ent
sprechenden Lebensräume in solchen 
Flächengrößen, die ein langfristiges 
Überleben der regional- bzw. biotopty
pischen Lebensgemeinschaften sicher
stellen (Heydemann 1981). Darüber 
hinaus hängen viele der funktionalen 
ökologischen Beziehungen mit der 
Landschaftsausstattung bzw. mit den 
die Landschaft prägenden Strukturen 
eng zusammen. Eine drastische Verän
derung der derzeitigen Situation kann 
daher in manchen Fällen mehr Schaden 
als Nutzen anrichten. Ein Beispiel hier
für sind große unzerschnittene Räume, 
die durch eine enge Parzellierung und 
ein damit oft verbundenes dichteres 
Wegenetz für Arten mit großen Raum
ansprüchen ihre Bedeutung verlieren 
würden.

■ Durchsetzung einer umweit-und 
ressourcenschonenden 
Landnutzung

Dies bezieht sich vor allem auf die 
Hauptlandnutzer in Deutschland, d.h. 
die Land- und Forstwirtschaft, die zu
sammen über 80 % der Landesfläche be
wirtschaften und besonders in ihrer in
tensiven, industriell betriebenen Form 
die Landschaft grundlegend verändern 
und beeinträchtigen. Die naturschutz
fachlichen Zielvorstellungen für die 
Landschaftsentwicklung sind, wie er
wähnt, dem Prinzip der Nachhaltigkeit 
verpflichtet. Hieraus ergeben sich zen
trale Forderungen bzgl. der Art und In
tensität der Bewirtschaftung, aber auch 
in Hinsicht auf die angebauten Nutz
pflanzen (Feldfrucht- und Baumarten).

Zumindest in der staatlichen Forstwirt
schaft soll darüber hinaus die Förde
rung naturraumtypischer Waldgesell
schaften Vorrang vor einer lediglich am 
Ertrag orientierten „Gehölzplantagen
wirtschaft" (z.B. Kiefernforste in den 
Tieflagen, Fichtenforste in den unteren 
Mittelgebirgslagen, Forste mit fremd
ländischen Baumarten) haben.

■ Ganzheitliche Konzepte besonders 
für den ländlichen Raum

Es sollen Konzepte und Entwicklungen 
gefördert werden, die unter Beachtung 
der o.a. Forderungen des Naturschut
zes den Erhalt bzw. die Entwicklung 
ländlicher (Betriebs)-Strukturen er
möglichen. Nur so können aus Sicht des 
Naturschutzes notwendige Entwicklun
gen dauerhaft realisiert werden. Die 
Förderung von mittleren und kleinen 
Betrieben in einigen Gebieten, die ge
nerelle Extensivierung der Bewirtschaf
tungsmethoden und regionale Ver
marktungskonzepte etc. können dabei 
für den Bereich der Landwirtschaft eine 
wichtige Rolle spielen.

Die Zielkonzepte des Naturschutzes 
für die Landschaftsentwicklung müssen 
zudem darauf abzielen, daß die regio
nal- und naturraumtypischen Arten 
und Biotope nicht nur in den Schutzge
bieten Vorkommen, sondern daß die 
Gesamtlandschaft (zumindest außer
halb der Ballungsräume) derart gestal
tet wird, daß auch die vorrangig nut
zungsorientierten Flächen keine un
überwindlichen Barrieren für die Dis
persion bzw. Migration eines wesentli
chen Anteiles der naturraumtypischen 
Biozönose bilden. Darüber hinaus sol
len diese Flächen auch keine Quelle der 
Beeinträchtigung angrenzender natur
näherer Bereiche darstellen.

■ Begrenzung des 
Landschaftsverbrauchs

Generell ist eine deutliche Einschrän
kung des Flächenverbrauchs durch 
Siedlungen, Gewerbe und Infrastruk
turprojekte ein wichtiges Ziel des Na
tur- und Umweltschutzes. Neuansied- 
lungen von Gewerbe sollten daher vor
rangig auf ehemaligen Industrie- und 
Gewerbeflächen stattfinden, der wei
tere Ausbau der bestehenden Verkehrs
achsen sollte weitestgehend Vorrang 
vordem Neubau haben. Zudem sind die

weitere Zersiedlung und Versiegelung 
der Landschaft aus Naturschutzsicht 
nicht akzeptabel.

Letztendlich ist das Ziel aller Leitbilder 
ihre Operationalisierung auf lokaler 
Ebene. Diese kann nur im Dialog mit 
den Betroffenen vor Ort erfolgen (.Jes- 
sei 1994). Insofern müssen Leitbilder 
derart formuliert sein, daß bei ihrer 
Konkretisierung und Umsetzung lokale 
Entscheidungen im Rahmen dieser 
übergeordneten Leitbilder möglich 
sind (Otto 1994). Somit ist die Umset
zung der Leitbilder als ein iterativer 
Prozeß anzusehen (MarzeIH 1994), über 
dessen Ergebnis, auf die konkreten Flä
chen bezogen, häufig erst im Zuge die
ses Prozesses endgültige Klarheit ge
wonnen wird.

5. Zusammenfassung

Wichtige Entscheidungen mit weitrei
chenden Auswirkungen auf den Zu
stand und die Entwicklung der Land
schaft werden im zunehmenden Maße 
in einem überregionalen Rahmen ge
fällt. Traditionelle Ansätze im Natur
schutz haben jedoch bisher zu keinem 
kohärenten Konzept für die Land
schaftsentwicklung in Deutschland ge
führt. Naturschutzfachliche Landschafts- 
Leitbilder können diese Funktion erfül
len. Sie müssen flächendeckend, raum
bezogen und raumspezifisch erarbeitet 
werden. Dies erfolgt einerseits durch 
die Formulierung naturschutzfachli
cher Grundziele für die Gesamtland
schaft. Andererseits müssen Land
schafts-Leitbilder quantifizierte Anga
ben für den betroffenen Raum über an
zustrebende Flächenanteile der wich
tigsten Biotopkomplexe, Leitlinien für 
die angestrebte Landnutzung (qualita
tiv und quantitativ) sowie Angaben zu 
den vorrangig zu fördernden Lebens
gemeinschaften und Prozessen enthal
ten. Ihre Herleitung basiert auf der Er
fassung des naturräumlichen Potentials 
und einer Nutzungs- und Gefährdungs
analyse (einschließlich der Erfassung 
der Nutzungsgeschichte). Zentrale na
turschutzfachliche Leitprinzipien für 
die Landschaftsentwicklung sind der 
Schutz und die Entwicklung der natur
raumtypischen Eigenart und Vielfalt an 
Arten und Biotopen, die Durchsetzung 
einer umweit- und ressourcenschonen
den Landnutzung, die Förderung ganz



heitlicher naturverträglicher Entwick
lungskonzepte besonders für den länd
lichen Raum und die Begrenzung des
Landschaftsverbrauchs.
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Leitbilder für den Gewässerschutz
Begriffsbestimmung der LAWA und Folgerungen für die Praxis

von Volkhard Herbst

Einführung und Problemstellung

Innerhalb der Wasserwirtschaftsver
waltungen der Länder hat sich in den 
letzten Jahrzehnten eine weitgehende 
Veränderung der Aufgabenfelder ab
gespielt. Bis weit nach dem Ende des 
zweiten Weltkriegs waren Hochwas
serschutz, Trinkwassergewinnung, Me
lioration und landwirtschaftlicher 
Wegebau die bedeutendsten Aufga
bengebiete. Daneben sind die Abwas
serbeseitigung und der Kläranlagen
bau zunehmend in den Mittelpunkt des 
Interesses gelangt, im wesentlichen be
dingt durch offensichtliche Katastro
phen, wie es z. B. große Fischsterben als 
Folge der Übernutzung von Oberflä
chengewässern waren. Als Reaktion auf 
diese ungewollten Zustände wurden 
vom Beginn der siebziger Jahre an 
mehrere Milliarden Mark in die Verbes
serung der Abwasserreinigung inve
stiert. Die Bewertung der Defizite und 
Dokumentation der Erfolge erfolgte 
auf der Basis biologisch-ökologischer 
Untersuchungen mit dem Saprobienin- 
dex als Klassifizierungsgrundlage. 
Gleichzeitig wuchs in der Öffentlichkeit 
die Erkenntnis über die Notwendigkeit 
einer langfristigen nachhaltigen Siche
rung der Bewohnbarkeit der Erdober
fläche und die Bedeutung der Oberflä
chengewässer als essentielle Komparti
mente dieses Lebensraums. Entspre
chend entwickelten sich im Bereich des 
Gewässerschutzes die Vorstellungen 
und Anforderungen an Gewässer hin
sichtlich ihrer Eigenschaften als Ökosy
steme. Dies fand auch in der Gesetzge
bung seinen Niederschlag.

§ 1a WHG: Grundsatz:
(1) Die Gewässer sind als Bestandteil 
des Naturhaushaltes und als Lebens
raum für Tiere und Pflanzen zu si
chern. Sie sind so zu bewirtschaften, 
daß sie dem Wohl der Allgemeinheit 
und im Einklang mit ihm auch dem 
Nutzen einzelner dienen und ver
meidbare Beeinträchtigungen ihrer 
ökologischen Funktion unterbleiben.

Stellvertretend wird hier der § 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes in der neue
sten Fassung von 1996 zitiert.

Schon zehn Jahre vorher hatte Bellin 
(1986) in seiner Definition der Wasser
wirtschaft die Entwicklung im Prinzip 
vorhergesehen: „Wasserwirtschaft ist 
die zielorientierte Bewirtschaftung des 
ober- und unterirdischen Wassers nach 
Menge und Güte (chemisch, biologisch 
und physikalisch). Dabei ist es Ziel, Nut
zen und Benutzen des ober- und unter
irdischen Wassers so zu steuern, daß die 
Nutzungsfähigkeit des Grundwassers 
nachhaltig gesichert bleibt. Hierzu sind 
natürlicher Wasserkreislauf mit Wasser
stand und Abfluß, Gewässergüte und 
biologische Funktionsfähigkeit der 
Gewässer, einschließlich von Feucht
gebieten, soweit als möglich zu sichern 
oder wiederherzustellen."

Begriffsbildung

Aus diesem veränderten Anforderungs
profil ergab sich insbesondere für die 
Durchführung von Maßnahmen und 
die Aufstellung von raumbezogenen 
Planungen für die Wasserwirtschafts
verwaltung der Länder die Notwen
digkeit, die Ziele des Gewässerschutzes 
ökosystemgerecht zu formulieren. We
sentliche Impulse kamen dabei aus dem 
vom BMBF geförderten Projekt „Ökolo
gisch begründete Sanierungskonzepte 
für kleine Fließgewässer" (Kohmann et 
al. 1993), mit dem der bis dahin stärker 
vom planenden Naturschutz verwen
dete Begriff des Leitbilds in die Begriffs
welt des Gewässerschutzes eingeführt 
wurde. Nach einer kurzen, auch von Na
turwissenschaftlern beeinflußten Dis
kussion innerhalb der Länderarbeitsge
meinschaft Wasser (LAWA) wurde das 
Leitbild wie folgt definiert (Kohmann 
1997): „Heutiger, potentiell natürlicher 
Gewässerzustand, von gesellschafts
politischen Vorgaben unabhängige 
Meßlatte für die Bewertung des Ge
wässerzustands, die sich ausschließlich 
am gegenwärtigen Erkenntnisstand 
über die natürlichen Funktionen des 
Ökosystems Fließgewässer entspre

Leitbild:
■ heutiger, potentiell natürlicher, 
„anthropogen unbeinflußter" Zu
stand
■ naturwissenschaftlicher 
Kenntnisstand
■ natürliche Struktur und Funktion 
des Ökosystems
■ gewässerspezifische Ausprägung 
einzelner Komponenten

chend dem heutigen Naturpotential 
orientiert. Das Leitbild schließt insofern 
irreversible anthropogene Einflüsse auf 
das Gewässerökosystem ein (z.B. Aue- 
lehmbildung des Mittelalters, Ent
waldung Mitteleuropas mit den ent
sprechenden klimatischen Folgeer
scheinungen wie Niederschlags-/Ab- 
flußveränderungen etc.). Es wird durch 
wachsende naturwissenschaftliche Er
kenntnisse differenzierter, seine Sub
stanz bleibt unverändert." Eine der 
wesentlichen, dieser Definition zu
grunde liegenden Erkenntnisse ist die 
Tatsache, daß Gewässerzustände ver
gangener Zeiten, z.B. der „Urzustand" 
oder die vielfältig und kleinräumlich 
strukturierte, artenreiche Landschaft 
der Mitte des neunzehnten Jahrhun
derts, genausowenig wie die im Prinzip 
devastierten Landschaften eines Caspar 
David Friedrich realistisch wieder er
reicht werden können, bzw. überhaupt 
als Ziele tauglich sind.

Allein die augenblicklich vorhan
dene und in naher Zukunft kaum verän
derliche Dichte der menschlichen Bevöl
kerung mit ihren Komfortansprüchen 
verbietet eine solche Ausrichtung. Nie
mand wird ernstlich bereit sein, zwei- 
spännig zur Arbeit zu fahren oder an 
Blinddarmentzündung oder Cholera zu 
sterben, nur um solche Leitbilder zu 
verwirklichen. Andererseits hat man 
mit der Definition der LAWA die Mög
lichkeit, das Leitbild aus der unmittel
baren operationeilen Ebene herauszu
heben und damit der interessen- und 
nutzungsbezogenen Interpretation zu 
entziehen. Das Leitbild wird in die 
Ebene einer Vision erhoben, die allein 
mit dem Kenntnisstand der Naturwis
senschaften veränderlich ist. Teil dieser 
Definition ist auch die Möglichkeit wei
testgehender Regionalisierung und 
größenabhängiger Typisierung der 
Leitbilder. D.h. es gibt nicht mehr das 
Leitbild für alle Gewässer, sondern es



gibt je nach Differenzierungsgrad spe
zifische Leitbilder für einzelne Gewäs
ser, Einzugsgebiete oder naturräumli- 
che Gliederungen.

Die nächste Kategorie in dieser Hie
rarchie ist das Entwicklungsziel, nach 
Kohmann (1997): „Ein aus gewässer
ökologischer Sicht realisierbares Ziel, 
das Nutzungsinteressen und sozio-kul- 
turelle Aspekte berücksichtigt. Eine Un
tersetzung in kurz-, mittel- und langfri
stige Ziele definiert verschiedene Stu
fen des Entwicklungsziels. Es wird durch 
die der Gesellschaft hinnehmbar er
scheinenden ökologischen Verände
rungen und die ökonomischen Mög
lichkeiten bestimmt. Kurzfristige Ver
änderungen, auch in der Substanz der 
Ziele, sind damit nicht ausgeschlossen.

Hilfsgröße für die Definition des 
Entwicklungsziels ist die Definition ein
zelner Schwellenwerte oder Qualitäts
ziele, z. B. für chemische Parameter."

Entwicklungsziel:
■ möglichst naturnah aus naturwis
senschaftlicher Sicht
■ unter sozio-ökonomischen 
Bedingungen realisierbar
■ gesellschaftspolitischer Konsens
■ Nachhaltigkeit

Das Entwicklungsziel wird auf diese 
Weise auf die operative Ebene fixiert 
und vereint Nutzungsansprüche unter 
den Bedingungen eines ökonomischen 
Konsenses mit der jeweils gegebenen 
gesellschaftspolitischen Konstellation. 
Dazu gehören aber auch die in § 1 WHG 
aufgezählten ökologischen Qualitäten, 
aus naturwissenschaftlicher Sicht sind 
Strukturen und Funktionen innerhalb 
des Ökosystems Fließgewässer -  ein
schließlich der Auen -  so zu erhalten 
oder zu entwickeln, daß bei vorhande
ner Stabilität und Elastizität ein jeweils 
zu definierendes Niveau auf Dauer 
(nachhaltig) gewährleistet werden 
kann. Bei der Definition dieser Zielgrö
ßen besteht im Augenblick für einzelne 
Parameter noch ein merkliches Defizit, 
während bei anderen weitgehende 
Übereinstimmung besteht.

Als „Hilfsgröße" kann es insbeson
dere für die Planung längerfristiger Sa
nierungsvorhaben sinnvoll sein, ein Sa
nierungsziel zu definieren, das sich auf 
gesetzliche Vorgaben und Grenzwerte 
stützt und damit in aller Regel einen al-

Sanierungsziel:
■ durch Gesetze und Verordnungen 
beschriebener, nutzungsbezogener 
und -bestimmter Zustand

lein nutzungsbezogenen Zustand der 
Gewässer oder auch nur des Wassers 
festlegt.

Die aktuelle Beschreibung des Ist- 
Zustands hat sinnvollerweise mit dem 
Umfang an Kenngrößen zu erfolgen, 
mit dem Leitbild und Zielzustand defi
niert sind. Der „Abstand" zwischen Ist- 
Zustand und Leitbild dient der Bestim
mung des jeweiligen Handlungsbe
darfs.

Bewegt man sich im Sinne einer ho
heitlichen Aufgabe über den Rahmen 
einer naturwissenschaftlich begründe
ten Klassifikation hinaus auf die Ebene 
einer Bewertung, so lassen sich die Be
griffe Leitbild, Zielzustand und Sanie
rungsziel in den Rahmen der in 
Deutschland üblichen siebenstufigen 
Bewertungsskala einordnen. Das Leit
bild erfüllt die Bedingungen der Güte
klasse I, der Zielzustand ist die als Ziel 
wasserwirtschaftlichen Handelns ge
forderte Güteklasse II und das Sanie
rungsziel ist im Bereich kritischer Bela
stungszustände in Güteklasse ll-lll ein
zuordnen. Der jeweilige Ist-Zustand 
überstreicht die gesamte Breite der Be
wertungsskala (Abb. 1). Solche Bewer
tungen sind für einzelne Kenngrößen 
wie Saprobie, Gewässermorphologie 
oder Nährstoffparameter vorhanden 
bzw. in Entwicklung, die Aufgabe der 
Zukunft wird eine den EU-Ansprüchen 
gerecht werdende integrierte Bewer
tung sein, die möglichst viele in Gewäs-

Ist-Zustand:
■ mit naturwissenschaftlichen Me
thoden beschriebener, augenblickli
cher Zustand

serökosystemen wirkende Komponen
ten einbezieht.

Anhand von Beispielen aus den Be
reichen der Gewässermorphologie, 
Fauna, Flora und chemisch-physikali
scher Größen soll versucht werden, die 
generellen Unterschiede zwischen Leit
bild und Zielzustand zu verdeutlichen, 
wobei neben Strukturparametern auch 
funktionelle Größen mit berücksichtigt 
werden, da sie oft landschaftsübergrei- 
fende Kriterien von Ökosystemzustän
den darstellen und so die Vergleichbar
keit einzelner Bewertungen gewährlei
sten können.

I. Morphologie

Wesentliches Kriterium für das Leitbild 
der Gewässermorphologie ist die Mög
lichkeit einer andauernden, ungehin
derten Entwicklung des Längsverlaufs, 
der Sohlenstruktur, des Querprofils und 
der Uferstrukturen des Gewässers. Dies 
wird in der Regel durch eine ungehin
derte Dynamik in Verbindung mit dem 
jeweils gewässerspezifischen Abfluß
geschehen gewährleistet. Damit ver
bunden ist ein unveränderter Geschie
betransport sowie das Vorhandensein 
eines dem Gewässertyp, der Gelände
form und naturräumlichen Gliederung 
entsprechenden Überschwemmungs
gebietes. Weiteres Kriterium ist eine 
ungehinderte Durchgängigkeit, also 
die Durchwanderbarkeit des Gewässers

Wasserwirtschaftliche
Kategorien

E
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Abb. 1. Schema eines naturwissenschaftlich begründeten Bewertungssytems.



Leitbild Entwicklungsziel
Dynamik unbehindert in Siedlungsbereichen 

eingeschränkt
Durchgängigkeit unbehindert z.T. durch technische 

Maßnahmen ermöglicht
Geschiebetransport unverändert z.T. durch technische 

Maßnahmen gestützt
Auenausprägung durch Geländeform 

und Abflußgeschehen 
geprägt

Entwicklung anthropogen 
gesteuert, in Siedlungs
bereichen eingeschränkt

für Wirbeltiere (Fische) und aquatische 
Evertebraten mit oder gegen den 
Strom. Diese dem Leitbild entsprechen
den Zustände erfahren Einschränkun
gen auf der Ebene der Zielvorstellung.

Hier sind vor allem Uferfestlegun
gen oder Verbau aus Gründen des 
Hochwasserschutzes z.B. in Ortslagen 
oder ein verändertes Abflußgeschehen 
durch Trinkwassertalsperren hinzu
nehmen. Nicht auf dieser Ebene zuzu
lassen wären u. a. eine dauernde Acker
fähigkeit im Bereich der Überschwem
mungsgebiete und Flußauen und eine 
damit verbundene Dränung des Bo
dens, wohl aber eine Einschränkung in 
Siedlungsbereichen und bestimmte ex
tensive land- und forstwirtschaftliche 
Nutzungsformen. Es hat sich gezeigt, 
daß in den langsam fließenden, ero
sionsschwachen Gewässern des Tief
lands allein schon eine regelmäßig ge
mähte Böschung am Gewässer aus
reicht, um dieses festzulegen.

II. Fauna

Ein schwieriges Problem stellt für viele 
Gewässer die Definition einer Leitbild- 
biozönose dar. Schon auf der Ebene der 
Wirbeltiere sind beispielsweise histori
sche Angaben über Fischarten oft auf 
wirtschaftlich interessante Arten be
schränkt, noch lückenhafter sind die 
Angaben zu wirbellosen Tieren.

Hinzu kommt, daß als Ergebnis der 
unterschiedlichen Ausdehnung der 
letzten Eiszeiten auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland verschie
dene Faunengemeinschaften enstan- 
den sind, deren Verbreitung sich in Un
tereinheiten der von lllies (1978) be
nutzten Gebietsaufteilung abspielt.

Auf Grund natürlicher Ausbrei
tungsprozesse der Organismen und als 
Folge anthropogener Tätigkeiten-z. B. 
Bau von Schiffahrtskanälen über Was
serscheiden hinweg -  kommt es in den 
letzten Jahrzehnten zu einer intensiven 
Zuwanderung von Neozoen gerade in 
die Fließgewässer. Dies muß bei der 
Konstruktion solcher Biozönosen be
rücksichtigtwerden. Als Kriterium kann 
gelten, daß das Aussterben von Arten 
auf Ausnahmefälle beschränkt ist, die 
nicht unmittelbar anthropogen verur
sacht sind. Mit dem Auftreten von Neo
zoen ist zu rechnen, da die Ausbrei
tung von Arten als natürlicher Vorgang 
angesehen werden kann. Die Diversität

Schema 1: Gewässermorphologie

ist in Gewässern mit wenigen Ausnah
men (Quellregionen) hoch, die Bio
masse hängt von der jeweiligen Tro- 
phiesituation ab und ist über den Nähr
stoffeintrag begrenzt. Die Lebensge
meinschaft zeichnet sich durch eine län
gerfristig gesehen hohe Stabilität und 
vor allem ein hohes Reorganisations
vermögen aus, die vom Menschen oft 
als Katastrophen bezeichneten Ereig
nisse sind für Gewässer und deren Lebe
wesen der „Normalfair. Auf dem funk
tioneilen Sektor sind vor allem von 
österreichischen Kollegen (Moog 1993; 
Chovanek et al.1994) eine Anzahl von 
Kriterien entwickelt worden, dazu ge
hören Substratpräferenz, Strömungs
präferenz oder Ernährungsformtyp der 
einzelnen Arten. Die Ausprägung und 
Verteilung dieser Kriterien ist dabei 
weitgehend vom jeweiligen Gewässer
typ abhängig, d. h. im Gebirgsbach wer
den vornehmlich Hartsubstratbewoh

ner zu erwarten sein, die stärkere Strö
mung zum Nahrungserwerb und zur 
Sauerst off Versorgung brauchen, wäh
rend in potamal geprägten Gewässern 
Weichsubstratbewohner, grabende 
Formen, Filtrierer und Epizoen häufig 
zu erwarten sind. Dabei ist davon aus
zugehen, daß diese „Planstellen" in 
den potentiell natürlichen Lebensge
meinschaften mehrfach besetzt sind, 
die jeweilige Artenzusammensetzung 
kann in Abhängigkeit von den jeweili
gen Verbreitungsgebieten variieren, 
Neozoen sind problemlos integrier
bar, das aus o. g. Gründen historisch un
sichere Konzentrieren auf einzelne sel
tene aber evtl, gewässerunspezifische 
Arten unterbleibt.

Als weiteres Kriterium können die 
„klassischen" Indikatoren für Saprobie, 
aber auch für Säurezustand oder Salz
belastung herangezogen werden, wo
bei insbesondere bei der Saprobieindi-

Leitbild Entwicklungsziel
Struktur
Aussterben Ausnahmefälle wenige Arten
Neozooen vorhanden nicht dominant
Diversität hoch hoch
Biomasse Gewässertyp entsprechend wenig erhöht 

bzw. erniedrigt
Stabilität hoch hoch
Reorganisations hoch geringfügig
vermögen vermindert

Funktion
Substratpräferenz Gewässertyp entsprechend wenig verändert
Strömungs Gewässertyp entsprechend geringe Potamalisierung
präferenz bzw. Rhitralisierung
Ernährungsform mehrfach besetzt alle gewässertypischen
typen Formen
Säureindikation Säurestufe I Säurestufe I
Saprobie Güteklassen I bzw. I-Il Güteklasse II
Salzindikation Halinitätsstufe (Gkl.) I Halinitätsstufe (Gkl.) II

Schema 2: Gewässerfauna



Leitbild Entwicklungsziel
Struktur
Makrophyten Artenzusammensetzung Arten vorhanden

Mikrophyto-
gewässerspezifisch 
Diversität hoch alle relevanten taxo-

benthon nomischen Gruppen

Phytoplankton Dominanzstruktur
vertreten
zentrische Diatomeen/

gewässerspezifisch coccale Chlorophyceen

Funktion
Trophieindikation oligo-mesotroph

dominant

eutroph
Halobienindex oligohalin oligohalin
Photosynthese <2 mg/l O2 < 5 mg/l O2
intensität imTagesgang imTagesgang

Schema 3: Gewässerflora

kation berücksichtigt werden muß, daß 
die Güteklasse I in potamal geprägten 
Gewässern nicht erreicht werden kann, 
das Leitbild hier auf Güteklasse l-ll oder 
sogar II zu legen ist.

Für die das Entwicklungsziel reprä
sentierende Biozönose ist ein geringfü
giger Artenrückgang zu ertragen, aller
dings dürfen weder Neozoen domi
nieren noch die Biomasse der Organis
men merklich vergrößert bzw. verklei
nert sein. Im Prinzip geht es darum, daß 
zur Erzielung bestimmter Stoffumsätze 
und Stoffkreisläufe im Ökosystem auch 
eine bestimmte Biomasse gehört. Vor
aussetzung für die dauerhafte Auf
rechterhaltung dieser Funktionen sind 
Stabilität, ein nur unwesentlich vermin
dertes Reorganisationsvermögen und 
eine hohe Diversität der Lebensge
meinschaften. Auch die funktionalen 
Eigenschaften sollen weitgehend typ
gerecht ausgeprägt sein, d.h. ein Ge
birgsbach soll weiterhin in seiner Biozö
nose von Hartsubstratbewohnern und 
hoheTurbulenz benötigenden Organis
men geprägt sein, Rückstaue oder Aus
leitungen dürfen keine unüberwindli
chen Wandergrenzen sein, die Nah
rungskette basiert auf allochthon ein
getragener Substanz und nicht etwa 
auf planktischer Primärproduktion. An
dererseits sind in Flachlandgewässern 
durch Begradigung und Verbau mit 
harten Substraten entstehende Rhitral- 
biozönosen nicht erstrebenswert. 
Leichte Abstriche in der ursprünglichen 
Saprobie- und Halinitätsstufe sind auf 
Grund der dichten menschlichen Be
siedlung und der damit unvermeidli
chen Belastung mit gereinigtem Ab
wasser nur in Oberläufen nicht akzep
tabel. Artenverarmung infolge anthro
pogen bedingter Versauerung ent
spricht nicht den Zielen.

III. Flora

Auch für die Vegetation der Gewässer 
lassen sich Unterschiede zwischen Leit
bild und Zielzustand definieren. Neben 
Substrat und Strömungsgeschwindig
keit sind vor allem Nährstoffkonzentra
tion und Lichteintrag ausschlagge
bend. Nicht in allen Gewässern sind hö
here Pflanzen potentiell natürlich, son
dern Algenaufwuchs auf steinigen Sub
straten mit der Dominanz oligotra- 
phenter Arten mit hoher Diversität bei 
allerdings geringer Biomasse ist anzu

nehmen. Indikatoren stofflicher Bela
stungen (z.B. Versalzung) fehlen, die 
Photosyntheseintensität führt auch im 
Sommer nur zu schwachen Tagesgängen 
im Sauerstoffgehalt. In Potamalgewäs- 
sern ist dagegen mit einer reichen Ma- 
krophytenvegetation zu rechnen, die in 
Biomassebildung und Photosynthese
intensität die planktische Primärproduk
tion weit übertrifft, leichte Tagesgänge 
des Sauerstoffgehalts sind vorhanden, 
der Zustand vollständiger Sauerstoff Sät
tigung wird allenfalls in den Morgen
stunden kurzfristig unterschritten.

Auch das Entwicklungsziel beinhal
tet für die entsprechenden Fließgewäs
ser Makrophytenvegetation, einzelne 
Arten können fehlen. Das gleiche gilt 
für den Algenaufwuchs, Massenent
wicklungen einzelner oder weniger Ar
ten sind nicht erstrebenswert. Phyto
plankton in merklichen Dichten ist nur 
in den Potamalbereichen der Gewässer 
zu tolerieren. Die typischen Arten sind 
ubiquitär verbreitet, so daß die Festle
gung auf bestimmte Arten entfallen 
kann. Typisches Potamoplankton wird 
allerdings von coccalen Chlorophyceen 
und centrischen Diatomeen gebildet, 
insbesondere Cyanobakterien sind ein 
Zeichen für unerwünschte Nährstoff
anreicherungen. Die Biomasse ist als 
maximale Chorophyll a-Konzentration 
im Jahresgang definierbar, eine denk
bare Grenze sind hier 100 mg/l Chi a. 
Dies entspricht in etwa einem Tages
gang von 5 mg/l 0 2, für diese Messun
gen sind allerdings kontinuierliche Er
fassungen notwendig. Auch in diesem 
Zustand sind Salzanzeiger nicht in 
merklichen Anteilen vorhanden.

IV. Chemisch-physikalische
Eigenschaften

Die Definition der Stoffkonzentratio
nen für den potentiell natürlichen Zu
stand der Fließgewässer hat für einige 
Kenngrößen eher einen spekulativen 
Charakter, während für andere Stoff
gruppen dezidierte Vorstellungen be
stehen. Eine große Anzahl organischer 
und anorganischer Substanzen ist na
türlicherweise im Wasser gelöst, ihre ur
sprüngliche Konzentration hing ganz 
wesentlich von der geologischen Struk
tur des jeweiligen Einzugsgebiets ab. 
Nur ist es in vielen Fällen nicht mehr 
möglich, diese Konzentrationen nach
zuvollziehen.

Dies gilt für Nährstoffe wie Stick
stoff und Phosphor, Anionen wie Chlo
rid und Sulfat, Alkali- und Erdalkalime
talle oder auch Schwermetalle. Ande
rerseits sind die Konzentrationen durch 
menschliche Aktivitäten so lange und 
durchgreifend verändert worden, daß 
eine Festlegung nach bestem naturwis
senschaftlichen Wissen, also unter Be
rücksichtigung der Kenntnisse über 
Wirkzusammenhänge, gerechtfertigt 
erscheint. Einen hier genutzten Vor
schlag hat der LAWA AK „Zielvorga
ben" gemacht, Änderungen bei be
stimmten geologischen Strukturen 
aber ausdrücklich zugelassen. Für gelö
ste organische Substanzen kann davon 
ausgegangen werden, daß „abbaubare 
org. Substanzen" von der gewässerei
genen Mikroorganismenpopulation so 
schnell inkorporiert werden, daß meß
bare Konzentrationen nicht auftreten. 
Selbstverständlich sind auch die schwer



Leitbild Entwicklungsziel
Pflanzennährstoffe
Stickstoff < 1 mg/l N <2,5 mg/l N
Phosphor
Salzbelastung

< 0,05 mg/l ges. P < 0,15 mg/l ges. P

Chlorid
Toxische Substanzen

<25 mg/l CI <100 mg/l CI

Schwermetalle „geogener Background" <4x „geog. Background" 
bzw. < „Wirkschwelle"

Anthropogene
Substanzen

nichtvorhanden <0,1 x „Wirkschwelle"

(Grenzwerte nach: LAWAAKZielvorgaben)
Schema 4: Chemische Eigenschaften

zu zählenden, anthropogenen persi
stenten Stoffe im Zustand des Leitbilds 
nicht meßbar.

Für die Definition des Entwicklungs
ziels bieten sich eine Reihe von Krite
rien an. Die Konzentration der Nähr
stoffe sollte in einem Bereich liegen, in 
dem das Pflanzenwachstum nährstoffli- 
mitiert ist, und die Pflanzenbiomasse so 
begrenzt ist, daß Amplituden des Sau
erstoffhaushalts nicht zur Einschrän
kung von Struktur und Funktion der 
Biozönose führen. Die Salzbelastung ist 
durch anthropogene Wirkung (häusli
che Abwässer) allein schon erhöht, bei 
dem vorgeschlagenen Grenzwert von 
100 mg/l CI" ist aber weder eine Ein
schränkung der Nutzungsmöglichkei
ten gegeben noch lassen sich Änderun
gen der aquatischen Lebensgemein
schaft erwarten. Die Festlegung der 
Schwermetallkonzentration auf das 
Vierfache des „geogenen Background" 
ist ein pragmatisches Rechenverfahren 
und sollte, wo immer möglich, durch 
den Bezug auf eine „Wirkschwelle" ab
gelöst werden. Dies wird oft durch Ma
trixeffekte und Synergismen erschwert, 
doch liegen hierzu einige Untersuchun
gen vor, die genutzt werden können. 
Von Bedeutung bei den „anthropoge
nen Substanzen" sind vor allem dieje
nigen, die in der Umwelt toxische, kar
zinogene, mutagene oder endokrine 
Wirkungen zeigen, in Organismen oder 
der Nahrungskette akkumuliert wer
den oder sich in Schwebstoffen oder Se
dimenten anreichern sowie biologisch, 
chemisch oder physikalisch schwer ab
baubar sind. Die bekanntesten sind in 
der Liste der „Gefährlichen Stoffe" 
(LAWA 1993) enthalten, aber wie die Er
fahrung zeigt, kommen immer neue 
Substanzen und andere Wirkungen mit

anderen Wirkschwellen hinzu, so daß 
das pragmatische Vorgehen mit Festle
gung der Zielkonzentrationen eine 
Zehnerpotenz unter allen bekannten 
Wirkschwellen insbesondere unter der 
Berücksichtigung der häufig synergisti
schen Effekte sehr angebracht er
scheint. Eine Erweiterung und Verände
rung der Parameter und Grenzwerte ist 
hier mit dem Zuwachs an Erkenntnissen 
kontinuierlich notwendig, dieses Vor
gehen entspräche also vollständig der 
Philosophie des Entwicklungsziels.

Zusammenfassung

Mit der Definition der Begriffe Leitbild 
und Entwicklungsziel hat sich die Was
serwirtschaft eine brauchbare Aus
gangsbasis zur Bewältigung von zu
künftigen Aufgaben geschaffen. Unter 
weitestgehender Nutzung naturwis
senschaftlicher Größen und Kategorien 
wird ein visionäres Leitbild beschrie
ben, das Ankerpunkt eines Bewer
tungssystems darstellt und zeitlich ge
sehen prospektiv angelegt ist. Das dem 
gegenübergestellte Entwicklungsziel 
ist in der operativen Ebene -  unter Be
rücksichtigung aktueller gesellschafts
politischer Gegebenheiten -  angesie
delt. Das Entwicklungsziel stellt den un
mittelbar angestrebten Zustand als Er
gebnis von Planung und Bewirtschaf
tung dar. Er bildet damit eine weitere 
wichtige Größe des geforderten, über
greifenden Bewertungssystems und 
legt die „Steigung" der Bewertungs
schiene fest. Für den praktischen Voll
zug ist es notwendig, die Unterschiede 
zwischen Leitbild, Entwicklungsziel 
und Ist-Zustand anhand bestimmter 
Kenngrößen darzulegen. In einigen Be
reichen lassen sich die vorhandenen

Kenntnisse hierfür nutzen, in anderen 
werden Defizite sichtbar. Dies gilt auch 
auf der Ebene der Bewertungsverfah
ren, vor allem für eine intergrierte, das 
Gewässerökosystem als Ganzes erfas
sende Bewertung, aber auch für die Ein
zelbewertung einiger natürlich vor
kommender Wasserinhaltsstoffe. Trotz 
der noch vorhandenen Mängel er
scheint der hier eingeschlagene, prag
matische Weg für einige der aktuellen 
und der zukünftigen Aufgaben der 
Wasserwirtschaft eine gangbare und 
adäquate Lösung darzustellen.
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Läßt sich ein Leitbild für das 
Elbe-Aestuar aus der Lage des oberen 
Brackwasserbereichs und dessen 
Lebensgemeinschaften ableiten?
von Jeannette Cornelie Riedel-Lorje und Sabine Agatha

Einleitung

Leitbilder sind notwendig, um den ak
tuellen Zustand eines Ökosystems und 
zu erwartende Auswirkungen von Pro
jekten zu beurteilen (u.a. UVU) sowie 
Zielvorstellungen zu formulieren. Leit
bilder stellen einen ästhetischen, histo

rischen, abiotischen oder biotischen 
Maßstab im Umwelt- und Naturschutz 
dar (Stock et al. 1996). Als ökologische 
Referenz hierfür dient ein durch an
thropogene Einflüsse weitgehend un
gestörtes Ökosystem.

In der Tideelbe richtet sich die Aus
wahl des Leitbildes vorrangig nach je

nen ökologischen Gegebenheiten, die 
sowohl meßbar als auch mit histori
schen Daten belegt sind, und es gibt 
wenige. Neben fischereiwissenschaftli
chen Daten zählt zu diesen die Lage des 
oberen Brackwasserbereichs und des
sen Lebensgemeinschaften. Die Lage 
des oberen Brackwasserbereichs ist für 
die Tideelbe von wesentlicher Bedeu
tung, da sie u.a. die Sauerstoffsituation 
des Flußwassers und die Qualität des 
Grundwassers beeinflußt (Kausch 1995).

Material und Methoden

Das Untersuchungsgebiet erstreckt sich 
auf die Tideelbe zwischen Wehr Geest
hacht und Cuxhaven, der Zeitraum auf 
die Jahre 1858 bis 1996 (Riedel-Lorje 
et al. 1992, Riedel-Lorje et al. akzept). 
Grundlage sind Salzgehaltsdaten 
(Chlorid-) und Untersuchungsergeb
nisse über die benthische Lebensge
meinschaft sowie Brackwasser-Defini
tionen (Bergemann 1995, Riedel-Lorje 
et al. 1995). Das zu entwickelnde Leit
bild orientiert sich an den Qualitätszie
len für die Nordsee (Riedel-Lorje et al. 
1998; Tab. 1); die auch von der IKSE an
erkannten Begriffsdefinitionen richten 
sich nach Kohmann (1997):

Leitbild: heutiger potentiell natürli
cher Gewässerzustand, von gesell
schaftspolitischen Vorgaben unabhän
gige Meßlatte für die Bewertung des 
Gewässerzustandes, die sich ausschließ
lich am gegenwärtigen Erkenntniszu
stand über die natürlichen Funktionen 
des Ökosystems Fließgewässer entspre
chend dem heutigen Naturpotential 
orientiert. Das Leitbild schließt insofern 
irreversible anthropogene Einflüsse auf 
das Gewässersystem ein.

 ̂Entwicklungsziel (Qualitätsziel aus 
ökologischer Sicht): ein aus gewässer
ökologischer Sicht realisierbares Ziel, 
das Nutzungsinteressen und soziokul- 
turelle Aspekte berücksichtigt.

Ist-Zustand (ökologischer Status): 
aktueller Gewässerzustand; wird an
hand der Abweichung vom Leitbild 
bewertet.

Ergebnisse

Die Lage des oberen Brackwassergebie
tes kann anhand des Salzgehaltes und/ 
oder spezieller Indikatoren (Seepok- 
ken: Baianus improvisus, Kleinkrebse: 
Bathyporeia pilosa) in Abhängigkeit

Abb. 1. Die Lage der oberen Brackwassergrenze in der Elbe anhand des Salzgehaltes 1h vor 
Tideniedrigwasser In Abhängigkeit vom Oberwasserabfluß (Q0) (Bergemann 1995).
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Abb. 2. Verbreitung [lnd./dm2] dominanter limnischer und mariner Bodentiere in der Elbe zwischen Rhinplate (Strom -km  675) und Bruns
büttel (~Strom-km 668) bei langanhaltenden niedrigen Oberwasserabflüssen 1988 und langanhaltenden hohen Oberwasserabflüssen mit 
Brackwassereinstrom 1991 (Riedel-Lorje et al. 1995).

von Tide und Oberwasser dargestellt 
werden (Abb. 1, Abb. 2). Die Daten be
legen bis zur Mitte dieses Jahrhunderts 
ein Vordringen der oberen Brackwas
sergrenze bei niedrigen Oberwasserab
flüssen bis Glückstadt. Alten Beschrei
bungen zufolge hat sie früher wohl 
noch weiter stromab gelegen. Gegen
wärtig erstreckt sich das obere Brack
wassergebiet bei niedrigen Oberwas
serabflüssen stromauf bis Lühesand 
Nord, was Salzgehalt und stromaufwär- 
tiges Vordringen mariner („brackiger") 
Arten anzeigen (Riedel-Lorje et al. 
1992, Krieg 1996). Zahlreiche Untersu
chungen belegen bei niedrigen Ober

wasserabflüssen eine elbeaufwärtige 
Verlagerung des oberen Brackwasser
bereichs und dessen Lebensgemein
schaften im Verlauf dieses Jahrhunderts 
(Abb. 3, Abb. 4; Riedel-Lorje et al. 1995, 
Riedel-Lorje et al. akzept.). Entspre
chend ökosystemarer Konzepte für die 
Nordsee wird aus den Ergebnissen der 
Elbe-Untersuchungen folgendes Leit
bild für das Elbe-Aestuar entwickelt 
(Tab. 1):

Die natürliche Landschaft der ur
sprünglichen Tideelbe vor der Indu
strialisierung bzw. vor den wesentli
chen Elbe-Vertiefungen, in der die 
obere Brackwassergrenze wahrschein

lich weit stromab lag, wird gemäß Koh- 
mann (1997) nicht als Referenz für die 
Entwicklung eines Leitbildes herange
zogen. Aufgrund zwischenzeitlich ein
getretener anthropogener Einflüsse 
auf das Elbe-Aestuar und unterschiedli
cher Nutzungsansprüche ist diese na
türliche Landschaft nicht mehr er
reichbar.

Das Leitbild (Referenz) orientiert 
sich daher an den Verhältnissen Mitte 
dieses Jahrhunderts (Abb. 5):

Das obere Brackwassergebiet und 
marine („brackige") Arten dringen 
stromaufwärts nicht weiter als Glück
stadt vor.

Tab. 1. Leitbilder und ökologische Qualitätsziele für die Nordsee und das Elbe-Aestuar
1 Eco Target Group 1993, N ationa le  AG (UBA, NPA) 1993,3 Nordseeschutzkonferenz 1985

N o r d s e e E l b e - A e s t u a r
Nährstoffe Phytoplankton obere

Brackwassergrenze
Lebens

gemeinschaften
Meßgrößen/ 
Ö k o lo g isch e  P ara
m eter

1 N, P, N/P, NH4 1 P haeocystis- Blüten
2 A rtenzusam m en

setzung des P lanktons 
D auer der Blüten

CI' - K onzentra tion Sa lz
gehalt, norm iert au f 
bestim m ten O berw asser
ab fluß  (Q)

Artenzusam m ensetzung 
versch iedene Lebensge
m einscha ften ,spez ie lle  
Ind ikatoren

Ist-Zustand  
(Ö k o lo g isch er S tatus)

1 anorgan isches P und N 
s tark erhöh t

16-8 W ochen dauernde 
A lgenb lü ten  

2 P lankton-A bundanz 
erhöht

Lage bei n iedrigem  
O berw asserabfluß : 
Lühesand Nord

S trom aufw ärtiges 
V ord ringen  m ariner 
(„brackiger") A rten bis 
Lühesand Nord

Referenz
(Ö k o lo g isch er
R eferenzzustand)

1 D eutsche Bucht, 
h is to rische  Daten

2 D eutsche Bucht 1936

1 D auer der P haeocystis- 
B lü ten < 1950

2 H elgo land Reede 
30 jährige Ze itre ihe

H isto rische  E lbe-Daten 
zu r Lage: G lückstadt

Vorkom m en m ariner 
(„brackiger") A rten 
(B athypore ia p ilosa  etc.) 
s trom au f bis G lückstadt

En tw ick lun g szie l 
(Q ualitätszie l au s  
ö k o lo g isch er S icht)

1 N : P = 1 : 16 
R edfie ld  ratio

P haeocystis- Bl ü ten: 
1 kürzer

2 Keine (weiteren) 
Frem darten

Lage m ög lichst w e it 
s trom abw ärts: Lühesand 
Nord

Vorkom m en m ariner 
(„b rack ige r“) A rten 
s trom au f bis Lühesand 
Nord

Kurz-, mittel-, 
langfristige  
E n tw ick lun g szie le  
(Q ualitätsstufenzie le)

3 R eduzierung von P-, N- 
K onzentra tionen bis 
1995 au f W erte  von 
1985

1 & 2 keine Lage bei w e iteren V er
änderungen erhalten

Arten und deren H äufig
keiten erhalten



Abb. 3. Zeitliche Entwicklung der Lage der oberen Brackwassergrenze in der Elbe anhand 
des Salzgehaltes 1h vor Tideniedrigwasser bei niedrigen Oberwasserabflüssen (Q0) (Ber
gemann 1995).

Qo < 400m3/s

Die Rückführung der Tideelbe zu 
damaligen Verhältnissen ist nur unter 
großem Aufwand umsetzbar. Darüber 
hinaus wirken verschiedene Nutzungs
ansprüche und Realisierbarkeit auf die
ses Leitbild ein. Im vorliegenden Fall 
muß daher das Entwicklungsziel dem 
Ist-Zustand entsprechen:

Das obere Brackwassergebiet und 
marine („brackige") Arten dringen 
stromaufwärts nicht weiter als Lühe
sand Nord vor.

Diskussion

Gewässergütekriterien, Leitbilder und 
ökologische Qualitätsziele für Binnen
gewässer und den Küstenbereich stan
den im letzten Jahrzehnt im Mittel
punkt vieler Umwelt-Diskussionen (u.a. 
Colijn 1989). Es ergeben sich grundsätz
liche Fragen: Welche Zielvorstellungen 
bestehen für Leitbilder und die daraus 
abgeleiteten Entwicklungsziele, wel
che Meßlatte (Meßgrößen: u.a. Sauer
stoffgehalt, Salzgehalt, Diversität, Sa- 
probität) legt man an die Natur und 
welche Skalierung benutzt man? Hilfs
größe für die Definition des Entwick
lungsziels ist die Festsetzung einzelner 
Schwellenwerte, z. B. für chemische Pa
rameter (Kohmann 1997). Für umwelt
politische Entscheidungen sind Zielvor
gaben notwendig, deren Akzeptanz 
mit zunehmendem Umfang der Refe
renzdaten steigt.

Für die Entwicklung eines Leitbildes 
wird zunächst eine ökologische Refe
renz gewählt, die entweder zeitlich frü
her im gleichen Gebiet oder in einem 
benachbarten Biotop liegt. Ideal, aber 
unrealistisch wäre dabei ein anthropo
gen unbeeinflußter Lebensraum (na
türliche Landschaft). Das Leitbild orien
tiert sich an einer Referenz, die meist 
nicht frei von menschlichen Einflüssen 
ist; dennoch soll es eine Annäherung an 
das Idealbild der ungestörten Natur 
darstellen. Bei Handlungsbedarf wird 
aufgrund erheblicher Nutzungskon
flikte und Probleme der Realisierbar-

Abb. 4. Zeitliche Entwicklung der Lage der 
oberen Brackwassergrenze in der Elbe an
hand der Indikatorarten Nereis diversicolor 
(N), Corophium volutator (C) und Bathypo- 
reia pilosa (B) bei niedrigen Oberwasserab
flüssen (Qo) nach verschiedenen Autoren 
(Riedel-Lorjeetal. 1995).



Abb. 5. Leitbild und Entwicklungsziel für das Brackwassergebiet des Elbe-Aestuars mit 
ausgewählten, bis ins meso-/oligohaline Brackwasser vordringenden marinen Bodentieren 
der Gattungen Nereis, Corophium und Bathyporeia (Riedel-Lorje et al. 1995 mod.). Pfeil
kopf: Leitbild- Lage der oberen Brackwassergrenze bei Glückstadt Pfeil: Entwicklungsziel-  
Lage der oberen Brackwassergrenze bei Lühesand.

keit ein Entwicklungsziel formuliert. 
Dieses Entwicklungsziel stellt nur eine 
minimale Forderung aus ökologischer 
Sicht dar und entspricht für das Brack
wasser des Elbe-Aestuars dem Ist-Zu- 
stand. In diesem Sinne stellt das Ent
wicklungsziel das um bestehende, all
gemein akzeptierte Restriktionen ver
minderte Leitbild dar und ist ein Kom
promiß zwischen natürlichem Zustand 
des Gewässers und seiner intensiven 
Nutzung, u.a. als moderne Seeschif
fahrtsstraße (Riedel-Lorje & Gaumert 
1982, Siefert & Jensen 1993, Kohmann 
1997).

Das Brackwasser-Leitbild fügt sich in 
ein übergeordnetes Leitbild für das El
be-Aestuar und dessen Schutzkonzept 
(Entwicklungsziel) ein. Es gilt in modifi
zierter Form auch für andere Flußmün
dungen (siehe andere Beiträge in die
sem Heft).

Zusammenfassung
Anhand ökologischer Referenzen aus 
Langzeituntersuchungen (seit 1858) 
zur Lage des oberen Brackwasserbe
reichs in der Tideelbe und dessen Bo
denorganismen wurden ein Leitbild 
bzw. ein daraus abgeleitetes Entwick
lungsziel für das Elbe-Aestuar formu
liert: Das obere Brackwassergebiet und 
marine („brackige") Arten dringen 
stromaufwärts nicht weiter als bis nach 
Glückstadt bzw. Lühesand Nord vor. Das 
Entwicklungsziel für das Brackwasser 
im Elbe-Aestuar entspricht dem Ist-Zu

stand und stellt einen Kompromiß aus 
Leitbild, Ökonomie und Realisierbar
keit dar.
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Regionalkonferenzen: Strategie einer 
umweltschonenden Wirtschaftsent
wicklung -  Leitbild für die Teilregion 
Land Kehdingen, Untere Elbe
von Angelika Wolf

1. Vorüberlegungen und 
Entstehung des Projektes

Die aktuelle Situation bundesdeutscher 
Umweltpolitik ist gekennzeichnet 
durch zwei konträre Entwicklungen. 
Auf der einen Seite ist es vor dem Hin
tergrund einer sich verfestigenden 
Massenarbeitslosigkeit und internatio
naler wie nationaler Verteilungs
kämpfe zu einer Stagnation gekom
men. Die Umweltorganisationen spre
chen pointierter von einem „Rollback" 
in der Umweltpolitik. Auf der anderen 
Seite stehen dem Versuche entgegen, 
das auf der Rio-Konferenz (1992) for
mulierte Übereinkommen über die 
künftige Entwicklung der Staaten am 
Prinzip der Nachhaltigkeit zu orientie
ren und in lokalen, regionalen und lan
desweiten Konzepten zu konkretisie
ren.

Das Bemühen des BUND um eine 
Konkretisierung der von ihm und Mise- 
reor initiierten Studie „Zukunftsfähiges 
Deutschland" des Wuppertal Institutes 
(1995) und die Ziele für die gesellschaft
liche Entwicklung, die sich am Leitbild 
der nachhaltigen Entwicklung orien
tieren, werden nur dann erfolgreich 
sein, wenn es den unterschiedlichen In
teressengruppen gelingt, aufeinander 
zuzugehen.

Die beiden wichtigsten Leitideen 
sind
1. die natürlichen Lebensgrundlagen

aller Menschen und auch zukünfti
ger Generationen zu erhalten und

1 TU Berlin: Institut für Landschaftsent
wicklung am Fachbereich Landschaftsarchi
tektur und Umweltentwicklung (Prof. Dr. 
H. Scharpf, Prof. Dr. V. Hartje); TU Dresden: 
Institut für Landschaftsarchitektur (Prof. G. 
Hahn-Herse); Universität Hannover: Institut 
für Landschaftspflege und Naturschutz (Dr. 
C. von Haaren).

2. den Ländern des Südens ein faires 
Recht auf Entwicklung einzuräu
men. Damit geht es um die glaub
würdige Gestaltung unseres Wohl
standes und um die Vision einer ge
rechteren Welt.
Die Umsetzung ist ein ehrgeiziges 

Ziel des BUND. Dies soll durch Initiati
ven auf Bundesebene, regionaler und 
kommunaler Ebene versucht werden, 
indem fachlich fundierte Konzeptionen 
eine umweltschonende und nachhal
tige wirtschaftliche Entwicklung un
terstützen.

Im Mittelpunkt des hier vorgestell
ten Projektes „Regionalkonferenzen: 
Die Strategie einer umweltschonenden 
Wirtschaftsentwicklung entlang der 
Elbe", als eine der regionalen Initiati
ven des BUND, stand die Auseinander
setzung mit der Landwirtschaft in länd
lichen Gebieten, wobei die Leitidee 
„Regeneration von Land und Land
wirtschaft" (Wuppertal Institut 1995: 
SG-RK 18/95) in den Mittelpunkt ge
stelltwurde.

Verbunden damit ist
■ die Regeneration als Lebensraum mit 
einer Stärkung der regionalen Wirt
schaft,
■ der Wiederbelebung der Dörfer,
■ der Vielfalt der ländlichen Räume 
mit einer umweltverträglichen Land
nutzung zu erhalten oder wiederzu
entwickeln,
■ sowie eine Umorientierung der Pro
duktion von Nahrungsstoffen hin zu 
gesunden Lebensmitteln (Kontakt Pro
duzenten -  Käufer, Einkauf in der Re
gion, Wochenmärkte),
H und vieles andere mehr.

Ziel des Projekts war es, einen Schritt 
zu gehen in Richtung „zukunftsfähige 
Regionen".

Mit finanzieller Förderung durch 
die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 
konnte das zeitlich sehr eingegrenzte 
Vorhaben (3/4jähriger Förderungszeit
raum) in drei Regionen an der Elbe be

gonnen werden (vgl. Abb. 1). Der BUND 
war in den Regionen Impulsgeber und 
wirkte mit, regionale Leitbilder zu er
arbeiten. Aus diesen Leitbildern ließen 
sich Handlungskonzepte und Projekte 
ableiten, die zusammen mit den regio
nalen Akteuren in einer zweiten Reali
sierungsphase umgesetzt werden sol
len. Dabei wird der BUND als ein regio
naler Akteur mit aktiv sein. Die ausge
wählten Regionen sollen längerfristig 
in die Lage versetzt werden, die regio
nalen Konzepte eigenverantwortlich 
weiterzuentwickeln, so daß daraus eine 
sich selbst tragende Regionalität 
wächst.

Bei der Auswahl der Regionen und 
der weiteren Durchführung des Vorha
bens wurde der BUND ebenfalls regio
nal durch die Hochschulen Berlin, Dres
den und Hannover1 unterstützt, womit 
zugleich immer wieder eine Reflexion 
der Arbeit und des weiteren Vorgehens 
möglich wurde. Diese wissenschaftliche 
Begleitung trug ebenfalls zur Akzep
tanz der Arbeit in den Regionen bei.

Im folgenden wird hier ausschließ
lich auf den Entwicklungsprozeß in der 
Region „Untere Elbe" eingegangen 
und der ausgewählte Raum Land Keh
dingen vorgestellt. Die beiden anderen 
Regionen sind im Kontext der „Ent
wicklung eines Schutzkonzeptes für die 
norddeutschen Ästuare", das hier im 
Mittelpunkt stehen soll, von unter
geordnete Bedeutung (vgl. Abb. 1).

2. Zukunftsfähige Regionen und 
die Ziele der eigenständigen 
Regionalentwicklung

Ziel der eigenständigen Regionalent
wicklung sind zukunftsfähige Regio
nen. Die besonderen sozialen, ökologi
schen und ökonomischen Bedingungen 
einer Region sind in diesem Rahmen als 
Attraktivitäten zu entwickeln. Grund
idee ist eine Umorientierung von linea
ren zu zyklischen Prozessen und der Ein
satz der Produkte und Ressourcen aus 
der Region selbst. Eine Verringerung 
der Nutzung von Energie und Rohstof
fen soll die Überlegungen bestimmen.

Das heißt

Wirtschaften nach dem Prinzip der 
Nachhaltigkeit
Zum Beispiel durch den Ausbau und die 
Belebung vorhandener Kenntnisse und 
Fähigkeiten.



Abb. 1. Auswahl der Mo
dellregionen der Strategie 
einer umweltschonenden 
Wirtschaftsentwicklung 
entlang der Elbe.

Steigerung der Wertschöpfung
Veredlung von Produkten in der Land
wirtschaft, zum Beispiel Erhöhung des 
Verarbeitungsgrades.

Bestandsorientierung
Die in der Region vorhandenen Mög
lichkeiten (Potentiale) nutzen (Stärken 
und Schwächen der Region aufdecken), 
z.B. heimische Rohstoffe, Standortvor
teile und Marktchancen.

Regionale Partizipation
Die Mitarbeit möglichst vieler regiona
ler Akteure bei der Planung und Ent
wicklung von Projekten für die Region 
erreichen.

Aufbau neuer Kommunikations- und 
Kooperationsmöglichkeiten
In und außerhalb der Region, so daß 
Verbindungen unterschiedlichster Part
ner gefördert werden.

Wissenstransfer in der Region
Z.B. über finanzielle und strukturelle 
Möglichkeiten der Entwicklungen.

Fortbildung und Qualifikation
In besonderen Bereichen wie zum Bei
spiel Tourismus.

Funktionen von Leitbildern eigenstän
diger Regionalentwicklungsprozesse

Räumliche Zielkonzeptionen, die zu 
tragfähigen Lösungen beitragen, bau
en auf Leitbildern auf, die „handlungs
bestimmende Zielvorgaben und eine

Überprüfung der Realisierungsmög
lichkeiten" sowie zu verfolgende Stra
tegien nennen (Scharpf 1997).

Leitbilder sind dann sinnvolle 
Orientierungen, wenn daran anknüp
fend Ausführungskonzepte und Maß- 
nahmen(programme) entwickelt wer
den können, die flächenbezogene und 
zeitliche Aussagen enthalten.

Leitbilder stellen eine längerfristige 
Richtschnur für die einzuschlagende 
Politik dar und werden so zur Meßlatte 
für Erfolge und Mißerfolge. Sie gestat
ten zielgerichtete Veränderungen und 
flexible Anpassungen an aktuelle ge
sellschaftliche, soziale und ökologische 
Bedingungen.

Leitbilder der eigenständigen Re
gionalentwicklung bilden die Grund
lage einer umfassenden Gesamtstra
tegie, die auf die langfristige Erhaltung 
und Verbesserung der Lebensbedin
gungen in einer Region gerichtet sind.

Leitbilder formulieren den Rahmen 
für die gewollte ökonomische, soziale 
und ökologische Entwicklung eines 
Raumes und binden die regionalen Ak
teure mit Beginn des Prozesses in die 
Entscheidungsfindung ein. Damit wird 
eine eigenständige Regionalentwick
lung zu einem Kooperations- und Kon
sensprozeß innerhalb der Region.

Leitbilder sind so eine Grundlage 
zur Beurteilung der Umweltverträglich
keit von Landnutzungen und „ökologi
sche Meßlatte" für die umweltscho
nende Bewirtschaftung (vgl. Abb. 2).

Die Funktion von Leitbildern be
steht ferner darin, eine Vernetzung um

weltgerechten Verhaltens mit wirt
schaftlichen Erfordernissen herzustel
len. Die gegenseitige Verstärkung ein
zelner Maßnahmen durch die Ausnut
zung von Synergieeffekten kann ge
fördert werden. Rahmenkonzepte 
für eine Region werden durch so defi
nierte Leitbilder transparent und um
setzbar.

Die nachfolgenden Kriterien kenn
zeichnen eine zukunftsfähige Region 
der eigenständigen Entwicklung.

1. Ökonomische Kriterien
Befriedigung von Grundbedürfnissen. 
Bewährung nachhaltiger Produkte am 
Markt (eigenständig und überlebens
fähig).
Informationsfluß (inner- und überre
gional) zwischen den Akteuren zur Ver
besserung der Kooperationsmöglich
keiten.
Verringerung der Anonymität des 
Marktes.
Etablierung regionaler Stoffkreisläufe 
und Wertschöpfungsketten, Förderung 
ökologisch verträglicher Produktions
verfahren.

2. Soziale Kriterien
Gegenseitigkeit und Chancengleich
heit für inner- und überregionale Be
ziehungen.
Beteiligung vor Ort bei der Entwicklung 
von Leitbildern und bei Einzelent
scheidungen.
Weltweite gerechte Verteilung und 
Lebenschancen.

Abb. 2. Leitbilder der eigenständigen Re
gionalen twicklung.



Überschaubare und transparente 
Handlungs- und Wirkungsketten. 
Entscheidungen sei bst treffen.

3. Ökologische Kriterien
Grenzen der ökologischen Tragfähig
keit beachten.
Energie auf der Basis regenerativer 
Energieträger.
Stoffkreisläufe kleinräumig führen. 
Erhaltung und Schutz von Arten und 
Ökosystemen.
Vielfalt der belebten und nicht beleb
ten Natur sichern.
Keine negativen Folgen für andere Re
gionen.

Das aktive Einbeziehen aller lokalen 
und regionalen Entscheidungsträger 
und wichtigen Akteure in die Entwick
lung und Entscheidung über die Leitbil
der und Handlungskonzepte schafft 
Konsens. Mit einer neuen Form der 
Partnerschaft lassen sich dann auch Pro
jekte sowie strategische und operative 
Maßnahmenpakete entwickeln und 
Unterstützungsstrukturen auf bauen. 
Es entsteht ein Klima der Innovation 
und Kooperation. Damit kann die „so- 
ziokulturelle Konfliktorientierung" in 
den Regionen gestärkt werden, um Ini
tiativen der Selbsthilfe (Partizipation 
und Solidarität), der Vernetzung und 
Selbstverwaltung in den Regionen zu 
fördern (Scheer 1983).

Eigenständige Regionalentwicklung -  
was sind Regionen?

Regionen bilden sich immer neu und 
verändern sich in ihren Grenzen. Sie 
entstehen aus infrastrukturellen und 
naturräumlichen Fakten, aber auch 
aus Visionen: aus Visionen wirtschaft
licher, sozialer und kultureller Bezie
hungen.

Die Region umfaßt das, was sich ihr 
zugehörig fühlt, und ist nicht exakt 
planbar. Entscheidend ist letztendlich 
die Aufbruchstimmung, die in einer 
Region herrscht oder geweckt werden 
kann. Die Regionen sind darüber hinaus 
in der Regel auch ökologisch abgrenz- 
bar und fassen eine oder mehrere 
Landschaftseinheiten zusammen (vgl. 
Kaether 1994).

Diese Bedingungen, mindestens 
aber ein dominierender Faktor dieser 
Kriterien führt zur Identität der Regio
nen, die den dort lebenden und arbei

tenden Menschen ein eigenes Bewußt
sein gibt. Diese regionale Identität ist 
nicht flächenscharf zu bestimmen, 
denn immer werden einzelne wirt
schaftliche oder soziale Beziehungen 
über eine Region hinausweisen. Sie ist 
aber eine Orientierung für die Raum
abgrenzung, die den beteiligten regio
nalen Akteuren Selbstbewußtsein über 
ihr Gebiet verleiht.

Da diese Regionen eingebettet sind 
in Entwicklungskonzepte und Pla
nungsvorstellungen regionaler und 
landesweiter Planungsträger und diese 
Entwicklungsvorstellungen für die 
Landkreise erstellen, ist eine enge Ab
stimmung und Zusammenarbeit mit 
den jeweiligen Planungsträgern und

-Verwaltungen erforderlich. Insofern 
stellt der hier genutzte Regionsbegriff 
eine „Untereinheit" zu überregionalen 
und landesweiten Planungsabgrenzun
gen und Regionsbegriffen dar.

Die Region der eigenständigen Re
gionalentwicklung sollte daher auch an 
administrativen Grenzen orientiert 
sein.

Die Auswahl der Modell-Regionen

Um zukunftsfähige Regionen zu ent
wickeln, wurden für dieses Vorhaben, 
auch aufgrund der zeitlichen Vorga
ben, nachfolgende Voraussetzungen 
gewählt, die einen erfolgreichen Ent
wicklungsprozeß erwarten ließen.

Kriterium Voraussetzungen im Land Kehdingen

1. Repräsentanz: Es sollten verschiedene Landschaftsräume der Elbe un
tersucht werden. Daher sollte jeweils eine Region an der 
Unteren, Mittleren und Oberen Elbe liegen.

2. Strukturschwache 
Region der BRD:

Das Land Kehdingen liegt als peripherer Raum im Nah
bereich zum Ballungsraum Hamburg.

3. Regionales Potential 
eigenständiger Regional
entwicklung und Kontakte 
zu Schlüsselpersonen2:

Verschiedene Vorstudien über Kehdingen benennen 
sektoral Entwicklungsmöglichkeiten und aktive Grup
pen und Personen (TU Harburg/Universität Hannover).

4. BUND umweltpolitisch 
aktiv:

Die BUND Kreisgruppe Stade arbeitet seit mehr als zehn 
Jahren im Landkreis Stade und ist als lokale umweltpoli
tische Kraft anerkannt und verankert. Der BUND agiert 
im Sinne der nachhaltigen Entwicklung für ein „zu 
kunftsfähiges Deutschland" und ist bereits mit mehre
ren Projekten im Landkreis vertreten (z. B. Umwelt- und 
Abfallberatung).

5. Vorliegende Planungen, 
Planungsgrundlagen, 
Kartierungen, Konzepte:

Für das Land Kehdingen liegen der Landschaftsrah
menplan, das Regionale Raumordnungsprogramm und 
das Regionale Entwicklungskonzept Hamburg sowie 
zahlreiche sektorale Planungen vor.

6. Vorrangige Struktur
bedingungen:

Landwirtschaft und Naturschutz sind bestimmend für 
die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Bezie
hungen in der Region Kehdingen.

7. Verschiedene Bundes
länder:

Die Region ist Teil der alten Bundesländer, im Gegensatz 
zu den beiden anderen ausgewählten Regionen.

2 Als Schlüsselpersonen sind die regionalen Entscheidungsträger zu verstehen, die in 
den Regionen wesentliche Bedeutung haben. Neben den gewählten politischen Vertre
tern und den Verantwortlichen in der Verwaltung können dies Funktionsträger aus Verei
nen und Verbänden sein (wie dem Landvolk, Landfrauenvereinen, Natur- und Umwelt
organisationen, regionalen Zusammenschlüssen), Vertreter der Kirchen, von Wirtschafts
zusammenschlüssen (DEHOGA, regionale Gewerbevereine etc.). Dazu zählen ebenfalls 
Einzelakteure, die z. B. als Gewerbetreibende Interesse an der regionalen Entwicklung 
haben und diese aktiv mit verfolgen wollen.



Abb. 3. Die Modellregion

Landschaft

3. Die Modell-Region I: Das Land 
Kehdingen im Landkreis Stade; 
Strukturbedingungen 
Naturschutz und 
Landwirtschaft

Die Modellregion „Land Kehdingen" 
setzt sich aus fünf Mitgliedsgemeinden 
der Samtgemeinde Nordkehdingen 
und der Einheitsgemeinde Drochtersen 
zusammen. Für den Prozeß der eigen
ständigen Regionalentwicklung ist der 
südliche Bereich des Landes Kehdingen 
der Region wieder zugeordnet und 
greift zurück auf die historische Situa
tion des Raumes. Erst mit der Kommu
nalreform in den 70er Jahren wurde 
diese aufgelöst und führte zu einer star
ken Orientierung der Einheitsge
meinde Drochtersen auf das Mittelzen
trum Stade. Die natürlichen Begrenzun
gen durch die Elbe im Norden und 
Osten, die Oste im Westen sowie die 
Lage des Landes Kehdingen zwischen 
Cuxhaven und dem Großraum Ham
burg haben eine Abgeschiedenheit des 
Raumes bewirkt, die sich heute als 
Nachteil in der verkehrlichen Anbin
dung der Region zeigt. Damit konnte 
sich in diesem überwiegend landwirt
schaftlich geprägten Gebiet aber auch 
eine als Naherholungsraum attraktive 
Kulturlandschaft entwickeln und erhal
ten -  mit herausragender Bedeutung 
für den Naturschutz. So liegen zwischen 
der Ostemündung und dem Flecken 
Freiburg wichtige Brut- und Rastge
biete für Wat- und Wasservögel der 
Unterelbe. Die Anerkennung eines Teils 
des Gebietes als „Feuchtgebiet interna
tionaler Bedeutung" (Ramsar Konven
tion) und als „Important Bird Area" 
(EG-Vogelschutzrichtlinie) qualifiziert 
diesen Raum mit seinen Schutzgebieten 
aus Außen- und Binnendeichsflächen 
als „Europareservat" (Internationaler 
Rat für Vogelschutz).

Flächenansprüche des Naturschut
zes konkurrieren mit Ansprüchen der 
Landwirtschaft, die als Hauptnutzung 
den Raum-auch visuell-prägt. Für den 
Ballungsraum Hamburg ist diese Re
gion ein Naherholungsraum, der auf
grund seiner schwierigen Verkehrsan
bindung noch wenig genutzt wird. 
Kehdingen, als Teil des Landkreises 
Stade, gehört wegen seiner räumlichen 
Nähe dennoch nicht zum „Fördergebiet 
strukturschwacher Regionen". Alle an
deren im Umfeld liegenden Landkreise

sind dieser Kategorisierung zugeord
net (Abb. 3).

Die neuen Planungen des Landes 
Hamburg zur Elbe-Vertiefung stellen 
weitere Ansprüche an die landschaftli
chen Potentiale der Region. Die ehema
ligen Außendeichsflächen werden als 
potentielle Ausgleichs- und Ersatzflä
chen angesehen, wodurch die bisherige 
landwirtschaftliche Nutzung aus der 
Sicht der Landwirtschaft weiter beein
trächtigtwürde.

Die Arbeitsstruktur in den Regionen am 
Beispiel „Land Kehdingen"

In den drei Modellregionen erwies sich 
für die Arbeit in den Regionen eine „re
gionale Arbeitsgruppe", der die Schlüs
selpersonen der jeweiligen Region an
gehörten, als zentrales Arbeitsinstru
ment. Die regionalen Entscheidungs
träger wurden von der BUND-Kreis- 
gruppe zu einer ersten Sitzung einge
laden, um das Projekt und seine Ziele 
vorzustellen. In diesem ersten Zusam
mentreffen wurden die Bereitschaft zur 
Mitarbeit und die unterschiedlichen In
teressen diskutiert. Außerdem wurden 
weitere wichtige Schlüsselpersonen 
benannt, um diese ebenfalls in die wei
tere Arbeit einzubinden. Diese, als 
„Vorkonferenzen" bezeichneten Tref
fen bildeten den Auftakt für eine Reihe 
weiterer Veranstaltungen. Schon in der 
ersten Sitzung wurde ein Konsens dar

über erreicht, daß umsetzbare Projekte 
für die Region entstehen sollten, die zu 
tatsächlichen Verbesserungen in der 
Region führen würden (Abb. 4).

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe 
wurden gemeinsam benannt und hat
ten die Aufgabe, Leitbilder, Motto und 
Projektideen zu erarbeiten und zu dis
kutieren. Konkretes Ziel dieser Arbeits
phase war die Entwicklung regionaler 
Projekte, Handlungsempfehlungen 
und Umsetzungsschritte in dem durch 
die Leitbilder gesteckten Rahmen, Ent
scheidungen über deren Priorität lagen 
bei den Akteuren selbst.

Abb. 4. Die Arbeitsstruktur in der Region 
„Land Kehdingen".



Um die Bereitschaft zur Mitwirkung 
in den einzelnen Regionen zu klären, 
wurden vorab mit wenigen ausgewähl
ten Personen Erstinterviews geführt. 
Vorbehalte -teils auch gegenüber dem 
BUND als Projektträger -  konnten so 
angesprochen und ausgeräumt wer
den, Planungs-„Altlasten" erfaßt, Hin
weise auf Konflikte und Nutzungspro
bleme im Raum gegeben und so ein 
Überblick gewonnen werden, welche 
Probleme und Fragen im Raum vorhan
den waren (vgl. empfohlene Vorge
hensweise bei Oppermann et al. 1996: 
51). Die Erkenntnisse, die in diesen 
Erstinterviews gewonnen wurden, wur
den in der ersten Vorkonferenz öffent
lich gemacht und so für alle transpa
rent.

Parallel dazu wurde als Arbeits
grundlage eine Stärken-Schwächen- 
Analyse (SSA) erarbeitet. Die SSA identi
fiziert die Ansatzpunkte sowie die 
Hemmnisse der eigenständigen Regio
nalentwicklung und erfaßt die öko
nomischen, sozialen und ökologischen 
Strukturen. Diese Daten wurden einer 
Wertung unterzogen, um die Poten
tiale für die weiteren Entwicklungs
möglichkeiten der Regionen heraus
zuarbeiten, aber auch die Schwächen 
angemessen zu beachten. Die planeri
schen und strukturellen Rahmenbedin
gungen der jeweiligen Regionen wur
den ebenfallsanalysiert, um Widersprü
che mit der Landes- und Regionalpla
nung und sonstigen Fachplanungen 
(Forstplanung, Fremdenverkehrsent
wicklungskonzepten, Bauleitplanun
gen etc.) auszuschließen.

Diese Vorgehensweise wurde in der 
ersten gemeinsamen Sitzung verein
bart und als „Spielregel" von allen ak
zeptiert. Weiterhin wurde vereinbart 
die Arbeitstreffen zu moderieren, um 
die Ergebnisse systematisch festzuhal
ten. Im Nachhinein wurde dies von allen 
Teilnehmerinnen als hilfreich bewertet 
(Wolf et. al. 1997:21).

Die Entwicklung eines Leitbildes, eines 
Mottos und von Projekten

Ziel der regionalen Arbeitsgruppe war 
es, Visionen und Strategien verschiede
ner Zukunftsvorstellungen für Kehdin-

Abb. 5. Leitbild der eigenständigen Regio
nalentwicklung für das Land Kehdingen für 
2050.

□  Das Land Kehdingen hat sich zur Modellregion für ökologisches Wirtschaften 
entwickelt.

□  Das Land Kehdingen ist wirtschaftlich, sozial und ökologisch zu einem Anziehungs
punkt im Norden geworden.

□  Im Land Kehdingen ist der Naturschutz zu einem wirtschaftlichen Faktor geworden 
und trägt durch die ökologische Ausgleichsfunktion der Naturflächen zur sozialen 
Zufriedenheit bei.

□  Landwirtschaft und Naturschutz sind im Land Kehdingen zu einer Einheit zusam
mengewachsen.

□  Das Land Kehdingen bietet zielgruppenorientierte Erholungsangebote für Familien, 
ältere Menschen und den Tagungs- und Weiterbildungstourismus.

□  Das Land Kehdingen hat sich zu einer „familienfreundlichen Region" entwickelt.

Für die Region bedeutet dies in der Zukunft:
♦  Die Verschuldung des Landes Kehdingen ist aufgrund der guten wirtschaftlichen 

Entwicklung gesunken. Die hohe ökologische Qualität der Region zieht weiterhin neue 
Bewohner in die Region und unterstützt die Ansiedlung von neuen Betrieben, die den 
Bedingungen einer kreislauforientierten Produktion entsprechen.

♦  Neben der Nutzung der Windenergie ist es gelungen, neue Betriebe anzusiedeln. Land
wirtschaftliche Produkte werden weiter veredelt. Gewerbebetriebe und der Dienst
leistungssektor nutzen die gemeinsame Imageförderung des Regionalmarketings und 
machen das Land Kehdingen als ökologischen Wirtschaftsstandort bundesweit be
kannt (vgl. Zielsetzung des LAPRO). Neue Technologien, wie Nachrichtentechniken, 
aber auch für die Landwirtschaft stärken das produzierende Gewerbe.

♦  Die Umstellung auf naturschonende Anbaumethoden hat zu einer Qualitätssteigerung 
der Produkte geführt. Ein Gütesiegel kennzeichnet die Produkte, die durch eine eigene 
Vermarktungsgesellschaft regional und überregional abgesetzt werden.

♦  Die landschaftlichen Voraussetzungen sind ideal für Tagungs- und Weiterbildungs
angebote: von der Stadt entkoppelt in ruhiger Umgebung.

♦  Durch die gute Anbindung an öffentliche Verkehrsträger (Schiff, Bahn) und die Ab
grenzung der Fahrradewege von der Straße ist das Land Kehdingen für Fahrradur
lauber besonders interessant. Durch kombinierte Angebote, die auch zentral (Online) 
angeboten werden, ist die Nachfrage gestiegen und sichert in der Gastronomie zahl
reiche Arbeitsplätze. Spezielle Angebote für ältere Menschen sind Teil einer neuen 
Fremdenverkehrskonzeption.

♦  Die Naturschutzgebiete und die charakteristische weite Landschaft sind zu einem 
wichtigen „weichen Standortsfaktor" geworden. Die Kehdinger haben durch Bildung 
einer Landschaftsentwicklungsgesellschaft aktiv die Qualitäten der Kulturlandschaft 
erhalten und verbessert und somit den Lebensraum für Mensch, Tiere und Pflanzen 
nachhaltig gesichert.

♦  In Naturschutzgebieten arbeitet eine auf die Schutzziele ausgerichtete Landwirtschaft, 
deren wirtschaftliche Basis durch Vertragsnaturschutz, „Sanften Tourismus" etc. ge
sichert wird. Die Lebensqualität in Kehdingen mit der Attraktivität der Landschaft

♦  und den zahlreichen schutzwürdigen Gebieten, führt zu einer Stabilisierung der Bevölke
rungszahl. Mit dieser Entwicklung hat sich gleichzeitig die internationale Bedeutung des 
Raumes für den Naturschutz/Vogelzug stabilisiert. Die Region wirbt mit dieser 
Besonderheit und profitiert von diesem internationalen Ruf.

♦  Der Naturschutz hat sich auf die für die Naherholung hohe Attraktivität eingestellt und 
zusammen mit allen Akteuren im Fremdenverkehr aktiv ein Konzept zur Kooperation von 
Naturschutz und Naherholung erarbeitet. Neben attraktiven, die Natur schonenden Führun
gen der Besucher durch die Landschaft wird z. B. Familienbildungs- und Kurzurlaub zu Na
turschutzthemen angeboten.

♦  Altersheime, die Mensa der Fachhochschule Buxtehude und das Krankenhaus in Stade sind 
Großabnehmer die regionalen landwirtschaftlichen Produkte (aus der Region für die Re
gion), in mehreren Ökoläden und direkt vom Hof können sie von Einzelverbrauchern 
günstig gekauft werden.
Die Abwanderung junger, qualifizierter Arbeitskräfte ist gestoppt, denn es haben sich 
neue Betriebe angesiedelt, die vor allem Umweltschutzgüter ökologisch verträglich her
steilen. Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeitsplätze liegt im Bereich neuer Technologien 
(NIW 1993:152).

♦  Schulen, Kindergärten und Kindertagesstätten sind ausreichend vorhanden und für die Kin
der gut zu erreichen. Wohn- und Freizeitangebote basieren auf einer familienbezogenen 
Infrastruktur.

♦  Die Bodenpreise sind stabil, was positiv auf die Gewerbeansiedlung ausstrahlt.
♦  Der öffentliche Nahverkehr ist so entwickelt, daß innerhalb des Landes Kehdingen alle Ge

meinden und Orte gut zu erreichen sind, aber auch die Zentren Stade und Hamburg.



gen zu entwickeln und diese auf ihre 
Realisierungschancen hin zu prüfen. 
Erste Überlegungen folgten der Frage 
„Wenn ich mir das Land Kehdingen 
2010 vorstelle, wie soll es dann ausse- 
hen?".

Der zuerst gewählte Zeitraum von 
ca. 15 Jahren öffnete den Horizont so
weit, daß „Hochrechnungen" nicht 
möglich waren. Noch unrealistisch 
scheinenden Überlegungen sollte 
Raum gegeben werden, um weiter zu 
„spinnen". Auf den ersten Blick un
wahrscheinlich Scheinendes sollte erst 
in einem weiteren Schritt auf realisier
bare Teilaspekte untersucht werden.

Die regionale Arbeitsgruppe disku
tierte Leitbilder mit zwei Zeitschritten. 
Die Überlegungen bis 2010 waren nach 
Auffassung der Arbeitsgruppe doch 
eher überschaubar und enthielten 
überwiegend realisierungsfähige Vor
stellungen, während für weiter ge
steckte Ziele der Zeitraum 2050 ge
wählt wurde. Daraus entstand folgen
des Leitbild für die Region Kehdingen 
(siehe Abb. 5).

Die Konkretisierung dieses Leitbil
des war insbesondere im Bereich Land
wirtschaft und Naturschutz schwierig. 
Umstellungsanforderungen, die Erzeu
gung von landwirtschaftlichen Produk
ten hoher Qualität und überregionale 
Bedingungen für die landwirtschaftli
che Produktion (EU-Festsetzungen, 
Zentralisierung des Landhandels, Ein
fluß großer Handelsketten) gestatten 
kaum regionale Konzepte. Aber 
gleichzeitig, dies wurde erkannt, ist es 
notwendig, eigenverantwortlich zu 
handeln, sollte dem prognostizierten 
Höfesterben (vgl. Gutachten der Land
wirtschaftskammer Stade 1996 für 
2010) entgegengetreten werden. Bei
spiele aus anderen Regionen konnten 
Erfolgsstrategien aufzeigen (neue 
Vermarktungskonzepte, traditionelle 
Produkte) und zu regionalen Konzep
ten motivieren.

Projekt 1:
Die Außendarstellung des
Landes Kehdingen und seine innere
Orientierung

Durch die Darstellung Kehdingens und 
die Zusammenarbeit in Kehdingen wer
den nicht nur der Umgang mit den An
geboten des Fremdenverkehrs und der 
Naherholung bestimmt. Einen nicht ex

akt quantifizierbaren Einfluß haben Be
kanntheit und Kooperation als weiche 
Standortfaktoren auf alle wirtschaftli
chen Sektoren (Gewerbe und Industrie, 
Landwirtschaft) sowie auf das soziale 
Gefüge der Region (Verhinderung der 
Abwanderung von Arbeitskräften, 
Stärkung der Wertschöpfung in der 
Region). Daher wird der Präsentation 
nach außen und der Kooperation inner
halb der Region hohe Bedeutung bei
gemessen. Die regionale Arbeitsgruppe 
wird als ersten Schritt zusammen mit 
den lokalen Fremdenverkehrsverbän
den das Motto für das Land Kehdingen 
auf allen Werbematerialien aufneh
men. Durch weitere Diskussionen sollen 
die Landwirte und ihre Organisationen 
zur Vermarktung der Produkte eben
falls bewogen werden das Motto zu 
verbreiten.

Die regionale Arbeitsgruppe beab
sichtigt bei der Fortführung der eigen
ständigen Regionalentwicklung einen 
Workshop durchzuführen, der weitere 
regionale Akteure in die Entwicklung 
eines gemeinsamen Markennamens 
„Land Kehdingen" einbezieht und so 
die regionale Identität stärkt. Alle wirt
schaftlichen und sozialen Gruppen der 
Region sollen längerfristig durch ein 
gemeinsames Auftreten nach außen 
und innen ihre regionale Zusammenge
hörigkeit leben.

Projekt 2:
Fahrradland Kehdingen -  
Service und Erholung

Kehdingen bietet ideale Voraussetzun
gen für Fahrradtourismus, wenn die 
landschaftlichen Schönheiten und die 
Stärken von Gewerbe und Handwerk 
der Region miteinander verbunden 
werden. Für den Fremdenverkehr und 
die Naherholung sind „Fahrrad-Füh
rungen", „Fahrrad-Transport und son
stige Service-Angebote", „Touren- und 
Wegebeschreibungen" und ein „ver
netztes Verkehrssystem" wichtig.

Eine „Anbindung an den ÖPNV", 
vor allem mit einem Anschluß an das 
Ballungszentrum Hamburg, ist zu 
schaffen.

Zu den Stärken der Region zählt, 
daß thematische Fahrradtouren zu at
traktiven und spannenden Ausflugszie
len führen können (beispielsweise Kir
chen oder Denkmäler, Ab-Hof-Verkauf 
und Hofläden von Biobauern). Mit Prio

rität sind zwei Ansatzpunkte zu ver
folgen: Touren zusammenstellen und 
anbieten sowie die Zusammenarbeit 
zwischen den Gemeinden und dem 
Landkreis Stade verbessern. Diese vor
rangige Aufgabe wird der Fremdenver
kehrsverband koordinieren und mit 
den Gastronomiebetrieben abstim
men. Die Gastronomen haben sich zu 
einem Arbeitskreis zusammenge
schlossen, um weitere innovative 
Schritte in diese Richtung zu entwik- 
keln.

Die neuen Fahrradwanderkarten 
müssen leicht lesbar und gut verständ
lich sein. Die vorhandenen Grundlagen 
sind durch einen Insider aus der Region 
zu überprüfen, wodurch z.B. gleichzei
tig thematische Wanderwegekarten 
entstehen können.

Projekt 3:
Ochsen fleisch vom 
Außendeich

Die Beweidung der ehemaligen Außen
deichsflächen mit Ochsen (einschließ
lich der Bullenweidemast) ist für die 
Landwirtschaft und den Naturschutz 
gleichermaßen von Interesse, wenn die 
Vermarktung des Qualitätsfleisches zu 
akzeptablen Preisen gesichert werden 
kann. Sowohl für die Schlacht- als auch 
die Lagerhaltung des Fleisches müssen 
die Bedingungen geklärt werden. Die 
Qualität des „Kehdinger Ochsens" ge
stattet ein eigenes Angebot für den 
Fremdenverkehr (direkte Vermark
tung).

Qualitätsfleisch, das ggf. über einen 
Verband wie NEULAND vermarktbar 
wird, kann mit der Unterstützung des 
Naturschutzes (als Flächenschutz) dies 
beim Vertrieb nutzen. Festzuhalten ist, 
daß das „Ochsen-Bullenfleisch-Projekt" 
das Miteinander von Naturschutz und 
Landwirtschaft fördern könnte.

Dabei muß ein eigenes Markenzei
chen am Markt plaziert werden, ohne 
daß schon vorhandene Markennamen 
entwertet werden. Der Absatz soll ab 
Hof und in der Region Hamburg mög
lichst saisonunabhängig möglich sein. 
Hierzu wird im Herbst (nach erneuter 
Mittelerschließung) mit den Landwir
ten flächenbezogen ein Entwicklungs
konzept entworfen und die Vermark
tungschancen geprüft. Dieses Projekt 
wird mit einzelnen Landwirten auf de
ren Flächen beginnen können.



Pro jekte
Direktvermarktung 
Kehdinger Produkte in der Hotellerie 
und Gastronomie und Veredeln und 
Vermarkten landwirtschaftlicher 
Produkte aus Kehdingen

Die Bereitschaft beim Verbraucher und 
Erzeuger zur Direktvermarktung ist 
hoch. Hingegen muß die Bereitschaft in 
der Gastronomie zur Direktvermark
tung geweckt werden. Ein gemeinsam 
erarbeitetes Konzept fehlt noch. Die 
„Startphase" eines solchen Projektes, 
so die Erfahrungen anderer Regionen, 
braucht zwischen 3 und 5 Jahren, wobei 
die Kooperation von unten wachsen 
muß. Anstöße von außen, z. B. durch ein 
„Innovationsbüro", können die Ent
wicklung und Umsetzung der Ziele un
terstützen.

Kehdingen bietet fürdie Erzeugung 
von Produkten unter dem Gütezeichen 
„NEULAND" gute Voraussetzungen. 
Die Futtermittelproduktion ist regional 
möglich, Stroh für artgerechte Stallhal
tung ist vorhanden. Noch sind Gebäude 
vorhanden, die genutzt werden könn
ten. Für den Absatz der Produkte liegen 
das Oberzentren Hamburg und das Mit
telzentrum Cuxhaven im Nahbereich 
(bis zu 70 km), so daß keine weiten 
Wege entstehen, wodurch höhere Er
zeugerpreise realisiert werden können. 
Ein offensives Marketing ist gefordert, 
das die Vorteile regionaler Produktqua
litäten deutlich macht und rechtfertigt, 
daß „regionale Qualität ihren Preis" 
hat. Die Qualität der Produkte muß 
über „regionale" Erzeugung hinausge
hen (z.B. Anbausicherheiten, Futter
mittelqualitäten, etc.), aber „Regiona- 
lität" muß für den Kunden erkenn- und 
wiedererkennbar sein.

Eine Arbeitsteilung zwischen einer 
Direktvermarktung und der Regional
vermarktung (in die Oberzentren) kann 
sinnvoll werden. Das Projekt der „Ver
marktung und Veredlung" kann in klei
nen Schritten entwickelt werden.

Die Regionalkonferenz im Land 
Kehdingen

Den vorläufigen Abschluß des Prozesses 
stellte die Regionalkonferenz dar. Die 
Regionalkonferenz hatte die Aufgabe, 
den Stand der gemeinsamen Arbeit der 
interessierten Öffentlichkeit vorzustel
len. Der von Beginn an feststehende

Termin der Regionalkonferenz war für 
die regionale Arbeitsgruppe ein we
sentlicher Anreiz, konkrete Ergebnisse 
zu erarbeiten. In Kehdingen wurde da
füreine Ausstellung zusammengestellt, 
die wichtige Daten der Region vor
stellte und anschaulich über Stärken 
und Schwächen der Region und den 
Stand der Arbeit informierte.

Die Regionalkonferenz machte al
len deutlich, daß die regionale Arbeits
gruppe bestehen bleiben muß, soll der 
begonnene Prozeß der eigenständigen 
Regionalentwicklung fortgeführt wer
den und Erfolg haben. Mitglieder der 
Arbeitsgruppe haben nun die Aufgabe 
übernommen, erste Vernetzungen zwi
schen Erzeugern landwirtschaftlicher 
Produkte und von Fremdenverkehrsbe
trieben herzustellen, um eine Direkt
vermarktung zu ermöglichen. Dies sind 
die ersten selbständigen Schritte.

Der Zielsetzung des Gesamtprojekts 
entsprechend, umweltschonende ei
genständige Regionalentwicklung ent
lang der Elbe zu fördern, konnten in 
Kehdingen folgende Grundlagen ge
legtwerden:
■ Die organisatorische Verankerung 
des Entwicklungsprozesses in der Re
gion durch Kontinuität in der Arbeit 
einer regionalen Arbeitsgruppe als 
selbstorganisierter Arbeitsprozeß.
■ Die Identifizierung von Akteuren 
und Flächen zur Initiierung neuer und 
machbarer regionaler Projekte.
■ Das Erkennen von Stärken und 
Schwächen und die Erarbeitung erster 
Lösungsansätze.

Erfahrungen aus dem Arbeitsprozeß

■ Ein hoher Grad an Identifikation mit 
der Region unterstützt die Zielsetzung 
der eigenständigen Regionalentwick
lung und ist für die Region äußerst be
deutsam.
■ Die Auswahl der regionalen Akteure 
zur Mitarbeit in einer regionalen Ar
beitsgruppe ist entscheidend für die 
entwickelten Aktivitäten (Vielfältigkeit 
der Interessengruppen).
■ Die Arbeitsatmosphäre muß Ver
bindlichkeit aufweisen, ohne verpflich
tend zu sein.
■ In der ersten Entwicklungsphase ist 
der Input von außen zur Strukturierung 
des Arbeitsprozesses und als Vorberei
tung auf die eigenständige Arbeit in 
der Region hilfreich.

■ Die regionalen Kenntnisse der 
BUND-Kreisgruppe ermöglichten es, 
rasch die vorgeschlagenen Projekte auf 
ihre regionale Machbarkeit und Not
wendigkeit zu prüfen.
■ Die Stärken-Schwächen-Analyse 
dient als lokale Arbeitsgrundlage und 
sollte deswegen fortgeschrieben wer
den.

4. Ergebnisse des Prozesses der 
eigenständigen Regional
entwicklung

1. Eigenständige Regionalentwicklung 
ist geeignet, die Anforderungen an 
eine zukunftsfähige Entwicklung, 
wie sie die lokale Agenda 21 fordert, 
einzuleiten und diese konkret aus
zufüllen und umzusetzen.

2. Für eine erfolgreiche Umsetzung 
dieser Zielsetzungen kann die Aus
wahl und Abgrenzung der Regionen 
entscheidend sein. Die Regionen 
sollten zu den strukturschwachen 
Regionen der Bundesrepublik gehö
ren und es sollten bereits regionale 
Ansätze für die eigenständige Re
gionalentwicklung vorhanden sein. 
Die Schlüsselpersonen sollen leicht 
identifiziert werden können.

3. Der BUND ist als Initiator und Impuls
geber eigenständiger Regionalent
wicklung geeignet, wenn er in der 
Region als „Partner" anerkannt ist, 
um mit den regionalen Akteuren auf 
der Basis konsensfähiger Projekte 
diesen Entwicklungsprozeß gemein
sam zu tragen.

4. Die wissenschaftliche Beratung 
durch Hochschulen ist für die Akzep
tanz der Ideen eine gute Unterstüt
zung und öffnet den „Blick nach 
außen".

5. Der BUND kann als Träger des Pro
zesses der eigenständigen Regional
entwicklung und mit seinem Enga
gement für eine „umweltscho
nende" Wirtschaftsentwicklung 
auch die Akzeptanz für Naturschutz
strategien erhöhen.
Daß dafür auch ein Umdenken bei 
den eigenen Mitgliedern erforder
lich ist und dieser Prozeß zum Teil 
noch nicht weit fortgeschritten ist, 
kann innerverbandliche Differenzen 
hervorrufen. Diese müssen bewäl
tigt werden müssen, um das gewon
nene Vertrauen in der Region nicht 
zu gefährden.



6. Die gewählte Zweiteilung des Pro
zesses der eigenständigen Regio
nalentwicklung in eine erste Phase 
des „Anschubs" und in eine zweite 
Phase der „Umsetzung" ist sinnvoll.

7. Eine kurze erste Vorphase kann klä
ren, ob in der gewählten Region Vor
aussetzungen für eine erfolgreiche 
Arbeit gegeben sind, ohne daß un
nötig viel Zeit und finanzielle Mittel 
investiert werden. Der Zeitrahmen 
von einem 3k  Jahr erweist sich aller
dings nur nur dann als sinnvoll, 
wenn der BUND als Impulsgeber und 
Initiator in der jeweiligen Region 
seit vielen Jahren tätig und akzep
tiert ist.

8. Die Einleitung bewußter Kommuni
kationsprozesse und die Förderung 
der Fähigkeit zur Kommunikation ist 
eine wichtige Aufgabe solcher Pro
jektinitiativen. Wenn die Notwen
digkeit gemeinsamer Aktivitäten 
und Initiativen erkannt wird, ist be
reits ein erster Erfolg erreicht. Daran 
kann ein längerer Prozeß gemeinsa
mer Umsetzungsschritte anknüp
fen.

Ausblick und zukünftiges Vorgehen im 
Land Kehdingen

Der Kreis der Akteure ist in der zweiten 
Arbeitsphase zu erweitern. Durch ge
zielte Öffentlichkeitsarbeit ist der Pro
zeß der eigenständigen Regionalent
wicklung als regionales Anliegen in 
Kehdingen breit zu verankern.

Die kommunalpolitischen Vertreter 
und die Aktiven von Vereinen und Ver
bänden sowie weitere Interessierte 
werden über den Stand der Arbeit in
formiert und so Gelegenheit erhalten, 
sich in den Diskussionsprozeß einzumi
schen.

Damit werden zwei Ziele verfolgt: 
Zum einen soll weitere inhaltliche Un
terstützung gewonnen werden, zum 
anderen sind Finanzierungsmög

lichkeiten zu erschließen, die für die 
Umsetzung der Projektideen notwen
dig sind.

Ein Workshop mit den Landwirten, 
die sich an der Umsetzung des Projektes 
„Ochsenfleisch im Außendeich" beteili
gen wollen, ist vorbereitet. Dabei sind 
nicht nur die Produktionsbedingungen 
von Qualitätsfleisch aus der Sicht der 
Landwirtschaft und des Naturschutzes 
festzulegen. Auch die direkte Vermark
tung und Veredlung der Produkte 
durch die regionale Gastronomie wird 
begonnen, und evtl, kann ein Bauern
markt ein neues Angebot für die Wo- 
chenenderholer aus dem Großraum 
Hamburg schaffen.

Zusätzlich wird für die folgenden 
Projektphasen eine kontinuierliche Re
gionalberatung erforderlich. Die Ver
netzung mit anderen Projekten der ei
genständigen Regionalentwicklung ist 
durch eine solche Regionalberatung zu 
leisten, um durch oft ähnliche Erfahrun
gen zu lernen.

Die Einrichtung einer Anlaufstelle in 
der Region ist für den Erfolg des Projek
tes mitentscheidend (Regional- oder 
Kreativbüro), wobei diese Stelle unab
hängig von regionalen Hierarchien ar
beiten sollte.

5. Fazit

Zusammen mit den regionalen Akteu
ren können für Teilräume (Regionen) 
wirtschaftliche, soziale und ökologi
sche Perspektiven entwickelt werden. 
Dafür sind regionale Leitbilder die 
Voraussetzung, um umweltschonende 
und nachhaltige Entwicklungsschritte 
zu gehen. Diese gestatten es, ganz un
terschiedliche Projekte in einen Hand
lungsrahmen einzufügen, der die 
Grundlage für eine zukunftsfähige Re
gion darstellt. So können sich kurz-, 
mittel- und langfristige Ideen zu einem 
sich ergänzenden Ganzen zusammen
fügen, und durch eine schrittweise Um

setzung sind Teilerfolge möglich. Die 
Transparenz des Entwicklungsprozes
ses sichert die Unterstützung und Ak
zeptanz in der Region.
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Waldvermehrung durch 
Erstaufforstungen -  ein forstpolitisches 
Ziel in Niedersachsen
von Wilhelm Keding*

Waldmehrung ist nicht nur ein forstpo
litisches Ziel, sondern gleichermaßen 
ein Ziel der Raumordnung des Landes. 
Sie kann in den Kreis der Politik der Zu
kunftssicherung eingeordnet werden.

Das forstpolitische Ziel der Wald
mehrung ist im unmittelbar wirkenden 
Gesetzeszweck des Bundeswaldgeset
zes allgemein beschrieben.

In Niedersachsen ist Waldmehrung 
im Gesetz über das Landesraumord
nungsprogramm (2. 3. 1994) verankert. 
Es ist Grundsatz (3.3) der Raumord
nung, den Waldanteil zu erhöhen -  ins
besondere in waldarmen und dichter 
besiedelten Gebieten.

Gründe dafür sind
■ die wichtigen ökologischen Funktio
nen des Waldes,
■ sein volkswirtschaftlicher Nutzen 
und
■ seine Bedeutung als Erholungsraum.

Durch die im Jahre 1992 verkündete 
und in Teilen bereits umgesetzte Re
form der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) sind die Chancen, im hochindu
strialisierten Mitteleuropa mehr Wald 
zu bilden, deutlich gestiegen. Damit 
können die Flächenkapazitäten für den 
natürlich nachwachsenden Rohstoff 
Holz und Erholungsräume der Bevöl
kerung erweitert werden. Mit den ein
hergehenden Schutzwirkungen wird 
gleichzeitig ein bescheidener Beitrag 
zur Erhaltung der natürlichen Lebens
grundlagen geleistet, der bisher insbe
sondere den Ländern der Dritten Welt 
abverlangt wurde. Eine Gesellschaft, 
die zum Tropenholzboykott aufruft, 
gleichzeitig zu den Umweltschäden 
überproportional beiträgt, kann sich 
auf Dauer nicht der Verpflichtung ent
ziehen, auch durch vermehrte Waldbil
dung im eigenen Lande Wiedergutma
chung zu leisten.

* Beitrag zum Seminar „Erstaufforstung 
und Naturschutz" am 26. 11. 1996 auf Hof 
Möhr.

Waldanteile in der Gegenwart: 
Erdoberfläche 27 %
(vgl. Wirtschaftswald, zusätz
lich 13 % „Other wooded lands")
Europ. Gemeinschaft (15) 29 %
Bundesrepublik Deutschland 30 %
Niedersachsen 22 %

Aufforstungspotential:
Deutschland ist ein potentielles 

Waldland. Rund 90 % der Landoberflä
che waren vor der Siedlungsgeschichte 
bewaldet. Der Waldanteil nahm ent
sprechend dem Landbedarf für Land
wirtschaft, Siedlung und Infrastruktur 
bis auf den heutigen Stand ab. Charak
teristisch ist dabei, daß dies kein konti
nuierlicher Prozeß war. Existenzbedro
hender Waldzerstörung standen auch 
Perioden ausgesprochener Waldzu

nahme gegenüber. So hat z.B. noch in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
die Landwirtschaft weite Flächen in 
Mittelgebirgslagen und auch sonstige 
ertragsarme Standorte der Wiederbe
waldung überlassen.

Die jüngere Entwicklung der Wald
flächenanteile in Niedersachsen ergab 
nach Verlusten durch Nutzungsarten
änderung als Folge der Windwurfkata
strophe (1972) und Inanspruchnahme 
für infrastrukturelle Einrichtungen 
erstmals im Rahmen der GAP einen 
Überschuß in der Waldflächenbilanz 
(wenn man von dem statistischen 
Sprung durch die Bundeswaldinventur 
absieht).

Das Flächenpotential für eine Erst
aufforstung ergibt sich aus der Fläche,
■ die unter den gegebenen Rahmen
bedingungen nicht in der Landwirt
schaft Verwendung findet;
■ die nicht für Siedlung, Industrie, Ver
kehrswege und sonstige infrastruktu
relle Einrichtungen (einschließlich 
Freizeitanlagen) benötigt wird;
■ die nicht für spezielle Zwecke des 
Natur- und Landschaftsschutzes gesetz
lich geschützt ist.

Tab. 1: Bewertung der Aufforstung im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)

Landwirtschaftliche Produktion 
langfristig stillgelegt

+ Schaffung und Sicherung von Arbeits
plätzen (einschl. Arbeitseinkommen 
durch Förderungsmaßnahmen)

+

Umweltfreundlicher Rohstoff Holz 
erzeugt

+ Belastung des Betriebes durch 
Aufforstungs- und Pflegekosten

-

Landschaftsgestaltung + Verstärkung der Schwachholzproble
matik auf Zeit

-

Bodenschutz + Ungewisse wirtschaftl. Entw icklung/ 
Holzmarkt

+

Klimaschutz (u. a. C 02-Senke) + Abhängigkeit von Witterungsbedin
gungen (Stürme) u .a . Risiken

-

Immissionsschutz + Gesetzliche Bindung der Nutzungsart -
Wasserschutz + Kapitalanlage/Sparkassenfunktion +

Naturschutz + Ideeller Wert: Waldbesitz -  Prestige, 
Jagd;
generationenüberschreitende 
Gestaltung der Kulturlandschaft

+

Erholung/Waldbesuche der 
Bevölkerung

+ Waldbesitz als zeitweise Belastung des 
Einzelnen zum Nutzen der Gesellschaft 
bei unklarer Abgrenzung des Auf
opferungsanspruches im Rahmen der 
Sozialpflichtigkeit

Akzeptanz durch die Gesellschaft + Innovation durch vielfältige Eigentums
strukturen

+

Bewertung: + überwiegend positiv; -  überwiegend negativ; ± sachlich und zeitlich wechselnd



Das Flächenpotential wird auch ein
geschränkt durch Anforderungen, die 
in ästhetischer Hinsicht an die Land
schaft gestellt werden und aus denen 
die Forderung nach Offenhalten be
stimmter Landschaftsteile abgeleitet 
wird.

Realistische Zielgrößen für die neu 
aufzuforstende Gesamtfläche sind 
nicht eindeutig zu bestimmen, weil 
sie zum einen von den agrarpoliti
schen Maßnahmen zur Marktentla
stung abhängen, zum anderen von den 
Schlußfolgerungen, die ein Grundei
gentümer aus diesen Entwicklungen 
für seine persönlichen Entscheidungen 
zieht.

Bereits in dem vor 25 Jahren (1973) 
aufgestellten „Landesentwicklungspro
gramm 1985" wurde prognostiziert, 
daß in Niedersachsen rd. 300000 ha aus 
der landwirtschaftlichen Produktion 
ausscheiden und brachfallen werden. 
Als zur Aufforstung möglich wurden 
110000 ha eingestuft, davon rd. 80000 
ha in waldarmen Gebieten. Die Auffor
stung im Rahmen der GAP wird den 
flankierenden Maßnahmen zugeord
net. Sie hat nicht das Primat, sie kann 
aber eine wirksame Alternative zur 
landwirtschaftlichen Nutzung sein. Mit 
ihr können gleichzeitig forstpolitische 
Ziele erreicht werden. Die Erstauffor

von Achim Dohrenbusch* 

Einleitung

Die Aufforstung bisher landwirtschaft
lich genutzter Flächen spielt in den Län
dern der Europäischen Union bereits 
eine große Rolle und wird sie auch wei
terhin spielen. Die Gründe, die dazu ge
führt haben, liegen zwar auch im Be
reich umweltpolitischer Überlegungen, 
entscheidend für diese Entwicklung 
waren aber agrarpolitische Argumente.

Seit langem ist ein zentrales Pro
blem der Europäischen Union die 
enorme Überproduktion in fast allen 
landwirtschaftlichen Bereichen. Flä
chenstillegungsprogramme, die Ent
schädigungen für die Landwirte vorse

stung im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik ist aus Sicht der Forstwirt
schaft wie in Tabelle 1 aufgeführt zu 
bewerten.

Forstpolitische Auswirkungen der 
Erstaufforstungen

Unter der Voraussetzung, daß in den 
nächsten 50 Jahren jährlich 2000 ha 
Wald neu gebildet werden können, wür
den die Auswirkungen wie folgt sein:
■ Steigerung der Waldfläche auf 25 % 
der Landesfläche (vgl. Bundesrepublik 
30 %)
■ Erhöhung des Privatwaldanteiles von 
49 % auf 53 % und damit Änderung der 
Besitzartenanteile
■ Erhöhung des Laubbaumanteiles
■ Erhöhung des Jungwaldanteiles (ins
besondere Laubholz)
■ Erhöhung des durchschnittlichen 
Pflegeaufwandes (Verstärkung der 
Schwachholzproblematik)
■ Erhöhung des Beratungsbedarfs der 
Waldbesitzer
■ Erhöhung des Förderbedarfs für 
Waldflächen (1-40/60 Jahre).

Notwendige begleitende Maßnahmen

■ Stärkung der Privatwaldbetreuungs
organisation

hen, die Flächen für bestimmte Zeit aus 
der Produktion herausnehmen, kosten 
jedes Jahr mehrere hundert Millionen 
DM. Auf Dauer gesehen kann dies keine 
sinnvolle Maßnahme sein. Die Um
wandlung in eine extensive, langfri
stige Nutzungsart wie Wald kann dage
gen als ökonomisch und ökologisch 
sinnvolle Alternative betrachtet wer
den, auch wenn damit auf lange Zeit 
eine Festlegung erfolgt, die dem 
Wunsch der Eigentümer nach Flexibili
tät widerspricht und mit der Auffor
stung eine Absenkung des Bodenprei
ses sowie ein Produktionsausfall über 
einen längeren Zeitraum verbunden 
ist.

■ Sicherung der Existenz forstwirt
schaftlicher Zusammenschlüsse
■ Sicherung der Versorgung mit geeig
netem Vermehrungsgut
■ Sicherung und Erweiterung der Ver
wendungsmöglichkeiten von Holz
■ Sicherung der Finanzierung von För
derprogrammen
■ Allgemeine Verbesserung der Rah
menbedingungen für die Forstwirt
schaft.

In den vergangenen drei Jahren 
wurden durchschnittlich 1000 ha jähr
lich „erstaufgeforstet". Im Jahre 1996 
ist die Fläche bereits wieder auf 800 ha 
abgesunken, da Waldbildung für den 
privaten Eigentümer wegen der langen 
Produktionszeiträume, der gesetzli
chen Anforderungen, der Holzmarkt
lage und der Standortverhältnisse in 
weiten Teilen Niedersachsens betriebs
wirtschaftlich uninteressant geworden 
ist.

Anschrift des Verfassers

Ministerialrat Wilhelm Keding 
Niedersächsisches Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Calenberger Straße 2 
30169 Hannover

Aus der Sicht des Naturschutzes und 
der Landschaftsplanung bedeutet die 
Zunahme von Waldflächen in vornehm
lich landwirtschaftlich dominierten Ge
bieten eine Verbesserung der Wald- 
Feld-Strukturen, die Möglichkeit, auf 
diesen meist guten Standorten die 
Baumartenvielfalt zu erhöhen und da
mit dem Ziel eines höheren Laubholz
anteils in der Bundesrepublik näher zu 
kommen. Grundsätzlich wird mit einer 
höheren Waldfläche nicht nur eine 
naturnähere Landschaft wiederherge
stellt (ursprünglich waren über 80% 
Mitteleuropas bewaldet), Wald stellt 
nach wie vor die Landnutzungsform 
dar, die auch aufgrund relativ extensi
ver Bewirtschaftung ein sehr hohes 
Maß an Naturnähe für sich in Anspruch 
nehmen kann.

* Beitrag zum Seminar „Erstauffor
stung und Naturschutz" am 26. 11. 1996 auf 
Hof Möhr.

Der Beitrag von Erstaufforstungen zum 
Klima- und Wasserschutz



Eine größere Naturnähe der Land
schaft muß nicht zwangsläufig die At
traktivität für den Betrachter oder Tou
risten zur Folge haben, meist ist das je
doch so. Ein hoher Anteil der touristisch 
besonders interessanten Gebiete, wie 
Schwarzwald, Harz oder Bayerischer 
Wald sind überdurchschnittlich wald
reiche Landschaften. Insofern ist es na
heliegend, daß eine regionale Erhö
hung des Waldanteils langfristig neue 
Erholungsräume schafft und somit 
künftige Wirtschaftsimpulse in der Tou
rismusbranche geben kann.

Natürlich werden Aufforstungsakti
vitäten auch aus forst- und holzwirt
schaftlichen Gründen für sinnvoll ge
halten. Die Zielsetzung fast aller Lan
desforstverwaltungen, im Rahmen ei
ner langfristigen ökologischen Wald
entwicklung den Laubholzanteil in der 
Bundesrepublik von gegenwärtig 34 % 
(alte Länder 37,4 %, neue Länder 25 %) 
erheblich zu erhöhen, läßt sich durch 
die Aufforstung landwirtschaftlicher 
Flächen schneller realisieren. Wegen 
der überwiegend günstigen stand
örtlichen Verhältnisse bieten sich 
Ackeraufforstungen in erster Linie für 
Laubbaumarten an.

Auch für die Bilanz des Rohstoffes 
Holz werden Aufforstungen positiv zu 
bewerten sein. In der Bundesrepublik 
liegt der Selbstversorgungsgrad bei 
knapp 70 %, so daß rund 25 Mio. m3 
Holz jährlich importiert werden. Auf 
EU-Ebene wird mit einem jährlichen 
Einschlag von 115 Mio. m3 nur etwa die 
Hälfte des Bedarfs gedeckt, so daß für 
40 bis 50 Mrd. DM/Jahr Holz eingeführt 
werden muß. Nach dem Öl ist Holz 
wertmäßig der größte Importposten 
sowohl in der EU als auch in Deutsch
land. Zwar muß man berücksichtigen, 
daß in Deutschland auch nur 2h des jähr
lichen Zuwachses genutzt wird und so
mit rein rechnerisch eine 100 % Dek- 
kung möglich wäre, aber nicht alle er
forderlichen Holzarten, die wir verar
beiten, sind hier zu produzieren, und 
schließlich besteht auf dem Weltmarkt 
die Verpflichtung, unseren Exportlän
dern Gegenlieferungen abzunehmen 
(Erlbeck 1993). Daran ändert auch die 
Erkenntnis nichts, daß nach Angaben 
des Europäischen Forstinstituts (EFI) das 
Gesamtvolumen in den europäischen 
Wäldern von 1950 bis 1990 um 43 % an
gestiegen ist (Kuusela 1994). Es wird mit 
einem weiteren Auseinanderdriften

von Angebot und Nachfrage zu rech
nen sein. Nach Prognosen der FAO 
steigt die Nachfrage nach Holz jährlich 
um 2 %, das Angebot aber allenfalls um 
1 %. Eine Erhöhung der Waldfläche ist 
vor diesem Hintergrund also durchaus 
wünschenswert.

Neben diesen ökonomischen Aspek
ten sind zweifellos ökologisch-morali
sche Einwände angebracht, wie von Ke- 
ding (1994) formuliert: „Eine Gesell
schaft, die zum Tropenholz-Boykott 
aufruft, gleichzeitig zu den Umwelt
schäden überproportional beiträgt, 
kann sich auf Dauer nicht der Verpflich
tung entziehen, auch durch vermehrte 
Waldbildung im eigenen Lande Wie
dergutmachung zu leisten." Immerhin 
wird durch Aufforstung auf umweltver
trägliche Weise der erneuerbare Roh
stoff Holz produziert.

Sicherung der Schutzfunktionen

Bei der Argumentation um die Bedeu
tung von Erstaufforstungen werden die 
ökologischen Vorteile von Wald beson
ders hoch gehandelt. Neben dem Bo
denschutz, der durch seine erosions
mindernde Wirkung bereits recht früh 
im Bestandesleben wirksam wird, sind 
es vor allem Wasser- und Klimaschutz
funktionen. Klimaschutz wird dabei 
gerne reduziert auf die globale Koh
lendioxid-Problematik, die durch Auf
forstungsaktivitäten entschärft werden 
soll. Daß zumindest im Bereich der Koh
lenstoffbindung die Erwartungen nicht 
zu hoch geschraubt werden sollten, ist 
hinlänglich bekannt und soll durch die 
Darstellung der globalen Zusammen
hänge im folgenden noch einmal ver
deutlichtwerden.

Der Treibhauseffekt und seine 
möglichen Auswirkungen

Der Kohlenstoffkreislauf der Erde wird 
massiv durch den Menschen gestört: 
Der Eintrag in die Atmosphäre erfolgt 
viel schneller, als der Austausch zwi
schen den Kohlenstoffreservoiren 
Ozean, Atmosphäre und Biosphäre er
folgen kann. Somit steigt seit Ende des 
letzten Jahrhunderts die Kohlen
dioxid-Konzentration der Atmosphäre, 
die über einen Zeitraum von einer Mil
lion Jahre nie deutlich über 300 ppm 
lag, exponentiell mit einer jährlichen 
Steigerungsrate von 0,5 % an. Damit er

höht sich gegenwärtig die Kohlen
dioxid-Konzentration der Atmosphäre 
um rund 1,5 % pro Jahr, so daß bei re
gelmäßigen, aber erheblichen saisona
len Schwankungen von z.Z. 365 ppm 
ausgegangen werden kann. Die wei
tere Entwicklung ist dadurch gekenn
zeichnet, daß selbst im optimistischen 
Fall einer deutlichen Reduktion der 
Kohlenstoffemissionen die atmosphäri
schen C02-Konzentrationen lange Zeit 
überdurchschnittlich ansteigen wer
den. Die Folge einer solchen Zunahme 
wärmeisolierender Gase ist die Erwär
mung der unteren atmosphärischen 
Schichten (Troposphäre) bei gleichzeiti
ger Abkühlung der Stratosphäre. Auf 
der Nordhemisphäre, wo die stärksten 
Änderungen erwartet werden, hat sich 
die mittlere Lufttemperatur seit Ende 
des letzten Jahrhunderts global um 
0,3°C bis 0,6°C erhöht. Dieser Anstieg 
erfolgte aber anders als die Zunahme 
der Kohlendioxidkonzentration nicht 
überproportional und stetig, sondern 
bei erheblichen jährlichen Schwankun
gen zunächst linear bis Anfang der40er 
Jahre, sank dann über einen 30jährigen 
Zeitraum um 0,3 °C ab und steigt seit Be
ginn der 80er Jahre extrem stark an. 
Etwa die Hälfte dieserTemperaturerhö- 
hung ereignete sich im Zeitraum zwi
schen 1910 und 1940.

Wesentlich unsicherer als die Tem
peraturprognosen sind die Aussagen 
zur Entwicklung der Niederschläge. In 
den letzten 3 Jahrzehnten war zwar auf 
der Nordhemisphäre in der Zone 5° bis 
35° N die Regenmenge rückläufig, wäh
rend sie im Bereich 35° bis 70° N leicht 
angestiegen ist, ein langfristiger Trend 
ist jedoch nicht auszumachen. Dabei ist 
es für die Klimaprognose von besonde
rer Bedeutung, beide das Klima wesent
lich bestimmenden Faktoren, Tempera
tur und Niederschlag, zuverlässig Vor
aussagen zu können. Insofern ist allein 
eine Prognose über die Klimaentwick
lung für bestimmte Regionen überaus 
problematisch. Noch heikler ist es 
demzufolge, Aussagen über die Verän
derungen der Vegetation auf der 
Grundlage solcher Klimamodelle zu 
machen. Dennoch gibt es eine Reihe 
von Modellen, die auf der Basis von Kli
masimulationen die Vegetationsent
wicklung prognostizieren. Problema
tisch an solchen Modellen ist außerdem 
der unrealistische, statische Charakter 
dieser Simulation, so daß Anpassungs



mechanismen von Ökosystemen nicht 
oder unzureichend berücksichtigt wer
den können. So ist weder bekannt ob 
die erwartete, ungewöhnlich hohe Ge
schwindigkeit der Klimaveränderun
gentatsächlich zu einer Anpassung und 
zu räumlichen Verschiebungen von Ve
getationsformen oder aber zum Zusam
menbruch von bestimmten Ökosyste
men führen wird.

Der Treibhauseffekt, der neben 
Kohlendioxid als Haupteinflußfaktor in 
zunehmendem Maße auch durch an
dere Gase wie Methan, Distickstoffoxid, 
Ozon und FCKWs verursacht wird, ist 
auch verantwortlich für den dramati
schen Anstieg des Meeresspiegels. Be
dingt durch das Abschmelzen der Fest
landsgletscher sowie die thermische 
Ausdehnung des Meereswassers in
folge Erwärmung der Atmosphäre ist in 
diesem Jahrhundert der Meeresspiegel 
um rund 15 cm angestiegen und damit 
das Risiko von Überschwemmungskata
strophen durch Sturmfluten stark ge
wachsen.

Möglichkeiten der Kohlenstoff
bindung durch Wälder

Durch zusätzliche Festlegung von Koh
lenstoff in Biomasse kann im Prinzip der 
Konzentrationsanstieg in der Atmo
sphäre gebremst werden, wenn man 
davon ausgeht, daß die Weltmeere als 
größte Kohlenstoffspeicher in gleichem 
Umfang ihre Pufferfunktion wahr
nehmen. In diesem Sinne sind im Natio
nalbericht der Bundesregierung für Ar
tikel 12 des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaän
derung Möglichkeiten aufgeführt, wie 
die Forst- und Holzwirtschaft zur Erhö
hung der Kohlenstoffbindung beitra
gen kann: Durch die
■ Erhaltung bestehender Wälder,
■ Biomassevermehrung in bestehen
den Wäldern,
■ verstärkte Verwendung von Holz
sowie
■ Erstaufforstungen
geht das Umweltministerium davon 
aus, daß durch die Summe der genann
ten Maßnahmen eine Entlastung der 
nationalen C02-Bilanz um jährlich 5-10 
Mio. t Kohlenstoff erreichbar ist. Damit 
kann ein Anteil von 2-4 % der jährli
chen, nationalen C02-Emission kom
pensiert werden. Der mit Abstand 
größte Teil dieses Kompensationseffek

tes wird durch die eingeschränkte Nut
zung des gegenwärtigen Holzzuwach
ses erreicht. Von den bundesweit 58 bis 
60 Mio. m3 Holz, die pro Jahr Zuwach
sen, werden durchschnittlich nur 40 
Mio. genutzt. Daraus ergibt sich eine 
Nettozunahme der Holzvorräte um 
18-20 Mio m3, was einer Kohlenstoffak
kumulation von knapp 5 Mio. t ent
spricht. Weniger optimistisch sind be
kanntermaßen die Erwartungen, die 
insbesondere an die Waldvermehrung 
durch Erstaufforstungen geknüpft 
sind.

Das globale Kohlenstoff-Gleichge
wicht wird pro Jahr in einer Größenord
nung von fast 7 Mrd. t Kohlenstoff ge
stört, von denen etwa 85 % aus der Ver
brennung fossiler Energien und 15 % 
aus der Vernichtung vor allem der tropi
schen Regenwälder stammen (Die 
Hochrechnungen für die aus der Ver
brennung fossiler Energien freigesetz
ten Kohlenstoffmengen liegen über
einstimmend bei 5,6 Gt, die Schätzun
gen für die Kohlenstoffemission aus der 
Verbrennung von Wäldern weisen mit 
1-3 Gt erhebliche Unsicherheiten auf). 
Es wird davon ausgegangen, daß die 
Ozeane, in denen allein fast 39 Billio
nen (39*1012) t Kohlenstoff gespeichert 
sind, etwa die Hälfte dieses anthropo
genen, jährlichen Eintrags aufnehmen 
können. Unter dieser Annahme verblei
ben etwa 3,4 Mrd. t Kohlenstoff/Jahr, 
die durch zusätzliche Biomasse gebun
den werden müßten, um die Bilanz 
auszugleichen. Der hierfür notwendige 
jährliche Holzzuwachs läßt sich über
schlägig bestimmen: Geht man von ei
nem für alle Wälder gemittelten Jahres
zuwachs von 4 m3/ha aus, so entspricht 
dieses Volumen einer durchschnittli
chen Trockenmasse von 2 t (mittlere 
Raumdichte von Holz 500 kg/m3) und ei
nem reinen Kohlenstoffäquivalent von 
1 t (mittlerer Kohlenstoffgehalt von 
Trockenmasse Holz 50 %). Um eine 
Tonne Kohlenstoff zu binden, wäre also 
1 ha Wald notwendig. Um die ge
wünschten 3,4 Mrd. t zu binden, wäre 
mit 3,4 Mrd. ha eine gigantische Auffor
stungsfläche erforderlich, die mehr als 
2/3 der gegenwärtigen Gesamtwaldflä
che der Erde ausmacht. Alternativ 
müßte unter der Annahme, daß wir die 
aktuelle Waldfläche weltweit konstant 
halten, die mittlere Zuwachsleistung 
der Wälder um 2,5 fm/ha/Jahr gestei
gert werden.

Zweifellos gehen die Schätzungen 
über die Größenordnung, mit der durch 
Aufforstungen ein entlastender Beitrag 
zum globalen Kohlendioxidproblem 
geleistet werden kann, weit auseinan
der. Die hier angenommen Zahlen sind 
eher zurückhaltende Werte, andere 
Autoren sind optimistischer. So gehen 
Brown et al. (1986,1990) im Bereich der 
Tropen von Bindungskapazitäten aus, 
die bei Plantagenwirtschaft zwischen 3 
und 10t/a/ha liegen, bei Sekundärwäl
dern allenfalls 4,5 t erreichen können. 
Aber selbst dieser Wert entspricht noch 
einem angenommenen mittleren Zu
wachs von 18 m3/a/ha! Für den borealen 
Nadelwald kalkulieren Winjum et al. 
(1992) für bis zu 50jährige Aufforstun
gen Kohlenstoffaufnahmen von 0,8 t/ 
ha/a. Zwischen diesen beiden Klimaex
tremen liegen die Annahmen für den 
Bereich der gemäßigten Zonen: Die 
Bandbreite liegt zwischen 1 und 5t/ha/a 
für die ersten, besonders zuwachsstar
ken Jahrzehnte nach der Aufforstung 
(Kayes et al. 1990, Kürsten u. Burschei 
1991). Für Aufforstungen ehemaliger 
Nutzflächen in Mitteleuropa rechnet 
Sauerbeck (1990) allerdings nur mit ei
nerjährlichen Einbindung von 1 t C/ha. 
Dieser Wert erscheint realistisch im glo
balen Mittel, für die besonders günsti
gen Verhältnisse auf mitteleuropäi
schen Ackerböden ist er sicher zu gering 
angenommen.

Eine Reihe von Modellkalkulatio
nen sind von verschiedenen Organisa
tionen berechnet worden. Nach einem 
Szenario des International Panel on Cli
mate Change würde die Aufforstung 
von jährlich 8 Mio. ha über einen Zeit
raum von 20 Jahren etwa 13 % der jähr
lichen C02-Emissionen aus fossilen 
Energieträgern binden. Diese Berech
nung geht aber von einem unveränder
ten Emissionswert von rund 5,5 Mrd. t 
Kohlenstoff/Jahr aus (IPCC 1990), was 
nach gegenwärtiger Einschätzung sehr 
unwahrscheinlich ist. Die Environmen
tal Protection Agency der USA berech
nete, daß durch die Aufforstung von 12 
Mio. ha jährlich über einen Zeitraum 
von 40 Jahren insgesamt 57 bis 68 Mrd. t 
C02, das entspricht durchschnittlich 17 
Mrd. t Kohlenstoff, in Biomasse festge
legt werden könnten. Die Modellkalku
lation geht dabei von etwa 7 m3/Jahr/ha 
aus. Die Kosten, die von den verschiede
nen Organisationen für die langfristige 
Bindung von einerTonne C02 kalkuliert



werden, liegen zwischen 0,3 und 3 US$ 
(McKinsey 1989). Tatsächlich gibt es 
weltweit eine Reihe von Aufforstungs
aktivitäten, die Hoffnung machen. So 
sollen bis zum Jahr 2000 in China 30 
Mio. Hektar zur Abwendung des dro
henden Holzmangels aufgeforstet und 
in Australien eine Milliarde Bäume ge
pflanzt werden, wobei hier der Boden
schutz im Vordergrund steht (Postei u. 
Ryan 1991). Die Möglichkeiten, in Ruß
land durch die Aufforstung zerstörter 
Waldflächen und besseren Waldschutz 
zusätzlich Kohlenstoff zu speichern, 
werden recht optimistisch mit 1 Mrd. t 
Kohlenstoff beurteilt (ECOS 1993). Für 
Indien wurde eine Studie vorgelegt, 
nach der 5 Mio. ha Wirtschaftswald 
ausreichen, um den kommerziellen 
Holzbedarf, und weitere 10 Mio. ha, um 
die bäuerliche Holzversorgung sicher
zustellen. Die restlichen 50 bis 60 Mio. 
könnten sich ohne Nutzungseingriffe 
im Laufe der folgenden 2 bis 3 Jahr
zehnte so regenerieren, daß jährlich 
130 Mio. t Kohlenstoff in oberirdischer 
Biomasse und 168 Mio. t im Boden 
fixiert werden könnten (Gadgil et al. 
1993). Selbst die Kohlenstoffbilanz der 
tropischen Wälder wird von einzelnen 
Autoren nicht allein unter dem Aspekt 
einer gigantischen Emissionsquelle als 
Folge der Brandrodungen gesehen. 
Lugo u. Brown (1992) stellen den bei 
fast allen Modellkalkulationen zu
grunde gelegten Gleichgewichtszu
stand zwischen C02-Bindung und -Frei
setzung tropischer Wälder in Frage. 
Nach menschlichen Eingriffen und Na
turkatastrophen schätzen sie die Koh
lenstoffaufnahme dieser Flächen mit 
1-2 t/ha/a ein. Berücksichtigt man wei
terhin die Bindung im Humus und Tot
holz (was wegen der raschen Umset
zung in den Tropen sehr fragwürdig ist) 
sowie die Holznutzung, so kann nach 
Ansicht dieser Autoren mit einer jährli
chen Akkumulation von 1,5 bis 3,2 Mrd. 
t Kohlenstoff gerechnet werden. Dies 
entspräche etwa der Menge, die durch 
Brandrodung freigesetzt wird.

Nach dieser Auflistung von Mög
lichkeiten, die in konkreten Regionen 
unserer Erde bestehen, kann man den 
Eindruck gewinnen, daß die C02-Min- 
derungseffekte der Walderhaltung und 
Aufforstung größer sein können, als 
bisher kalkuliert. Zurückhaltung bei ei
ner solchen Einschätzung scheint nicht 
nur deshalb angebracht, weil bei all die

sen Berechnungen von Optimalbedin
gungen ausgegangen wurde, sondern 
weil eine solche These eine Sicherheit 
suggeriert, die bei politischen Entschei
dungen gefährlich sein kann. Die Mög
lichkeiten, durch forstliche Aktivitäten 
in den gestörten Kohlenstoffkreislauf 
positiv einzugreifen, sind sehr be
grenzt.

Es ist weiterhin bekannt, daß solche 
Modellkalkulationen noch extremere 
Mißverhältnisse erkennen lassen, wenn 
man die eigentlich global anzustellen
den Betrachtungenaufeinzeine Länder 
reduziert. In einem Industrieland wie 
der Bundesrepublik liegen die Kohlen
dioxidemissionen mit 1 Mrd. t Kohlen
dioxid - das entspricht 250 Mio. t rei
nem Kohlenstoff -  ganz erheblich über 
einem flächenbezogenen, weltweiten 
Mittelwert. Günstig zu beurteilen ist al
lenfalls das im globalen Durchschnitt 
erheblich höhere Wuchspotential und 
damit eine wirkungsvollere Kohlen
stoffixierung. Das potentielle Rohholz
aufkommen wird auf 5,7 m3/a/ha ge
schätzt. Für Ackeraufforstungen muß 
zumindest in den ersten Jahrzehnten 
nach Begründung mit erheblich höhe
ren Zuwachswerten gerechnet werden. 
Aufgrund der weit überdurchschnittli
chen Nährstoffbedingungen auf diesen 
Standorten und dem frühen Zeitpunkt 
der Wachstumskulmination sind bis 
zum Alter 30 etwa doppelt so hohe Zu
wachswerte zu erwarten. Im Hinblick 
auf die Speicherung von Kohlenstoff 
sind darüber hinaus auch die übrigen 
oberirdischen Pflanzenkompartimente 
wie Äste, Blätter sowie die Wurzeln und 
die Humusvorräte zu berücksichtigen, 
wenngleich eine vollständige Einbezie
hung dieser kurz- und mittelfristigen 
Speichermöglichkeiten nicht sinnvoll 
ist. Aber auch wenn all diese günstigen 
Konstellationen bei der Aufforstung in 
Mitteleuropa in Betracht gezogen 
werden, ließe sich selbst bei einer gi
gantischen Aufforstungsfläche von 
150000 ha (im Idealfall mögliche Auf
forstungsfläche bis zum Jahre 2005) nur 
ein winziger Bruchteil der jährlich frei
gesetzten Kohlenstoffmenge binden. 
Wesentlich wirkungsvoller ist der Be
trag, der dadurch an der Minderung des 
Treibhauseffektes beteiligt ist, daß nur 
etwa 2A des nachhaltigen Holzzuwach
ses genutzt werden und es damit zu ei
ner erheblichen Vorratsanreicherung 
kommt.

Alle bisher abgeleiteten Modelle 
bezogen sich ausschließlich auf die 
oberirdische Biomasse der Pflanzen, 
von denen das Holz den mit Abstand 
größten Teil ausmacht. Bei einem bun
desweit gemittelten Derbholzvorrat im 
Wirtschaftswald von 275 Vfm/ha wer
den im Derbholz durchschnittlich 68 
t/ha Kohlenstoff festgelegt. Die übrige 
oberirdische Baummasse wird auf 20 t 
C/ha geschätzt, so daß die mittlere 
oberirdische Kohlenstoffakkumulation 
mitteleuropäischer Wirtschaftswälder 
bei etwa 901 C/ha liegt. Hinzu kommen 
Kohlenstoffvorräte aus Wurzelmasse 
und Humus, die je nach Standorts- und 
Bestandesverhältnissen auf 50 bis 1001 
geschätzt werden. Damit verdoppelt 
sich beinahe die Kohlenstoffbindung 
von Wäldern, wenn man diese Kompo
nenten mit in die Berechnungen ein
bezieht.

Kubionik und Müller (1994) haben 
in einer bodenkundlichen Studie die 
Auswirkungen von Ackeraufforstun
gen untersucht, indem sie die Anreiche
rung verschiedener Elemente in Böden 
unterschiedlich alter Ackeraufforstun
gen mit den Verhältnissen alter Wälder 
bzw. noch genutzter Ackerstandorte 
verglichen haben.

Dabei wurde deutlich, daß es erst 60 
bis 80 Jahre nach einer Aufforstung zu 
einer starken Anreicherung von Koh
lenstoff im Oberboden kommt, die sich 
in den folgenden Jahrzehnten nur noch 
geringfügig erhöht. 30jährige Be
stände unterschieden sich dagegen 
nicht signifikant von den reinen Acker
standorten.

Zusammengefaßt ist festzustellen, 
daß die potentiellen Möglichkeiten ei
ner Kohlenstoffbindung, wie sie aus 
den Modellkalkulationen verschiede
ner Autoren hervorgehen, eine ver
gleichsweise große Variation aufwei
sen.

Doch selbst bei sehr optimistischer 
Einschätzung der Kapazitäten wird er
kennbar, daßauf dem Wege der Auffor
stungen nur ein winziger Beitrag zur 
Dämpfung des Treibhauseffekts gelei
stet werden kann. Dennoch muß die 
vermehrte Aufforstung langfristig als 
ein sinnvoller Schritt zur Verbesserung 
der Kohlendioxid-Problematik angese
hen werden. Wir haben keine andere 
Wahl, als auch auf diesem Wege einen 
Beitrag zur Entlastung dieses globalen 
Problems zu leisten.



Stickstoff-Bindung durch Wälder

Hohe ökologische Erwartungen wer
den an die mittel- und langfristigen Ef
fekte von Ackeraufforstungen im Hin
blick auf die Verbesserung der Wasser
qualität geknüpft. Im Mittelpunkt steht 
hierbei die zunehmende Anreicherung 
von belastenden Stickstoff-Verbin
dungen. Die atmosphärischen Einträge 
bestehen im wesentlichen aus reduzier
ten N-Verbindungen wie NH3 und 
NH4-N, die gegenwärtig mit durch
schnittlich 19 kg/ha/Jahr registriert 
werden. Hinzu kommen oxidierte N- 
Verbindungen (NOx-N) miteinem jährli
chen Eintrag von 10 kg/ha. Somit be
trägt bei erheblichen regionalen Unter
schieden der durchschnittliche atmo
sphärische Gesamtstickstoffeintrag in 
der Bundesrepublik 29 kg/ha/Jahr, nach 
anderen Erhebungen zwischen 30 und 
50 kg. Was die besondere Belastung der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ausmacht, ist die teilweise enorme 
Überdüngung des Bodens. In der Bun
desrepublik stieg die Stickstoffzufuhr 
durch organischen Dünger (Festmist 
und Gülle) von 34 kg N/ha/Jahr Anfang 
der 50er Jahre auf über 70 kg Ende der 
80er Jahre. Bei der mineralischen Stick
stoffdüngung ist für den gleichen Zeit
raum sogar eine Steigerung von 25 auf 
134 kg N/ha/Jahr festzustellen, und es 
spricht wenig für eine Trendwende. 
Weltweit liegt die Produktion dieses 
mit hohem Energieaufwand herzustel
lenden Düngers (Haber-Bosch-Verfah
ren) bei etwa 70 Mio. t/Jahr. Diese 
Menge entspricht etwa einem guten 
Drittel der Stickstoffmenge, die Stick
stoff-bindende Organismen überhaupt 
umsetzen können.

Je nach Bodenart, Humusgehalt und 
Nutzungsintensität verfügen Ackerbö
den in der regelmäßig gepflügten Bo
denschicht (0-30 cm) über einen Stick
stoffvorrat zwischen 5 und 10 t/ha. 
Durch Mineralisierung der organischen 
Substanz werden davon 100 bis 250 kg 
N/ha/Jahr freigesetzt, von denen ein 
Teil wieder in Biomasse gebunden wird, 
während sich der größte Teil ins Grund
wasser verlagert. Dabei ist die Nitratbe
lastung im Grundwasser im Bereich von 
Regionen mit Massentierhaltung und 
intensiv gedüngten Sonderkulturen 
wie Mais besonders hoch. Hier können 
mehr als 300 mg N03-N / 1 im Sickerwas
ser registriert werden (Nds. Forstpla

nungsamt 1991). Ungeachtet solcher 
Extremsituationen steigt der Nitratge
halt im Grundwasser jährlich um 1-2 
mg/l an, und es ist davon auszugehen, 
daß die Hauptnitratfracht der aufge
brachten Düngemittel noch nicht über
all die Grundwasserschichten erreicht 
hat. Seit der Trinkwasserverordnung 
von 1989, die den Grenzwert für Nitrat 
von 90 auf 50 mg/l gesenkt hat, können 
viele Wasserwerke diesen Grenzwert 
nur noch einhalten, wenn Wasser un
terschiedlicher Konzentrationen ver
mischtwird.

Auch die Anreicherung von Phos
phaten in Boden und Wasser geht zu 
erheblichen Teilen auf das Konto der 
Landwirtschaft, wenngleich die Rück
stände von Waschmitteln die Hauptur
sache sind. Von der 1987 insgesamt aus
gebrachten Phosphatmenge von 65000 
t stammten 26 % aus der Agrarproduk
tion, zu je gleichen Teilen aus der Dün
gung und Tierhaltung. Das niedersäch
sische Forstplanungsamt hat bei der 
Analyse von 70 Mischproben aus Bo
dentiefen bis zu 70 cm festgestellt, daß 
Ackerstandorte durchschnittlich Phos
phorgehalte von fast 50 mg/100 g Bo
den aufwiesen, während benachbarte 
Waldstandorte (Kiefernwälder im 
nordwestdeutschen Raum) weniger als 
10 mg Phosphor/100g enthielten.

Schließlich werden auf landwirt
schaftlichen Flächen mehr als bei jeder 
anderen Bodennutzung Pflanzenbe
handlungsmittel ausgebracht, die sich 
ebenfalls im Boden und Grundwasser 
anreichern können. Bisher sind von den 
Wasserwerken rund 50 Wirkstoffe und 
deren Abbauprodukte gemessen wor
den, allen voran Herbizide wie Atrazin 
und Simazin sowie Wirkstoffe zur Ne
matodenbekämpfung (Dichlorpropen). 
Inzwischen kann jedes fünfte Wasser
werk in Deutschland die in der Trink
wasserverordnung von 1989 festgeleg
ten Pestizidgrenzwerte (0,1 pg/l Ein
zelsubstanz, 0,5 pg/l Gesamtkonzen
tration) nicht mehr einhalten.

Zur Klärung der Frage, ob und in 
welchem Umfang Ackeraufforstungen 
einen entlastenden Effekt auf die Bo
den-und Wasserqualität ausüben, kann 
auf die oben zitierte Untersuchung von 
Kubionik u. Müller von 1994 zurückge
griffen werden. Bezogen auf den Ge
samtstickstoff konnte festgestellt 
werden, daß eine altersabhängige, ge
genläufige Entwicklung der Stickstoff-
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Abb. \: Pedologische Auswirkungen von 
Ackeraufforstungen. Gesamtstickstoff.

mengen im Ah-Horizont und dem dar
unter liegenden Mineralboden statt
findet. Während mit zunehmendem 
Bestandesalter ein deutlicher Rückgang 
der Stickstoffmengen im nicht humo- 
sen, mineralischen Oberboden zu beob
achten ist, nimmt spätestens ab Alter 60 
die Stickstoffkonzentration im Ah-Hori
zont zu. Versucht man die in Abbildung 
1 dargestellten, unterschiedlichen Be
zugsgrößen, nämlich einen massenbe
zogenen Wert (g N/100 g Boden) für 
den Mineralboden und einen flächen
bezogenen Wert (g/m2) für den Ah-Ho
rizont unter Annahme einer Trocken
raumdichte von 1 g/cm3 zu vereinheit
lichen, so erhält man in der Bilanz einen 
deutlichen Rückgang der Gesamtstick
stoffmengen im Oberboden mit zuneh
mendem Alter des Bestandes. Während 
im Mineralboden eines Ackers zwischen 
320 und 460 g N/m2 gefunden wurden, 
ist dieser Wert auf gut 100 g/m2 in alten 
Wäldern zurückgegangen. Dieser Re
duktion um 200 bis 350 g/m2 im Ober
boden steht ein Anstieg um 130 g N/m2 
im Ah-Horizont gegenüber, so daß ins
gesamt von einer nennenswerten Stick
stoffentlastung durch Aufforstungen 
gesprochen werden kann.

Die Nitratkonzentrationen und der 
Nitrataustrag im Abfluß werden ver
mutlich durch die Anwesenheit von 
Karbonaten im Boden und tieferen Un
tergrund kaum beeinflußt, obwohl 
eine Kalkung durch den damit verbun
denen raschen Humusabbau auch eine 
schnellere Freisetzung von Nitrat be
wirkt. Im allgemeinen hängen die Ni
tratwerte im Abfluß eher davon ab, ob 
das Angebot durch den Eintrag aus der 
Atmosphäre voll oder nur teilweise von 
der Vegetation genutzt werden kann. 
Bei eigenen Untersuchungen auf auf-
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Abb. 2: Durchschnittliche Nitratkonzentrationen in 80 cm Tiefe.

geforsteten, ehemals landwirtschaft
lich genutzten Flächen konnte festge
stelltwerden, daß bereits innerhalb der 
ersten zwei Jahrzehnte nach Bestandes
begründung der Stickstoffaustrag ganz 
erheblich vermindert wurde (Dohren
busch u. Fischer 1995). Die Abbildung 2 
zeigt die Nitrat-Stickstoffkonzentratio- 
nen im Sickerwasser für 5 bis 24 Jahre 
alte Eichenkulturen auf gleichem 
Standort. Zweifellos lassen sich nur auf 
der Grundlage dieser Konzentrations
werte keine zuverlässigen Aussagen 
über die die Bilanz der Ein- und Aus
träge machen. Dennoch sind die erheb
lichen Konzentrationsunterschiede 
zwischen den unterschiedlich alten Kul
turen ein deutlicher Hinweis auf eine 
wirkungsvolle, rasche Aufnahme der 
Stickstoffvorräte durch die wachsende 
Waldvegetation.

Kritischer beurteilt der deutsche 
Verband für Wasserwirtschaft und Kul
turbau die Aufforstung in Wasser
schutzgebieten. Da Bäume nur 10-15 
kg N/ha/Jahr aus dem Bodenvorrat auf
nehmen können (das entspricht etwa 
5 bis 10 % der jährlich mineralisierten 
Menge auf Ackerböden), wird in einer 
extensiven Grünlandnutzung, bei der 
durch das Abernten des stickstoffrei
chen Erntegutes ein ständiger Stick
stoffexport stattfindet, eine eindeutig 
bessere Bodennutzung im Hinblick auf 
die Wasserqualität gesehen {Scheffer u. 
Kuntze 1991). Dies um so mehr, als daß 
aufgrund der hohen Filterwirkung von 
Waldflächen ein überdurchschnittlich 
hoher, zusätzlicher Eintrag durch die 
Luft zu erwarten ist. Für Buchenaltbe

stände wurde mit 42 kg N/ha das 1,7fa- 
che des Freilandeintrags gemessen, für 
Fichtenbestände sogar das 2,1fache 
(Matzner 1988). Weiterhin ist zu be
denken, daß arme Standorte-wie plei- 
stozäne Sande -  nach einer Aufforstung 
einer verstärkten Versauerung unter
liegen, der häufig nur durch Kalkung 
entgegengewirkt werden kann. In je
dem Fall ist bei den zu befürchtenden 
niedrigen pH-Werten mit einer Verla
gerung von Schwermetallionen in das 
Sickerwasser zu rechnen (Ulrich 1991). 
Deshalb geht die Empfehlung des Ver
bandes dahin, daß in Wasserschutzge
bieten der übermäßige Stickstoffvorrat 
der Böden erst durch Grünlandnutzung 
„abgemagert" werden soll, bevor mit 
der eigentlichen Aufforstung begon
nen wird. Dabei dürfte auch die Baum
artenwahl künftig eine größere Rolle 
spielen: Im Sickerwasser unter Fichten
beständen wurden die 10-20fachen Ni
tratmengen gemessen wie unter be
nachbarten Buchenwäldern, ein Er
gebnis, das vor allem auf die unter
schiedlichen Humusvorräte und deren 
Speichervermögen zurückzuführen 
sein dürfte (Kreutzer et al. 1986).

Selbst wenn die Möglichkeiten des 
Waldes, belastende Stoffe mehr oder 
wenige unschädlich zu binden und so
mit Boden und Wasser zu entlasten, 
hinter der hochgesteckten Erwartung 
Zurückbleiben sollte, so besteht den
noch der nicht zu unterschätzende 
Vorteil, daß bei dieser sehr extensiven 
Form der Bodennutzung der gezielte 
Eintrag von all den in der Landwirt
schaft gängigen Stoffen unterbleibt.

Wasserneubildungsrate

Neben der Wasserqualität wird auch 
die Menge der Wasserspende im Zu
sammenhang mit Aufforstungen dis
kutiert. Dies gilt besonders für die kli
matisch trockeneren, schwach konti
nental geprägten neuen Bundesländer. 
Modellkalkulationen ergaben unter 
humiden Verhältnissen (mittlere Jah
restemperatur 7°C, Jahresniederschlag 
900 mm), daß Fichtenwälder gegen
über unbewaldeter Brache einen um 
mehr als die Hälfte verminderten Ab
fluß und eine um ein Drittel reduzierte 
Grundwasserneubildung bewirken. 
Dementsprechend liegen die Evapora
tionsraten mit knapp 700 mm um 56 % 
über den unbewaldeten Flächen. Für 
Laubwälder wurden Werte ermittelt, 
die zwischen diesen Extremen liegen: 
Der Abfluß lag um 26 % und die Wasser
neubildungsrate nur um 5 % unter den 
Vergleichswerten der Brache (Meuser 
1990). Bestätigt wurden solche Modelle 
durch Messungen, die nach großflächi
gen Aufforstungen in Trinkwasserge
winnungsgebieten einen Rückgang der 
verfügbaren Wassermenge ergaben 
(Binns 1986). Dieser im Zusammenhang 
mit der Wassergewinnung ungünstige 
Effekt einer reduzierten Wasserrück
führung kann allerdings als Schutzme
chanismus zum Ausgleich von Hoch
wasserspitzen nicht hoch genug bewer
tet werden. Das häufige Auftreten von 
Überschwemmungskatastrophen in 
jüngster Zeit macht dies deutlich.

Aufforstungsplanung

Vor dem Hintergrund dieser Bedenken 
aus der Sicht des Naturschutzes hat eine 
vom Forstwirtschaftsrat 1991 eingerich
tete Arbeitsgruppe ein Konzept zur 
Verstärkung der Erstaufforstung vor
gelegt, nach dem die Aufforstungsakti
vitäten nach 3 Gebietskategorien unter
schieden werden (Brabänder et al 1993):
■ Gebiete, in denen eine Aufforstung 
nicht erwünscht ist (z.B. Regionen mit 
sehr hohem Waldanteil). Hier sollte 
keine Aufforstungsförderung gewährt 
werden.
■ Gebiete, in denen eine Aufforstung 
besonders erwünscht ist. Hier sollten 
über die Regelförderung besondere Zu
schläge gezahlt werden.
■ Übrige Gebiete, in denen die Regel
förderung angewendet werden soll.



Zur Vorbereitung einer solchen Pla
nung auf der Grundlage landschafts
ökologischer und umweltpolitischer 
Aspekte ist zunächst eine Bestandes- 
aufnahme vorgesehen. Hier sind die 
naturräumlichen Haupteinheiten, die 
Wuchsbezirke und die hier vorkom
menden Wälder nach Standorten und 
Bestockungstypen differenziert zu er
fassen. Dabei sollen bereits all die 
schutzwürdigen Biotope ausgewiesen 
werden, wo Aufforstungen unbedingt 
unterlassen werden sollten. Die an
schließende Beurteilung der potentiel
len Standorte und Planung der anzu
strebenden Waldformen sollte sich u.a. 
an folgenden, im Einzelfall zu definie
renden Vorgaben orientieren:
■ Alle potentiellen Waldgesellschaf
ten sollen auf allen entsprechenden 
Standorten unter verschiedenen Nut
zungen und mit entsprechenden 
Mindestarealen vertreten sein.
■ Nicht mehr vorhandene Waldgesell
schaften, die potentiell typisch wären, 
werden durch Aufforstung neu be
gründet.
■ Erosionsgefährdete Flächen und Flä
chen mit landwirtschaftlich bedingter 
Grundwassergefährdung werden auf
geforstet.
■ Nährstoffreiche, aber kohlenstoff
arme (humusarme) Standorte werden 
aufgeforstet (hohes C- und N-Bin- 
dungsvermögen).

Waldbau-Technik

Bei der praktischen Vorgehensweise 
der Aufforstung von bisher landwirt
schaftlich genutzten Flächen sind zu
nächst die gleichen organisatorischen 
Überlegungen anzustellen wie bei je
der normalen Kulturbegründung im 
Forstbetrieb. Hierzu zählen die Baum
artenwahl, die Pflanzsortimente, die 
Verbandsfrage und natürlich alle forst
schutzrelevanten Gesichtspunkte. Den
noch wird man schnell feststellen, daß 
die unterschiedlichen Voraussetzungen 
von ehemals landwirtschaftlich oder 
forstlich genutzten Flächen in einigen 
wesentlichen Bereichen sich prinzipiell 
unterscheiden.

Arbeitstechnisch fallen sofort einige 
Vorteile gegenüber der Kulturbegrün
dung im Wald auf. Es entfällt die Not
wendigkeit einer Beseitigung von Kro
nenabraum oder Stockrodung, der Ein
satz von Pflanzmaschinen ist unpro

blematisch, starke Hangneigungen 
kommen praktisch nicht vor. Am deut
lichsten unterscheiden sich jedoch die 
Nährstoffverhältnisse der Böden. Selbst 
vergleichsweise schlechte landwirt
schaftliche Standorte verfügen über 
meist erheblich bessere Nährstoffvor
räte als Waldstandorte. Daraus ergeben 
sich zunächst -  ohne Berücksichtigung 
der Konkurrenzsituation -  sehr gün
stige Startbedingungen für die jungen 
Forstpflanzen. Es ist u.a. zu erwarten, 
daß Verpflanzungsschock-Phänomene 
weniger in Erscheinung treten, da das 
Bodensubstrat wesentlich mehr Ähn
lichkeit mit den Verhältnissen in der 
Baumschule aufweist als dies bei typi
schen Forststandorten der Fall wäre. Bei 
der Baumartenwahl verfügt man über 
einen für forstliche Verhältnisse über
durchschnittlich großen Spielraum, da 
die günstigen Standortverhältnisse 
eine sehr weite ökologische Bandbreite 
zulassen. Dies kommt insbesondere den 
i.d.R. anspruchsvolleren Laubbaumar
ten zugute. Die aus ökologischer und 
forstpolitischer Sicht erwünschte Ver
mehrung des Laubholzanteils ist also im 
Zuge von Erstaufforstungen auf ehe
mals landwirtschaftlich genutzten Bö
den sehr gut umzusetzen.

Durch die günstigen Bodenverhält
nisse ist auch in besonderem Maße die 
Möglichkeit gegeben, Mischbestände 
zu begründen. Hierbei ist allerdings zu 
berücksichtigen, wie sich Dynamik und 
Konkurrenzverhalten der gemischten 
Baumarten unter diesen vielfach außer
gewöhnlichen Bedingungen langfristig 
entwickeln werden, um nicht später 
große Aufwendungen zur Mischungs
regulierung zu riskieren.

Von wesentlich größerer Bedeu
tung während der Begründungsphase 
ist allerdings weniger der Wettbewerb 
zwischen den Baumarten als vielmehr 
die Konkurrenz, die von der Bodenve
getation ausgeht. Diese wird minde
stens ebensogut von den vorteilhaften 
Nährstoffbedingungen profitieren wie 
die Forstpflanzen. Darüber hinaus hat 
sie den Vorteil, die Flächen bereits be
siedelt und weitreichend durchwurzelt 
zu haben, bevor überhaupt die ersten 
Bäume gepflanzt wurden. Wenn man 
forstüblich mit Normalpflanzen arbei
ten möchte, wird man je nach Artenzu
sammensetzung und Besiedelungs
dichte der Begleitvegetation nicht um
hin kommen, eine Flächenvorbereitung

durchzuführen. Dies kann chemisch, 
mechanisch oder kombiniert erfolgen. 
In jedem Fall sollte angestrebt werden, 
solche vorbereitenden Maßnahmen zur 
Begünstigung der Pflanz- und An
wuchsbedingungen nicht auf ganzer 
Fläche, sondern streifenweise oder bei 
sehr geringen Pflanzenzahlen sogar 
nur plätzeweise vorzunehmen. Dies gilt 
insbesondere für die Jungwuchspflege, 
wenn es vordringlich darum geht, die 
Forstpflanzen vom Konkurrenzdruck 
der Begleitvegetation zu entlasten.

Gerade für die Kulturbegründung 
auf ehemals landwirtschaftlich genutz
ten Böden bietet sich aber auch eine 
biologische Variante der interspezifi
schen Konkurrenzsteuerung an. Ziel 
dieser sogenannten „Nutz- oder Hilfs
pflanzendecken" ist es, die Artenzu
sammensetzung und Dichte der Be
gleitvegetation so zu gestalten, daß de
ren Bodenbedeckung das Aufkommen 
von besonders unerwünschten Gras- 
und Krautarten verhindert, selbst aber 
nicht übermäßig stark die Forstpflan
zen beeinträchtigt. Dieses Verfahren 
hat für Ackeraufforstungen zum einen 
den Vorteil, daß die Böden in dieser für 
Nährstofffreisetzung und -auswa- 
schung besonders kritischen Phase die 
Nährstoffe in einem „kleinen Kreislauf" 
binden können (Reinecke 1992). Wird 
die oben angesprochene Stickstoff-Ab
magerung des Standortes zur Verbesse
rung der Wasserqualität angestrebt, so 
läßt sich dies durch regelmäßiges Mä
hen und Entfernen der Bodenvegeta
tion realisieren. Zum anderen sind solch 
nährstoffreiche Standorte diejenigen, 
auf denen dieses Konzept überhaupt 
mit hinreichendem Erfolg funktioniert. 
Die Arten der angestrebten Nutzpflan
zendecke sind meist so anspruchsvoll, 
daß auf typischen Forststandorten eine 
zusätzlich Düngung erfolgen müßte.

Beispielhaft sei hierein im Forstamt 
Ahlhorn/Niedersachen entwickeltes 
Verfahren vorgestellt, das sich auf den 
extrem Stickstoff-überdüngten Flächen 
(Massentierhaltung) bewährt hat. Nach 
der letzten landwirtschaftlichen Ernte 
wird in der Übergangsphase eine Ein
saat mit Ölrettich vorgenommen, um 
bis zur eigentlichen Kulturbegründung 
das Risiko durch Winderosion gering zu 
halten. Im Spätsommer erfolgt eine Ein
saat mit 40-50 kg/ha Winterroggen, bei 
einer Aussaat mit Kreiselstreuer läßt 
sich die Menge deutlich reduzieren. Im



Herbst wird die Pflanzung üblicher
weise mit einer Pflanzmaschine vorge
nommen. Auf den schlechteren Böden 
werden Birken, Eichen und ggf. Buchen 
eingebracht, auf mittleren Standorten 
Eichen-Buchenbestände im Mischungs
verhältnis 70 % : 30 % und auf guten Bö
den Buchen-Eichenmischbestände. Als 
Pflanzsortimente haben sich 2jährige 
gut entwickelte (50/80) Pflanzen be
währt, die Begründungszahlen liegen 
bei maximal 7000/ha. Im folgenden 
Frühjahr bietet der lockere Schirm des 
Winterroggens einen Schutz gegen
über Spätfrösten, im Sommer einen 
wirksamen Transpirationsschutz, ohne 
daß die inzwischen ausgereiften und 
trockenen Halme in Konkurrenz um 
Wasser und Nährstoffe mit den jungen 
Bäumen stehen. Zu erwarten ist dann 
noch eine natürliche Ansamung des 
Winterroggens, zur besseren Bodenbe
deckung der sich allmählich auflösen
den Schutzpflanzendecke wird aber 
auch die zusätzliche Einsaat von Dauer
lupine und Waldstaudenroggen in Be
trachtgezogen.

Schlußbetrachtungen

Die Aufforstung ehemals landwirt
schaftlich genutzter Flächen ist ökolo
gisch und ökonomisch eine Herausfor
derung für Land- und Forstwirtschaft. 
Auch wenn die Bedeutung solcher 
Maßnahmen teilweise überbewertet 
wird, so stellt dennoch die Erstauffor
stung auf vielen Flächen die beste Alter
native dar. Diese Erkenntnis, ausgelöst 
durch die ineffizienten Produktions
überschüsse der europäischen Land
wirtschaft, hat die Europäische Union 
dazu veranlaßt, mit erheblich verbes
serten finanziellen Anreizen europa
weit die Aufforstungsaktivitäten auf 
solchen Standorten voranzutreiben. 
Bei der Planung und Flächenauswahl 
gilt es, die Belange des Landschafts
und Naturschutzes angemessen zu be
rücksichtigen. Waldbaulich bieten die 
meist günstigen Standortverhältnisse 
die Möglichkeit der Mischbestandsbe
gründung mit Laubbaumarten, gleich
zeitig bedeutet die oft starke Konkur
renzwirkung der Begleitvegetation ein 
besonderes Kulturhindernis. Hier gilt 
es, praktikable und umweltverträgliche 
Verfahren zu optimieren, um mit ver
tretbarem Aufwand die Waldflächen 
zu vermehren.
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1. Ausgangssituation

Niedersachsen war von Natur aus zu 
etwa 80% bewaldet. Heute ist der An
teil waldfähiger Standorte infolge der 
Entwässerung und Abtorfung der mei
sten Hochmoore sowie der Eindeichung 
der Marschen noch deutlich höher. Der
zeit beträgt der Waldanteil nur etwa 
22%. Niedersachsen ist somit ein relativ 
waldarmes Land (durchschnittliche Be
waldung im Bundesgebiet 30 %). Daher 
ist eine Waldvermehrung aus natur
schutzfachlicher Sicht grundsätzlich 
erwünscht.

Dennoch hat die Waldvermehrung 
durch Aufforstung ein relativ schlechtes
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Waldvermehrung sind die verschiede
nen Naturräume Niedersachsens diffe
renziert zu betrachten. Der Bewal
dungsanteil schwankt zwischen annä
hernd 90% (Harz) und unter 1 % (kü
stennahe Regionen).

In den meisten Fällen wird der Na
turschutz mit Aufforstungsanträgen 
von privater Seite konfrontiert. Er muß 
also insbesondere sicherstellen, daß 
diese in der Regel wirtschaftlich moti
vierten Vorhaben keine anderen, u.U. 
vorrangigen Schutzziele gefährden. 
Ausgehend von den Anforderungen 
des Niedersächsischen Naturschutzge
setzes sind bei Erstaufforstungen die 
Vor- und Nachteile auf den Naturhaus
halt (Boden, Wasser, Klima, Luft, Arten 
und Lebensgemeinschaften) sowie auf 
das Landschaftsbild zu prüfen (vgl. Ein-

* Beitrag zum Seminar „Erstauffor
stung und Naturschutz" am 26. 11. 1996 auf 
Hof Möhr.

Erstaufforstungen in Niedersachsen 
aus naturschutzfachlicher Sicht



griffsregelung nach § 7ff. NNatG, au
ßerdem § 17 LWaldG).

Seltener ist der Fall, daß der Natur
schutz aktive Waldvermehrung zur 
Durchsetzung eigener Ziele betreiben 
kann (z.B. im Rahmen von Ausgleichs
und Ersatzmaßnahmen).

2. Kriterien für die 
Waldvermehrung aus 
naturschutzfachlicher Sicht

2.1 Bodenschutz

Grundsätzlich stellt eine naturnahe 
Waldvegetation den besten Schutz des 
Bodens dar. Eine Waldvermehrung ist 
unter dem Gesichtspunkt des Boden
schutzes daher besonders dort sinnvoll, 
wo die gegenwärtige Nutzung zu Ero
sionserscheinungen führt (z.B. Acker
bau in Hanglagen oder in Überflu
tungsbereichen der Auen). Ein weiterer 
Vorteil ist, daß Wälder nur in geringem 
Umfang mit Pestiziden und Dünger be
handelt werden. Daher ist die Auffor
stung zuvor intensiv landwirtschaftlich 
genutzter Bereiche in stofflicher Hin
sicht eine Entlastung des Bodens. Nach
teilig ist allerdings der vermehrte Ein
trag von Schadstoffen aus der Luft 
durch den Auskämmeffekt älterer 
Bäume, insbesondere bei immergrünen 
Nadelbaumbeständen.

Standortfremde Nadelforste haben 
zudem auch direkten negativen Einfluß 
auf den Boden (Förderung der Rohhu
musbildung durch saure, schwer abbau
bare Nadelstreu, Bodenverdichtung 
durch Stampfwirkung der Wurzelteller 
flachwurzelnder Fichten auf staunas
sen Böden).

Aus Sicht des Bodenschutzes erge
ben sich somit folgende Anforderun
gen an die Waldvermehrung:
■ Waldvermehrung vorrangig auf ero
sionsgefährdeten Ackerflächen (sofern 
nicht die Umwandlung in Extensivgrün
land im Einzelfall sinnvoller und auch 
umsetzbar ist).
■ Keine Begründung von Wäldern mit 
Dominanzvon Nadelbäumen.

2.2 Gewässerschutz

Ein hoher Waldanteil trägt zu einem 
ausgeglichenen Wasserhaushalt sowie 
zu einer guten Qualität des Grund
wassers und der Oberflächengewässer 
(vgl. 2.1, 2.5) bei. Unter dem Gesichts

punkt des Gewässerschutzes ist eine 
Waldvermehrung vorrangig dort er
wünscht, wo hohe Anforderungen an 
die Qualität des Grundwassers (insbe
sondere Trinkwasserschutzgebiete) 
oder an die Naturnähe von Fließgewäs
sern (vgl. niedersächsisches Fließge
wässerschutzprogramm) zu stellen 
sind.

Als nachteilig wird häufig die Ver
ringerung der Grundwasserneubildung 
aufgrund des höheren Wasserver
brauchs von Wäldern im Vergleich zu 
Offenlandschaften dargestellt. Da aber 
aus Naturschutzsicht ohnehin ein spar
samer Verbrauch des Grundwassers ge
boten ist, sind die Vorteile einer Bewal
dung für die Grundwasserqualität ge
genüber den Nachteilen für die poten
tielle Fördermenge zumindest in humi
den Klimazonen i.d.R. höher zu ge
wichten.

Auch aus Sicht des Gewässerschut
zes ist die Begründung standortfrem
der Nadelbaumbestände ungünstig 
(verstärkter Eintrag von Säuren und an
deren Schadstoffen) und die Auffor
stung erosionsgefährdeter Äcker von 
Vorteil.

2.3 Schutz von Luft und Klima

Wald kann durch C02-Bindung dem 
Treibhauseffekt entgegenwirken. Die 
weltweite Erhaltung von Wäldern und 
Wiederaufforstung entwaldeter Ge
biete bilden somit wichtige Beiträge 
zur Minderung der anthropogenen 
Klimaerwärmung. Eine Waldvermeh
rung in Niedersachsen und Deutschland 
kann aber-selbst bei vollständiger Auf
forstung aller prinzipiell geeigneten 
Flächen -  allenfalls einen sehr beschei
denen Beitrag zur Stabilisierung des 
Weltklimas leisten.

Auf lokaler und regionaler Ebene 
begünstigt Wald ein ausgeglichenes 
Stadt- und Geländeklima sowie eine 
gute Luftqualität. Außerdem trägt er 
zur Lärmminderung bei. Daher ist eine 
gezielte Waldvermehrung aus human
ökologischer Sicht besonders in Bal
lungsräumen erwünscht.

In bestimmten Situationen können 
Waldgebiete allerdings auch lokale 
Luftströmungen behindern und da
durch negative Auswirkungen auf das 
Lokalklima haben. Daher dürfen Frisch
luftschneisen in Ballungsräumen (z.B. 
unbebaute Talzüge an Stadträndern)

nicht oder nur nach sorgfältiger Prü
fung der Auswirkungen auf das Stadt
klima aufgeforstet werden.

2.4 Schutz des Landschaftsbildes

In wald- und gehölzarmen, intensiv ge
nutzten Kulturlandschaften kann eine 
gezielte Waldvermehrung zur Erhö
hung der landschaftlichen Vielfalt und 
damit zur Verbesserung des Land
schaftsbildes sowie der Erholungsmög
lichkeiten beitragen. Ein vorrangiger 
Bedarf besteht in dieser Hinsicht in den 
ortsnahen Erholungsgebieten der Bal
lungsräume und der Regionen mit in
tensiver Landwirtschaft (z.B. Lößbör
den).

In manchen Naturräumen-z.B. den 
Marschen-gehört die Waldarmut aller
dings zur besonderen Eigenart der 
Landschaft, so daß Aufforstungen nicht 
immer als Aufwertung des Landschafts
bildes empfunden werden.

In waldreichen Gebieten ist die Auf
forstung offener Restflächen wie insbe
sondere Waldwiesen oder Wiesentä
lern meist unerwünscht, da sie zum Ver
lust von landschaftlicher Vielfalt führen 
würde.

»Historische Kulturlandschaften« 
sind nach § 2 Nr. 13 NNatG zu schützen. 
Hier sind oft nur kleinflächige Auffor
stungen aus heimischen Baumarten, die 
sich in das Landschaftsbild (z.B. einer 
Wallhecken-Landschaft) einfügen, mit 
den Zielen des Naturschutzes verein
bar.

2.5 Arten- und Biotopschutz

Aus Sicht des Arten- und Biotopschut
zes sollte die Waldvermehrung beson
ders auf folgende Ziele ausgerichtet 
werden:
■ Allgemeine Vergrößerung des Le
bensraumes für die Flora und Fauna na
turraumtypischer Wälder. Die Entwick
lung naturnaher Waldökosysteme mit 
stenöken Waldarten erfordert aller
dings Entwicklungszeiträume von meh
reren Jahrhunderten.
■ Gezielte Vermehrung landesweit 
oder regional selten gewordener 
Wald-Biotoptypen und ihrer Lebensge
meinschaften (z. B. Auwälder).
■ Abpufferung, Vergrößerung und 
Vernetzung verinselter Waldreste in
nerhalb intensiv genutzter Siedlungs
und Agrargebiete.



■ Schutz von Gewässern vor Sedi
ment-, Nährstoff- und Pestizideinträ
gen. Förderung naturnaher Fließge
wässerstrukturen durch Bewaldung der 
Ufer und Auen (soweit nicht andere 
Schutzziele entgegenstehen).

Andererseits gibt es aber viele wald
freie Biotope, die stark gefährdet sind 
und daher nicht aufgeforstet werden 
sollen. Ein großer Teil dieser Biotopty
pen ist nach § 28a und § 28 b des Nieder
sächsischen Naturschutzgesetzes be
sonders geschützt, so daß eine Auffor
stung nicht oder nur in Ausnahmefällen 
zulässig ist. Es sind dies insbesondere:
■ Hochmoore und Übergangsmoore
■ Sümpfe
■ Röhrichte
■ feuchtes und nasses Grünland mit 
seggen-, binsen- und hochstaudenrei
chen Naßwiesen, Pfeifengraswiesen, 
Brenndoldenwiesen, Sumpfdotterblu
menwiesen und Flutrasen
■ Bergwiesen
■ unbewaldete Binnendünen
■ Zwergstrauch- und Wacholderhei
den
■ Magerrasen (z. B. Sand-Trockenra
sen, Borstgrasrasen, Kalk-Magerrasen)
■ Gebüsche trockenwarmer Standorte 

Außerdem sind u.a. naturnahe
Kleingewässer (Tümpel, Teiche, Wei
her), Quellbereiche, Verlandungsberei
che stehender Gewässer, naturnahe 
Bach- und Flußabschnitte nach § 28a 
NNatG geschützt. Soweit diese bislang 
in waldfreier Umgebung liegen, kön
nen sieu.U. in ihrer derzeitigen Ausprä
gung mit lichtbedürftigen Arten durch 
eine unmittelbar angrenzende Auffor
stung beeinträchtigt werden. In diesen 
Fällen ist daher auf einen ausreichen
den Abstand der Aufforstung zu ach
ten.

Bei Fließgewässern ist eine Bewal
dung der Ufer aus Naturschutzsicht 
meist unproblematisch oder sogar von 
Vorteil (s.o.), sofern sie mit standort
gerechten Baumarten erfolgt (z.B. 
Schwarz-Erle) und sofern die ufernahen 
Bereiche nicht aus geschützten Bioto
pen wie Naßwiesen bestehen.

In Naturschutzgebieten und Natio
nalparken gilt ein generelles Verände
rungsverbot. Aufforstungen sind in Ein
zelfällen möglich, wenn sie mit den 
Schutzzielen vereinbar sind (z.B. in 
Pufferzonen).

In Landschaftsschutzgebieten sind 
Aufforstungen -  insbesondere aus

heimischen, landschaftstypischen Baum
arten -  vielfach auf Teilflächen ge
nehmigungsfähig. Dies ist jeweils vom 
Verordnungsinhalt und Landschafts
charakter abhängig.

Aus Artenschutzgründen sind dar
über hinaus ausgedehnte Grünlandge
biete zu beachten, die als Brut- oder 
Rastgebiete von Vögeln bedeutsam 
sind. Die wichtigsten dieser Gebiete 
sind als Feuchtgebiete lokaler, regiona
ler, nationaler und internationaler Be
deutung, als Schutzgebiete nach der 
EG-Vogelschutzrichtlinie oder als Na
turschutzgebiete ausgewiesen. Viele 
Wiesenvögel wie Brachvogel und Ufer
schnepfe benötigen großflächig ge
hölzfreie Grünlandflächen, so daß in 
vorrangigen Lebensräumen dieser Ar
ten Aufforstungen nicht oder nur auf 
kleinen Teilflächen mit den Zielen des 
Naturschutzes vereinbar sind.

Auch Äcker können erhaltenswerte 
Biotope sein, insbesondere wenn sie be
deutende Vorkommen gefährdeter Ak- 
kerwildkräuter aufweisen oder wenn 
sie wichtige Rastplätze für Zugvögel 
darstellen (z.B. Rastgebiete von Wild
gänsen in den Marschen).

Hinweise auf in Niedersachsen aus 
landesweiter Sicht von Aufforstung 
freizuhaltende Biotope sind aus der 
„Erfassung der für den Naturschutz 
wertvollen Bereiche" sowie den Arten
erfassungen der Fachbehörde für Na
turschutz im Niedersächsischen Landes
amt für Ökologie abzuleiten. Auf regio
naler und lokaler Ebene enthalten 
Landschafts- und Landschaftsrahmen
pläne sowie die Verzeichnisse der ge
schützten Teile von Natur und Land
schaft (§ 31 NNatG) entsprechende In
formationen.

Alle diese Unterlagen sind jedoch -  
nicht zuletzt aufgrund der ständigen 
Veränderungen in der Landschaft -  
unvollständig, so daß zumindest bei 
größeren Aufforstungsvorhaben im 
Vorfeld gezielte Biotopkartierungen 
und Artenerfassungen zu empfehlen 
sind. Diese sollen nicht nur von Auffor
stung freizuhaltende Flächen ermit
teln, sondern können auch Hinweise für 
eine aus ökologischer Sicht besonders 
günstige Gestaltung möglicher Auffor
stungen erbringen.

3. Hinweise für die Ausführung 
von Erstaufforstungen

Neben der vorrangig zu klärenden 
Frage, welche Bereiche überhaupt für 
eine Aufforstung in Betracht kommen, 
ist auch die Art und Weise der Auffor
stung bzw. Waldvermehrung von ent
scheidender Bedeutung. An dieser 
Stelle können dazu nur einige stich
wortartige Hinweise gegeben werden:

3.1 Schutz der Standorte

■ Beschränkung von Bodenbearbei
tung und Düngung auf das für das An
wachsen der Bäume unbedingt erfor
derliche Maß.
■ Keine nachhaltige Entwässerung.

3.2 Baumartenwahl

■ Vorrangige Verwendung von stand
ortgerechten Baum- und Straucharten, 
die im jeweiligen Gebiet von Natur aus 
heimisch sind.
■ Gegenüber der potentiellen natürli
chen Vegetation, die in Mitteleuropa 
heute überwiegend von Buchenwäl
dern gebildet wird, sollten bei Erstauf
forstungen höhere Anteile von Pionier- 
und Lichtbaumarten verwendet wer
den. Dies erhöht den Anwuchserfolg 
und entspricht natürlichen Sukzessions
abläufen.
■ Gebietsfremde Baumarten sollten al
lenfalls mit Mischungsanteilen bis 30 % 
verwendet werden. Auf die Pflanzung 
gebietsfremder Sträucher sollte voll
ständig verzichtet werden. Aus Natur
schutzsicht ist die Verwendung ur
sprünglich nicht im Gebiet heimischer 
Gehölzarten grundsätzlich von Nach
teil, und zwar im wesentlichen aus drei 
Gründen:
1. Sie haben-im Gegensatz zu den hei

mischen Gehölzarten -  keine oder 
nur eine geringe Bedeutung als Le
bensstätte gefährdeter Tierarten 
(z.B. unter den Schmetterlingen 
oder Käfern).

2. Sie können die natürliche Eigenart 
der Landschaft beeinträchtigen, ins
besondere wenn siedominieren und 
sich deutlich von den heimischen 
Baumarten unterscheiden (z.B. Na
del- statt Laubbäume).

3. Fremdländische Gehölzarten kön
nen sich u. U. unkontrolliert ausbrei
ten und zu einer Gefährdung für



schutzwürdige Biotope werden (z. B. 
Spätblühende Traubenkirsche oder 
Robinie). Dieser Effekt tritt oft erst 
viele Jahrzehnte nach der ersten An
pflanzung auf# so daß das Gefähr
dungspotential schwer abschätzbar 
ist.
Da die Beimischung bestimmter ge

bietsfremder Baumarten betriebswirt
schaftlich vorteilhaft sowie im Hinblick 
auf die Rohstofffunktion auch aus über
geordneter Sicht sinnvoll sein kann (be
sondere Eigenschaften der verschiede
nen Hölzer), sollte deren Anpflanzung 
auf dafür geeigneten Standorten und 
außerhalb von Vorrangflächen des Na
turschutzes grundsätzlich akzeptiert 
werden. Bei Erstaufforstungen ist die 
Verwendung fremdländischer Baumar
ten zweifellos weniger problematisch 
als deren Einbringen in alte, naturnahe 
Wälder. Im Hinblick auf die Nachhaltig
keit der Holzproduktion und auf die 
Schutzfunktionen des Waldes sollten 
solche Baumarten aber nur in Mischung 
mit dominanten heimischen Baumar
ten verwendet werden.
■ Nach Möglichkeit ausschließliche 
Verwendung von Pflanzgut aus gesi
cherten Herkünften der jeweiligen Re
gion. Wenn -  besonders bei Sträuchern 
des Waldrandes -  das Angebot der 
Baumschulen hierfür nicht ausreicht, 
sollte auf die Anpflanzung im Zweifels
fall lieber verzichtet werden. Dies gilt 
besonders für formenreiche Gattungen 
wie Weißdorn, Rosen und Weiden. Die 
natürliche Eigenart der Landschaft mit 
ihrem angestammten Arteninventar 
sollte höher bewertet werden als Viel
falt um jeden Preis.

3.3 Waldentwicklung auch durch 
natürliche Sukzession

Teile größerer Aufforstungsflächen 
sollten unbepflanzt und der natürli
chen Entwicklung überlassen bleiben. 
Dient die Waldvermehrung vorrangig

Zielen von Naturschutz und Land
schaftspflege (z.B. bei Kompensations
maßnahmen für Eingriffe), sollten le
diglich Initialpflanzungen erfolgen. 
Anpflanzungen sind dann insbeson
dere sinnvoll, wenn
■ schnell ein sichtbarer Erfolg erzielt 
werden soll,
■ keine Samenbäume der gewünsch
ten Gehölzarten in der Umgebung vor
handen sind,
■ oder die Gefahr besteht, daß sich un
erwünschte Gehölzarten von Nachbar
flächen ausbreiten.

3.4 Gestaltung von Aufforstungs
flächen

Aufforstungsflächen sollten sich har
monisch in die Landschaft einfügen und 
vielfältige Lebensräume bilden. Dazu 
können neben der Baumartenwahl 
beitragen:
■ Anpassung der Form der Auffor
stungsfläche an die Geländeformen,
■ Beachtung von Sonderstandorten 
(z. B. Quellen, Tümpel),
■ Rückbau oder naturnähere Gestal
tung eventuell vorhandener Gräben,
■ Anbindung an vorhandene Wälder 
(unter Beachtung schutzwürdiger 
Waldrandbiotope!),
■ unbepflanzte Freiflächen innerhalb 
größerer Aufforstungsflächen,
■ ausreichend breite Waldränder, die 
nicht vollflächig zu bepflanzen sind.

4. Fazit

Ob die Waldvermehrung eine Gefähr
dung oder eine Förderung von Natur
schutzzielen bedeutet, hängt entschei
dend vom »wo« und »wie« ab. Die Be
gründung neuer Wälder ist in Nieder
sachsen und auch weltweit betrachtet 
grundsätzlich erwünscht, aber nicht 
überall und keinesfalls mit beliebigen 
Baumarten. Die Landschaftsplanung ist 
aufgefordert, hierfür auf landesweiter,

regionaler und lokaler Ebene Leitbilder 
und fachliche Vorgaben zu erarbeiten. 
Erforderliche Grundlagen sind eine ak
tuelle und hinreichend detaillierte Bio
topkartierung sowie zielorientierte 
Artenerfassungen.

Von politischer Seite sollten die 
rechtlichen Rahmenbedingungen ver
bessert werden, damit Aufforstungen 
künftig den Zielen des Naturschutzes so 
weit wie möglich dienen und diese 
nicht gefährden. Dazu wäre in Nieder
sachsen aus naturschutzfachlicher Sicht 
eine Novellierung des Landeswaldge
setzes sowie der einschlägigen Förder
richtlinien anzustreben. Weiterhin 
kommt eine Erweiterung des gesetzli
chen Biotopschutzes um artenreiche 
Grünlandtypen mittlerer Standorte in 
Betracht.
■ Dies ist vor dem Hintergrund zu se
hen, daß aus Sicht des einzelnen Betrie
bes immer eine vorrangige Neigung zur 
Aufforstung von ertragsschwachen 
Standorten bestehen wird, selbst wenn 
die finanzielle Förderung dafür gerin
ger ist. Dies betrifft zwangsläufig in 
weit überproportionalem Maße schutz
würdige Biotope, deren Aufforstung 
aus Sicht des Naturschutzes abzulehnen 
und keinesfalls mit öffentlichen Mitteln 
zu fördern ist.
■ Erfolgversprechend ist dieser Ansatz 
aber nur, wenn zugleich Fördermög
lichkeiten für die Erhaltung extensiv ge
nutzter Grünland- und Ackerflächen 
bestehen. Die Waldvermehrung darf 
nicht zu einer noch intensiveren Nut
zung der verbleibenden landwirt
schaftlichen Nutzflächen beitragen.

Anschrift des Verfassers

Olaf von Drachenfels 
Niedersächsisches Landesamt 
für Ökologie
-  Fachbehörde für Naturschutz -  
Am Flugplatz 14 
31137 Hildesheim



Grundwasserentnahme für
landwirtschaftliche Beregnung
aus Sicht einer Unteren Wasserbehörde
von Ulrich Ostermann*

1. Vorbemerkung

Grundwasserentnahmen für die land
wirtschaftliche Beregnung werden 
dem Anspruch an eine nachhaltige Nut
zung der natürlichen Ressourcen im all
gemeinen nicht gerecht. Die Landwirt
schaft ist jedoch in verschiedenen Re
gionen Niedersachsens bzw. der Bun
desrepublik Deutschland zur Existenssi- 
cherung auf die künstliche Beregnung 
der angebauten Kulturen angewiesen 
(Problematik, die sich aus der EG-Agrar- 
marktpolitik ergibt). Die Beregnung 
dient dabei neben der Ertragssicherung 
auch der Ertragssteigerung.

In Niedersachsen sind die Unteren 
Wasserbehörden für die Erteilung von 
wasserrechtlichen Erlaubnissen zur Ent
nahme aus dem Grund- und Oberflä
chenwasser zuständig, soweit die Ent
nahmemenge 2,5 Mio. m3 pro Jahr nicht 
überschreitet.

Die Unteren Wasserbehörden ha
ben in den entsprechenden Rechtsver
fahren die ökologischen Ansprüche der 
Gesellschaft und die Zielvorgaben (z. B.: 
sparsamer Wasserverbrauch, Schutz des 
Grundwassers usw.) der Landesregie
rung mit den Ansprüchen der verschie
denen Grundwassernutzer in Einklang 
zu bringen. Dabei stellt die einzelne 
Grundwasserentnahme nach den der
zeit gültigen gesetzlichen Bestimmun
gen bzw. der aktuellen Rechtsprechung 
keinen Eingriff gemäß § 7 des Nieder
sächsischen Naturschutzgesetzes dar. 
Die Bestimmungen des Umweltver
träglichkeitsprüfungsgesetzes greifen 
ebenfalls nicht, weil Wasserentnahmen 
nicht in den Katalog UVP-pflichtiger 
Maßnahmen aufgenommen wurden.

Nachfolgend wird für die Untere 
Wasserbehörde des Landkreises Uelzen 
der Umgang mit dieser Problematik 
dargestellt.

2. Einleitung

Uelzen ist der Landkreis mit der inten
sivsten Beregnung landwirtschaftlicher

Tab. 1. Flächennutzung im Landkreis Uelzen

Einwohner: 96000(66,2/km2)
Kreisgebiet: 1453,54 km2

km2 %
Landwirtschaftsfläche 780,6 53,7

davon Acker 696,3 47,9
davon Grünland 84,3 5,8

Waldfläche 479,7 33,0
Verkehrsfläche 55,2 3,8
Gebäude- und Freiflächen 49,4 3,4
Moor, Heide, Brache usw. 5,8 0,4
Sonstige (Gewässer usw.) 82,9 5,7

(Stand 1996, Angaben der Katasterver-
waltung)

Flächen in Niedersachsen. Vergleich
bare Größenordnungen erreichen noch 
die Landkreise Gifhorn, Hannover, 
Lüchow-Dannenberg, Lüneburg und 
Peine.

Rund 48 % der Landkreisfläche wird 
ackerbaulich genutzt (Tab. 1). Der hier
von beregnete Anteil beträgt 85 %. Das 
für die Beregnung erforderliche Wasser 
wird im Verhältnis 6 : 1 aus dem Grund-

Abb. 1. Beregnung landwirtschaftlicher Nutz
flächen im Landkreis Uelzen (Stand 1996).

wasser und dem Elbeseitenkanal ent
nommen (Abb. 1). Eine kleine Teil
menge wird aus einem Fließgewässer 
entnommen, weil es sonst aufgrund ei
nes oberflächennah anstehenden Salz
stockes zu einer Versalzung des Wassers 
und einer Ablaugung des Salzstockes 
kommen würde.

Die politischen Grenzen des Land
kreises Uelzen stimmen weitgehend 
mit den Wasserscheiden überein, so 
daß sich ein wasserwirtschaftlich klar 
abgegrenzter Raum ergibt. Durch die 
letzten Eiszeiten entstand das Uelzener 
Becken, das im Süden, Westen und 
Osten von Höhenzügen begrenzt ist. 
Nach Norden öffnet sich das Becken 
zum Landkreis Lüneburg hin. Der hier 
zwischen Bienenbüttel und Grünhagen 
vorhandene Pegel mißtdie Abflüsse der 
Ilmenau aus dem Uelzener Becken, so 
daß nach entsprechender Auswertung 
Rückschlüsse auf Veränderungen im 
Einzugsgebiet möglich sind.

Ende der 70er/Anfang der 80er 
Jahre führten die Grundwasserentnah
men zusammen mit mehreren nieder
schlagsarmen Jahren zu einem extre
men Absinken der Grundwasserstände. 
Insbesondere im Bereich des Göhrde- 
Drahwehn-Rückens (Höhenzug an der 
östlichen Grenze des Landkreises Uel
zen) fiel der Grundwasserspiegel um 
mehrere Meter (Brühmann 1982). Das 
Wasserwirtschaftsamt Lüneburg (spä
ter Staatliches Amt für Wasser und Ab
fall) begann daraufhin mit der Erstel
lung von hydrologischen Gutachten.

Im folgenden Text wird nur noch die 
Problematik der Grundwasserentnah
men dargestellt. Auf die besonderen 
wasserwirtschaftlichen, landschaftspfle
gerischen und ökologischen Anforde
rungen für Wasserentnahmen aus 
Oberflächengewässern wird hier nicht 
eingegangen.

3. Hydrologische 
Untersuchungen

Mitte der 70er Jahre wurde mit der Be
arbeitung eines ersten Gutachtens 
durch das damalige Wasserwirtschafts
amt Lüneburg begonnen.

* Vortrag am 13. Oktober 1997 anläß
lich der Fachtagung „Grundwasserent
nahme und Naturschutz" in der Alfred Toep- 
fer Akademie für Naturschutz, Hof Möhr.



Abb. 2. Bilanzräume und nutzbares Grundwasserdargebot im Landkreis Uelzen.

Für das Trockenjahr 1976 konnte 
eine negative Wasserbilanz festgestellt 
werden. Die Summe der Wasserentnah
men überstieg dabei die Grundwas
serneubildung, so daß eine Entnahme 
aus dem Grundwasserspeicher erfolgte 
(Brühmann 1982).

Unter Verwendung verfeinerter 
Modelle und Einbeziehung weiterer hy
drologischer Daten wurden im Jahre 
1990 die Untersuchungen abgeschlos
sen. Diese hydrologischen Untersu
chungen beinhalten die Aufteilung des 
Kreisgebietes nach Einzugsgebieten in 
sieben Bilanzräume (Abb. 2), für die je
weils maximal zulässige Grundwasser
entnahmemengen festgelegt wurden. 
Der Anteil der beregneten Fläche in den 
einzelnen Bilanzräumen ergibt sich aus 
Abb. 3. Die Entnahme wurde dabei in 
Abstimmung mit den beteiligten Fach
behörden (Bez.Reg., Lkr., LWK, StAWA) 
auf 25% der Grundwasserneubildung 
(nutzbares Grundwasserdargebot) 
begrenzt. Diese Festlegung stellt einen 
ersten Ansatz dar. Die Auswirkungen 
der Grundwasserentnahmen müssen 
langfristig beobachtet werden. Wenn 
entsprechende Ergebnisse vorliegen, 
sind die zulässigen Grundwasserent
nahmemengen ggf. neu festzulegen 
und die wasserrechtlichen Erlaubnisse 
zu ändern bzw. anzupassen. Die Ergeb
nisse der Untersuchungen bilden die 
Grundlage für die Erlaubnis von 
Grundwasserentnahmen.
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4. Erlaubnispraxis im 
Landkreis Uelzen

Für die Entnahme von Grundwasser zur 
Feldberegnung müssen von den jeweili
gen Nutzern wasserrechtliche Erlaub
nisse beantragt werden. Rechtsgrund
lage sind die §§ 3, 4 und 10 des Nieder
sächsischen Wassergesetzes (NWG). Bei 
der Prüfung der Anträge wird zunächst 
ermittelt, inwieweit die festgelegte 
maximale Entnahmemenge im Bilanz
raum bereits ausgeschöpft ist. Weiter
hin wird unter Beteiligung der Unteren 
Naturschutzbehörde geprüft, ob sich 
durch die Ausbildung eines Entnahme
trichters im Nahbereich Auswirkungen 
auf geschützte bzw. schutzwürdige 
Biotope, die Wasserführung von Ge
wässern oder andere Schutzgüter erge
ben können.

In den wasserrechtlichen Erlaubnis
sen wird grundsätzlich die Erfassung



der Entnahmemengen mittels Wasser
uhren vorgeschrieben. Die Erlaubnisse 
werden für einen Zeitraum von jeweils 
15 Jahren als 7-Jahres-Mittel-Erlaubnis 
erteilt. Das heißt, daß die zulässige Ent
nahmemenge im 7-Jahres-Mittel einge
halten werden muß. Überschreitungen 
in extremen Trockenjahren können 
durch Einsparungen in Normal-/Naß- 
jahren ausgeglichen werden.

Bis zum Jahr 1990 wurden Erlaub
nisse mit Zusatzregen von 90 bzw. 100 
mm/a (entsprechend 900 bzw. 1000 
m3/a*ha) erteilt. Nachdem die hydrolo
gischen Untersuchungen durch das 
Staatliche Amt für Wasser und Abfall 
Lüneburg abgeschlossen waren, wur
den neue Erlaubnisse nur noch mit ei
nem Zusatzregen von 70 bzw. 80 mm/a 
erteilt. Bestehende Erlaubnisse wurden 
entsprechend angepaßt und geändert. 
Die Differenzierung (70/80 mm/a) er
folgte entsprechend der Bonität (als 
einfacher Maßstab für das Wasserspei
chervermögen) der Böden und dem 
durchschnittlichen Jahresniederschlag. 
In einigen Bilanzräumen war die maxi
mal zulässige Entnahmemenge im 
Jahre 1996 nahezu ausgeschöpft, so 
daß insbesondere bei guten Böden und 
geringen Grundwasserflurabständen 
(> 50 Bodenpunkte bzw. fakultatives 
Grünland) die Zusatzregenmenge auf 
50 mm/a (ggf. auch noch darunter) be
grenztwurde.

Eine erneute Diskussion über die 
Vergabe von Wasserentnahmerechten 
wurde 1996 von den Vertretern der 
Landwirtschaft initiiert, um bessere 
Voraussetzungen für Landwirte in be
nachteiligten Bereichen zu erreichen. 
Daraus ergab sich eine nochmalige Än
derung der Erlaubnispraxis im Land
kreis Uelzen.

Die Bilanzierung dertatsächlich ent
nommenen Wassermengen ergab, daß 
in bestimmten Teilen des Uelzener Bek- 
kens die erlaubten Wassermengen für 
die hier übliche landwirtschaftliche 
Nutzung von Grenzertragsböden 
(Hackfruchtanbau bei 20 bis 25 Boden
punkten) nicht ausreichten. Das heißt, 
daß die Beregnungsintensität mittel- 
bis langfristig zur Überschreitung der 
erlaubten Entnahmemengen führt.

Als besonders benachteiligt zeigte 
sich der östliche und südöstliche Teil des 
Landkreises unter anderem mit den 
grundwasserfernen Bereichen des 
Göhrde-Drahwehn-Rückens. Zusätzlich

führte eine Umstrukturierung in der 
Landwirtschaft (vermehrter Feldge
müseanbau, Verringerung des Stille
gungsanteils) dazu, daß ein innerbe
trieblicher Ausgleich von Wassermen
gen nur noch eingeschränkt möglich 
war.

Um benachteiligte Gebiete nach
vollziehbar abzugrenzen, wurden vom 
Landkreis Uelzen ergänzende Untersu
chungen durchgeführt. Hierzu wurden 
die Statistiken über die langjährige Nie
derschlagsverteilung und die Boden
übersichtskarte des Niedersächsischen 
Landesamtes für Bodenkunde ausge
wertet. Die Schnittmenge aus Jahesnie- 
derschlag < 600/625 mm und Böden 
mit geringen Wasserhaltevermögen 
bzw. großer Beregnungsbedürftigkeit 
ergab die besonders benachteiligten 
Gebiete des Uelzener Beckens, für die 
seit 1996 ein Zusatzregen von 100 bzw. 
90 mm/a erlaubt wird (Abb. 4). Um die 
zusätzlich vergebenen Wassermengen 
auszugleichen bzw. die maximal zuläs
sige Entnahmemenge in den Bilanzräu
men einzuhalten, wird zukünftig in den 
übrigen Bereichen eine noch stärkere

Differenzierung (ggf. Reduzierung) der 
erlaubten Zusatzregenmengen erfor
derlich. Die Auswirkungen dieses Ver
fahrens auf kleinräumige Wasserbilan
zen sind zukünftig besonders kritisch zu 
beobachten.

Für die landwirtschaftliche Bereg
nung aus dem Grundwasser wurden Er
laubnisse mit einer Entnahmemenge 
von insgesamt rd. 38,7 Mio. m3/a bei ei
ner Gesamtentnahmemenge von rd. 
49,0 Mio. m3/a erteilt.

5. Statistik und Kontrolle

Entsprechend den Auflagen der wasser
rechtlichen Erlaubnisse müssen die 
Grundwassernutzer die entnommenen 
Wassermengen jeweils zum Jahresende 
melden. Diese Verpflichtung ergibt sich 
außerdem auch aus § 47e NWG („Was
serpfennig"). Im Zusammenhang mit 
der Erhebung der Wasserentnahmege
bühren wird für die einzelnen Bilanz
räume und den Landkreis Uelzen insge
samt eine Zusammenstellung der tat
sächlich entnommenen Wassermengen 
vorgenommen (Abb. 5).
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Abb. 4. Abgrenzung benachteiligter Gebiete im Landkreis Uelzen.



Abb. 5. Entnom
mene Grundwasser
mengen in den 
Jahren 1990-1996.
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Die Auswertung ergibt, daß für das 
Uelzener Becken insgesamt die zulässige 
Entnahmemenge eingehalten wird. In 
einigen Bilanzräumen wird das nutz
bare Gundwasserdargebot in Trocken
jahren jedoch nahezu ausgeschöpft.

Um sicherzustellen, daß die Aufla
gen der Erlaubnisse eingehalten wer
den, erfolgen in der Beregnungssaison 
stichprobenartige Kontrollen. Aufla
genverstöße werden mit Bußgeldern 
(Ordnungswidrigkeitenverfahren) ge
ahndet. Dabei hat sich in den vergange
nen Jahren gezeigt, daß die Anzahl der 
Verstöße weitgehend konstant, die 
Höhe der bisherigen Bußgelder also zu 
gering ist.

6. Auswirkungen der Grund
wasserentnahmen im 
Uelzener Becken

Die statistische Auswertung der Grund
wasserstandsmessungen im Grundwas- 
ser-Überwachungs-Netz des Landes 
Niedersachsen (GÜN) läßt noch keine 
eindeutige Tendenz erkennen, da lang
fristige Veränderungen durch kurzfri
stige Ereignisse (< 5 Jahre) überlagert 
werden und die ausgewerteten Beob
achtungszeiträume noch nicht lang ge
nug sind.

An der Fachhochschule Suderburg 
wurde im Rahmen einer wissenschaftli
chen Arbeit der Zusammenhang zwi
schen den Grundwasserentnahmen im 
Uelzener Becken und dem Rückgang 
des Niedrigwasserabflusses am Pegel

Bienenbüttel der Ilmenau untersucht. 
Unter Verwendung eines nichtlinearen 
Speichermodells konnte nachgewiesen 
werden, daß ein Zusammenhang zwi
schen den Grundwasserentnahmen 
und dem Rückgang des Niedrigwasser
abflusses in der Ilmenau am Pegel Bie
nenbüttel besteht. Dabei zeigte sich ein 
deutlicher Zusammenhang zwischen 
dem Rückgang des Basisabflusses am 
Pegel Bienenbüttel und den jährlichen 
Entnahmemengen. Weiterhin wurde 
festgestellt, daß dem Grundwasser
haushalt nur rd. 70% der Entnahme
menge verloren gehen, da sich unter 
beregneten Flächen (größere Boden
feuchte, direkte Versickerung usw.) 
eine etwas größere Grundwasserneu
bildung einstellt (Wittenberg 1998).

7. Schlußbemerkung

Die Grundwassernutzung für die land
wirtschaftliche Feldberegnung im 
Landkreis Uelzen stellt eine Gratwan
derung zwischen der nachhaltigen Nut
zung der natürlichen Ressourcen und 
den wirtschaftlichen Ansprüchen der 
Nutzer dar. Die derzeitigen Erkennt
nisse lassen noch keine eindeutigen 
Schlüsse darüber zu, ob die heutige 
Grundwassernutzung langfristig um
weltgerecht ist. Dabei ist die Problema
tik von Grundwasserentnahmen in Hin
blick auf den Natur- und Wasserhaus
halt nicht zu verkennen. Die heutige 
Rechtslage und die zur Zeit kaum mög
liche Verifizierbarkeit von Ursache und

vermuteten/festgestellten Auswirkun
gen läßt eine restriktive Wasservergabe 
nicht zu.

Durch eine konsequente Fortset
zung der derzeitigen Erlaubnispraxis, 
der Erfassung und Überwachung der 
Wasserentnahmen, soll die Grundlage 
für zukünftige Entscheidungen ge
schaffen werden.
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Grundwasserentnahme für 
landwirtschaftliche Beregnung 
-aus Sicht der Landwirtschaft -
von Ekkehard Fricke *

Auf folgende fünf Schwerpunkte soll 
im nachfolgenden eingegangen wer
den:
1. Raum und Umfang der landwirt

schaftlichen Feldberegnung.
2. Gründe für die Beregnung.
3. Auswirkungen der Beregnung auf 

die Landwirtschaft.
4. Auswirkungen der Beregnung auf 

die Umwelt.
5. Möglichkeiten der Wassereinspa

rung.

1. Raum und Umfang der 
landwirtschaftlichen 
Feldberegnung

Im Nordosten des Landes Niedersach
sen befindet sich das größte zusam
menhängende Beregnungsgebiet in 
Deutschland.

Von insgesamt ca. 530000 ha Bereg
nungsfläche in der Bundesrepublik 
Deutschland liegen ca. 230000 ha und 
damit über 40% aller Beregnungsflä
chen im Gebiet der Landwirtschafts
kammer Hannover.

Die folgende Tabelle gibt den Um
fang der Beregnungsflächen in den ein
zelnen Landkreisen wieder.

Landkreis Erlaubnisfür ha

Uelzen 57 534
Gifhorn 53420
Celle 24061
Hannover 23850
Lüchow-Dannenberg 16554
Lüneburg 16306
Peine 11000
Soltau-Fallingbostel 9570
Verden 8500
Stade 3263
Rotenburg 2260
Diepholz 2200
Helmstedt 1200
Sonstige geschätzt 2 500

Gesamt 232218

Quelle: Umfrage Fachverband Feldbereg
nung bei den Wasserbehörden, März 1995.

Im Hauptberegnungsgebiet, das 
den Bereich Nordostkreis Hannover, 
Nordkreis Peine und die Landkreise 
Celle, Gifhorn und Uelzen umfaßt, be
steht für über 80% aller landwirtschaft
lich genutzten Flächen eine Bereg
nungsmöglichkeit. Neben der Grund
wasserentnahme spielt in den Landkrei
sen Gifhorn, Uelzen und Lüneburg die 
Wasserentnahme aus dem Elbe-Seiten
kanal eine bedeutende Rolle.

Wenn für die Beregnungsflächen im 
Gebiet der Landwirtschaftskammer 
Hannover durchschnittlich 80 mm bzw. 
800 m3/ha als erlaubte Zusatzwasser
menge angenommen werden, ergibt 
sich eine mögliche Gesamtwasserent
nahme für die Feldberegnung von ca. 
190 Mio. m3.

2. Gründe für die Beregnung

Die Feldberegnung ist für die Betriebe, 
die auf leichten Standorten wirtschaf
ten, ein unverzichtbares Betriebsmittel 
zur Ertrags- und Qualitätssicherung. Je
der Landwirt geht mit der Aussaat, der 
Düngung und dem Pflanzenschutz in 
eine Vorleistung, die vergeblich ist, 
wenn in Trockenperioden das für die 
Biomassenproduktion notwendige 
Wasser fehlt.

Die Beregnung wird aus folgenden 
Gründen eingesetzt:
1. Ausgleich auftretender Wasserdefi

zite in der Vegetationszeit.
2. Frostschutzberegnung insbeson

dere im Frühkartoffelanbau und 
Obstbau.

3. Schadensausgleich bei Grundwas
serabsenkungen.

4. Abwasser- und Klärschlammverreg
nung.

Über 90 % aller Beregnungsflächen wer
den aufgrund des Wasserdefizites in der 
Vegetationszeit mit dem Ziel einer Er
trags- und Qualitätssicherung beregnet.

Die Frostschutzberegnung spielt 
nur in wenigen Regionen eine Rolle. 
Hier ist sie jedoch unerläßlich zum 
Schutz der Kulturen vor Spätfrösten. Zu

nennen sind der Frühkartoffelanbau im 
Raum Burgdorf/Uetze sowie der Obst
anbau im Alten Land.

Als Beispiel für den Schadensaus
gleich bei Grundwasserabsenkungen 
sei das Fuhrberger Feld genannt, wo 
ehemals grundwassernahen Standor
ten durch große Entnahmemengen das 
Grundwasser entzogen wird. Hier zah
len die Stadtwerke Hannover den Land
wirten einen Zuschuß zu den Festko
sten der Beregnung.

Die Verregnung von Abwässern aus 
kommunalen Kläranlagen spielt eine 
nennenswerte Rolle in den Abwasser
verbänden Braunschweig und Wolfs
burg (insgesamt ca. 5000 ha Verreg
nungsfläche), die Klärschlammverreg
nung gibt es praktisch kaum noch.

Der notwendige Wasserbedarf für 
die Feldberegnung ergibt sich auf
grund der Beregnungsbedürftigkeit ei
ner Fläche und der Beregnungswürdig
keit der angebauten Kultur (auf die Be
regnungswürdigkeit wird in Abschnitt 
3 eingegangen). Unter Beregnungsbe
dürftigkeit sind die natürlichen Stand
ortgegebenheiten zusammengefaßt. 
Dies sind das Klima mit Temperatur, Nie
derschlagsmenge und Niederschlags
verteilung während der Vegetationspe
riode sowie der Boden mit seiner Spei
cherfähigkeit für Niederschläge.

Klima

Das Klima im Kammergebiet Hannover 
ist durch eine negative klimatische Was
serbilanz während der Vegetationspe
riode gekennzeichnet. Diese nimmt von 
Westen nach Osten deutlich zu, so daß 
in Extremjahren Unterschiede von 200 
bis 250 mm von West nach Ost zu ver
zeichnen sind. Im Westen und Norden 
fallen jährlich zwischen 700 und 900 
mm, im Osten Niedersachsens und den 
angrenzenden neuen Bundesländern 
nur noch ca. 550 mm pro Jahr. Die klima
tische Wasserbilanz ist im 25jährigen 
Mittel im mittel- und ostdeutschen Bin
nentiefland in der Vegetationszeit 
(April bis September) mit 116 mm, da
von im Juli bis August mit 80 mm nega
tiv. Betrachtet man aus diesem 25jähri- 
gen Mittelwert die zehn höchsten

* Vortrag am 13. Oktober 1997 anläß
lich der Fachtagung „Grundwasserent
nahme und Naturschutz" in der Alfred Töp
fer Akademie für Naturschutz, Hof Möhr.



Defizite, so liegt der Mittelwert dieser 
Jahre von April bis September bei -  268, 
davon von Juli bis August bei -  168 mm 
(vgl. Siegert, E., Rothi, D., 1992: Feldbe
regnung, S. 300 -  Rationalisierungsku
ratorium für Landwirtschaft [Hrsg.]). 
Damit fehlen in der Hauptwachstums
zeit der Hackfrüchte in 40 % aller Jahre 
ca. 170 mm Niederschlag.

Boden

In Abhängigkeit von der Bodenart, die 
durch die Korngrößenzusammenset
zung bestimmt wird, enthalten die Bö
den unterschiedliche Mengen an pflan
zenverfügbarem Wasser. Sandböden 
können nur ca. ein Drittel der Wasser
menge speichern, die Lehmböden zu 
speichern vermögen. Bezogen auf 60 
cm Wurzelraum, sind das bei einem 
Sandboden nur ca. 60 bis 100 mm.

Die Höhe der einzelnen Bereg
nungsgabe muß daher in erster Linie an 
der Bodenart und an der Durchwurze
lungstiefe der jeweiligen Kultur bemes
sen sein. Um einen leichten Sandboden 
von 50% seiner nutzbaren Feldkapazi
tät auf 80% aufzufüllen, bedarf es nur 
einer Regengabe von 20 mm, während 
auf einem besseren Standort 30 mm 
und mehr nötig sind. Dieser Tatsache ist 
im praktischen Beregnungseinsatz un
bedingt Rechnung zu tragen, um Sik- 
kerwasserbildung während der Vegeta
tionsperiode und damit mögliche Nähr-

stoffausträge durch die Beregnung zu 
vermeiden.

3. Auswirkungen der Beregnung 
auf die Landwirtschaft

Die positive Auswirkung der Bereg
nung zeigt sich für den Landwirt im Be
regnungserfolg. Dieser ist meß- bzw. 
quantifizierbar in der Ertragshöhe, der 
Qualität der Ernteprodukte und der 
besseren Vermarktungsfähigkeit der 
Produkte. Die Beregnung verursacht al
lerdings auch erhebliche Kosten. Nur 
wenn die positiven Auswirkungen der 
Beregnung die Kosten auffangen bzw. 
deutlich übersteigen, ergibt sich eine 
Beregnungswürdigkeit der angebau
ten Kultur.

3.1 Ertrags- und Qualitätssicherung

Das Ziel jeder Beregnungsmaßnahme 
ist die Ertrags- und Qualitätssicherung 
der Ernteprodukte. Durch die Bereg
nung werden einerseits die witterungs
bedingten Ertragsschwankungen teil
weise ausgeglichen und die Erträge da
mit für den Landwirt langfristig be
rechenbarer, andererseits werden die 
Qualitätsmerkmale (Stärkegehalte, 
Sortierungen, Zuckergehalte, Eiweiß
gehalte) deutlich verbessert. Teilweise 
lassen sich von den Marktpartnern ge
forderte Produktqualitäten, z.B. nied
rige Eiweißgehalte bei Braugerste,

überhaupt erst mit Hilfe der Beregnung 
erreichen.

Eine Versuchsreihe des Fachverban
des Feldberegnung e.V. zeigt in Abb.1 
die Notwendigkeit der Beregnung für 
die Ertragsbildung am Beispiel der Kar
toffel:

Bei gleicher Düngung wurden in der 
beregneten Variante im Durchschnitt 
von 15 Jahren 158 dt/ha bzw. 30 % mehr 
Kartoffeln geerntet als auf der unbe- 
regneten Fläche. Neben dem insgesamt 
höheren Ertragsniveau mit Beregnung 
spielen die Ertragsschwankungen in 
den Einzeljahren eine entscheidende 
Rolle. Mit Beregnung fallen die 
Schwankungen in den einzelnen Jahren 
deutlich geringer aus. Während in der 
beregneten Variante zwischen 460 und 
560 dt/ha geerntet werden, reichen die 
Ertragsschwankungen in der unbereg- 
neten von 250 bis 500 dt/ha.

Im Mittel wurden zur Ertragssiche
rung 112 mm Zusatzwasser benötigt. 
Diese Menge gleicht im Durchschnitt 
etwa die negative klimatische Wasser
bilanz der angegebenen Jahre aus.

3.2 Kosten der Beregnung

Die Beregnung verursacht für den 
Landwirt erhebliche Kosten. Unterstellt 
man Investitionskosten zwischen 2000 
und 4000 DM/ha für eine komplette 
Beregnungsanlage, so ergeben sich, ab
hängig von der verregneten Wasser
menge, unterschiedliche feste und va
riable Kosten. Je mehr Wasser verreg
netwird, desto geringer werden die Ko
sten pro verregnetem Millimeter.

In Abb. 2 sind die Mehrerträge bei 
Getreide, Kartoffeln und Zuckerrüben 
dargestellt, die notwendig sind, um die 
Beregnungskosten zu decken. Dabei 
sind verschiedene Produktpreise sowie 
Beregnungsmengen von 25, 75 und 125 
mm zu den verschiedenen Kulturen an
genommen worden.

Werden z.B. zur Kartoffel im Mittel 
der Jahre 75 mm Zusatzwasser (3 Ein
zelgaben) gegeben und 16 DM/dt Kar
toffeln erzielt, so müssen zur Deckung 
der Gesamtkosten 28 dt mehr geerntet 
werden. Sinkt der Preis auf 13 DM/dt, so 
steigt der notwendige Mehrertrag auf 
35 dt an.

Im Kartoffel- und Zuckerrübenan
bau ist die Beregnungswürdigkeit in al
ler Regel gegeben, d.h. die erzielten 
Mehrerträge decken die verursachten

E rträge  von K arto ffe ln  m it und ohne B eregnung
Güstau, LK Uelzen, 1982-1996 *)

Sorte Hansa Hansa Hansa Roxy Hansa Cilena Hansa Hansa Hansa Hansa Aiko Aiko Solara Produc Solara Mittel

beregnet
mm

135 195 78 50 155 78 106 177 112 83 160 56 89 107 102 112

KWB
mm

-146 -192 -29 -62 -81 +2 -131 -182 -158 -153 -255 +56 -88 -242 -80 -116

im
Zeitraum 3 .6 .

-30 .8 .
31 .5 .

- 15.8 .
5.6 .

- 13.8 .
4 .6 .

- 12.8 .
3.6 .

- 11.8 .
21 .4 .
-3 .8 .

19.4 .
- 15.8.

18.4 .
-24 .7 .

17.4 .
-20 .8 .

16.4 .
-30 .8 .

14.4 .
-14.9 .

4 .5 .
-6 .9.

10.5 .
-5 .9 .

9 .5.
- 4.9 .

21 .5 .
-23 .9 .

*)Versuchsreihe des Fachverbandes Feldberegnung e.V.

Abb. 1.



Erforderlicher Mehrertrag zur Deckung der Beregnungskosten

□  Festkosten m  variable Kosten
80-

-e _  a) 60* 
sz 
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2  50-t—<1>D)
-O 40*so 30* c
^  20*

10*

25 75 125 25 75 125 25 75 125
- mm - - mm - - mm -

zu Getreide zu Kartoffeln zu Zuckerrüben

Kosten der Beregnung ab. Im Getrei
deanbau hingegen lassen sich die Be
regnungskosten in vielen Fällen nicht 
rechtfertigen, es sei denn, es werden 
nur die variablen Kosten der jeweiligen 
Beregnungsmaßnahme angesetzt.

Vor dem Bau einer Beregnungsan
lage muß die zu erwartende Ertrags
und Qualitätsverbesserung deshalb 
sehr genau überprüft werden, damit 
Fehlinvestitionen vermieden werden.

4. Auswirkungen der Beregnung 
auf die Umwelt

In weiten Teilen Niedersachsens hängt 
die Landbewirtschaftung existentiell 
von der Feldberegnung ab und bean
sprucht einen großen Anteil an der Ge
samtentnahme des jeweiligen Ge
bietswasserhaushaltes. Die Grundwas
serentnahmen für Beregnungszwecke 
übersteigen in einigen Regionen den 
Wasserbedarf der weiteren Bedarfs
träger Bevölkerung/Vieh und Indu- 
strie/Gewerbe erheblich.

Auf die möglicherweise punktuell 
vorhandenen negativen Auswirkungen 
der Grundwasserentnahme auf den Na
turhaushalt soll an dieser Stelle nicht 
näher eingegangen werden. Dies ist 
Aufgabe der Wasserwirtschafts- und 
Naturschutzverwaltung. Hier soll viel
mehr auf die positiven Aspekte der 
Feldberegnung in bezug auf die bes
sere Nährstoffausnutzung unter Bereg
nungsflächen und damit letztendlich 
auf die bessere Sickerwasserqualität 
eingegangen werden.

Ein hoher Feuchtegehalt des Bodens 
beeinflußt die Nährstoffverfügbarkeit 
und damit auch die Ausnutzung der 
einzelnen Nährstoffe positiv. Gemes
sen werden kann diese positive Aus
wirkung der Beregnung an den Nähr
stoffaufnahmen durch die Pflanzen 
und an den Nmin-Werten im Boden 
auf beregneten und unberegneten 
Flächen.

Die gedüngten Nährstoffe werden 
unter gleichmäßig befeuchteten Flä
chen während der Vegetationsperiode 
von den Pflanzen besser aufgenom
men. Dies führt dazu, daß auf beregne
ten Flächen durch höhere Erträge grö
ßere Nährstoffmengen entzogen wer
den. Damit ist die Nährstoffbilanz 
(Nährstoffzufuhr minus Nährstoffab
fuhr) auf beregneten Flächen in aller 
Regel deutlich ausgeglichener.

Abb. 2.

Verschiedene Versuche, u.a. die Be
regnungsversuche im Rahmen des „Pi
lotprojektes Stadensen", belegen diese 
Tatsache deutlich. Als Beispiel sind in 
Abb. 3 die Stickstoffentzüge von Kar
toffeln bei unterschiedlichem N-Ange- 
bot und unterschiedlicher Beregnungs
menge aus dem Trockenjahr 1995 dar
gestellt. Bei einem N-Angebot von 160 
kg/ha (Düngungsempfehlung der LWK 
Hannover zu Kartoffeln) werden in den 
beregneten Varianten ungefähr 180 kg 
wieder entzogen, also mehr als zuge
führt wurde. In der unberegneten Va
riante dagegen werden von 160 kg/ha

N-Angebot nur 90 kg entzogen. Es 
bleibt also ein Überschuß von 70 kg 
N/ha im Boden zurück.

In Abb. 4 sind die in der gleichen 
Versuchsvariante im 14tägigen Ab
stand gemessenen Nmin-Werte darge
stellt. Zur Ernte der Kartoffeln Anfang 
Oktober befinden sich in den beregne
ten Varianten noch knapp 20 kg Stick
stoff im Boden. In der unberegneten 
Variante wird der aufgrund der Trok- 
kenheit zum Teil ungenutzte Stickstoff 
erst ab Ende August durch einsetzende 
natürliche Niederschläge mineralisiert. 
Die Nmin-Werte steigen dadurch deut-

^3 Pilotprojekt Stadensen

^  N -  Entzüge zur Ernte von Kartoffeln bei unterschiedlichem 
N-Angebot und unterschiedlicher Beregnungsmenge
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Pilotprojekt Stadensen

Nmin-Werte unter Kartoffeln
Sandboden, 26 Bdpkte Pflanzung: 21.4. Ernte: 12.10. Sollwert*): 160 kg (100+60)
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rigen Großregners auf Praxistauglich
keit und Wirtschaftlichkeit geprüft.

Dr. Soureil vom Institut für Betriebs
technik der FAL in Braunschweig-Völ- 
kenrode prognostizierte 1991, daß sich 
mit der elektronischen Einzugsge
schwindigkeitsregelung durch einen 
konstanten Einzug des Großflächen
regners eine Wasserersparnis von ca. 
7,5% und mit Hilfe des Düsenwagens 
durch bodennahe und windunabhän
gige Wasserquerverteilung eine Was
serersparnis von ca. 17% erreichen läßt. 
Diese Aussagen sollen unter Praxisbe
dingungen überprüft und gegebenen
falls abgesichert bzw. weiterentwickelt 
werden.

Nach Abschluß der beiden Projekte 
können sicherlich genauere Aussagen 
über mögliche Wassereinsparungen ge
troffen werden.

Abb. 4.

lieh gegenüber der beregneten Va
riante an und befinden sich zur Ernte 
bei ca. 50 kg im Boden. Zu Beginn der 
Grundwasserneubildungsphase, Ende 
November, liegen die Differenzen zwi
schen der beregneten und der unbereg- 
neten Variante sogar bei über 30 kg 
N/ha.

Die Beregnung bringt für den quali
tativen Grundwasserschutz also deutli
che Vorteile durch höhere Nährstoff
verfügbarkeit während der Vegeta
tionsperiode und damit verbundenen 
stärkeren Nährst off entzug. Die poten
tielle Gefahr von Nährstoffverlagerun
gen ist damit auf richtig beregneten 
Flächen geringer.

5. Möglichkeiten der 
Wassereinsparung

Der sparsame Umgang mit Wasser so
wie die Entwicklung von verbesserten 
Methoden der Wassernutzung stellen 
eine vordringliche Forderung der Ge
sellschaft dar. Sie richtet sich an alle öf
fentlichen, privaten und sonstigen Was
sernutzer (Landwirtschaft, Industrie, 
Gewerbe).

Da jedoch die landwirtschaftliche 
Bewässerung auch in Zukunft ein un
verzichtbares Hilfsmittel zur Sicherung 
von Ernteerträgen und -qualitäten 
darstellt, muß dem hohen Wasserbe
darf durch gesteigerte Effizienz in der 
Feldberegnung begegnet werden.

Dazu müssen alle zur Verfügung ste
henden Mittel, sowohl im pflanzen
züchterischen und pflanzenbaulichen 
Bereich alsauch imtechnischen Bereich, 
voll ausgeschöpft werden.

Seit 1995 laufen im Gebiet der LWK 
Hannover zwei aus dem Aufkommen 
des Wasserentnahmeentgeltes finan
zierte Pilotprojekte, die sich mit Was
sereinsparungsmöglichkeiten beschäf
tigen.

Das erste, oben schon erwähnte 
„Pilotprojekt Stadensen" unter der Fe
derführung der Landwirtschaftskam
mer Hannover beschäftigt sich mit Feld
versuchen zur Nährstoffausnutzung 
und Nährstoffverlagerung unter ver
schiedenen N-Düngungs- und Bereg
nungsvarianten. Hier wird u.a. unter
sucht, welche Wassermenge zu den ver
schiedenen Kulturen notwendig ist und 
wie sich eine reduzierte Beregnung bei 
den verschiedenen Kulturen auf Ertrag 
und Qualität auswirkt.

Das zweite „Pilotprojekt Feldbereg
nung Wehnsen" unter Federführung 
des Wasserverbandes Peine hat be
triebswirtschaftliche Untersuchungen 
in landwirtschaftlichen Betrieben bei 
unterschiedlichen Beregnungstechni
ken unter Einbeziehung von Einspa
rungsmöglichkeiten von Grundwasser 
zum Ziel. Hier werden speziell die elek
tronische Einzugsgeschwindigkeitsre
gelung an Beregnungsmaschinen so
wie der Düsenwagen anstelle des bishe-

Zusammenfassung

1. Mit 230000 ha Beregnungsfläche 
befindet sich auf Grund der vorherr
schenden Klima- und Bodenverhält
nisse das größte zusammenhän
gende Beregnungsgebiet Deutsch
lands im Gebiet der LWK Hannover. 
Die genehmigte Gesamtwasserent
nahme für die Feldberegnung um
faßt ca. 190 Mio. m3.

2. Die Beregnungsmöglichkeit ist für 
die Betriebe, die auf leichten Stand
orten wirtschaften, unerläßlich und 
ermöglicht ihre Wettbewerbsfähig
keit gegenüber Betrieben auf besse
ren Standorten. Die Beregnung si
chert der Landwirtschaft in Nord
ostniedersachsen, die eine wichtige 
wirtschaftliche Säule in einer anson
sten strukturschwachen Region 
darstellt, das Überleben.

3. Die Beregnung in Trockenzeiten 
bringt für den qualitativen Grund
wasserschutz deutliche Vorteile 
durch bessere Nährstoffverfügbar
keit und höhere Nährstoffentzüge 
und trägt damit zu geringeren Nähr
stoffverlagerungen in das Grund
wasser bei.

Anschrift des Verfassers

Dipl.-Ing. Ekkehard Fricke
Landwirtschaftskammer Hannover
Referat 34
Johannssenstraße 10
30159 Hannover



Landschaftspflege als Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung von 
Kulturlandschaften
-  Erfahrungen aus anderen Bundesländern -

von Josef Göppel*

Bedeutung und Gefährdung von 
Kulturlandschaften

Der Mensch hat durch seine Nutzung 
die Landschaft in Mitteleuropa seit 
Jahrtausenden geprägt. Dabei entstan
den zahlreiche Lebensräume, die die je
weiligen ökologischen, ökonomischen 
und gesellschaftlichen Faktoren cha
rakteristisch abbilden. Oftmals sind ge
rade diese vom Menschen kommenden 
Ausprägungen der Kulturlandschaft 
für Tier- und Pflanzenarten sowie für 
das Landschaftsbild von besonderer 
Bedeutung. Einige Arten, deren natürli
che Lebensräume zerstört wurden, fan
den in den neu entstandenen Biotopen 
der Kulturlandschaft einen Raum zum 
(Über-)Leben.

Die nachhaltig genutzte Kultur
landschaft mit ihren vielfältigen regio
nalen Besonderheiten ist aber gleich
zeitig auch ein attraktiver Lebens- und 
Arbeitsraum. Sie bietet den Menschen 
Heimat in der mehr und mehr globali
sierten Industriewelt.

Zwei unterschiedliche Prozesse ge
fährden zunehmend viele dieser Kul
turlandschaften:
1. Der intensive Energie- und Stoffein

satz hat innerhalb der letzten Jahr
zehnte manche Landschaften so 
stark übernutzt, daß hohe volkswirt
schaftliche Reparaturkosten ent
stehen. Dadurch verlieren diese Ge
biete auch als Wirtschaftsraum an 
Attraktivität und fallen im Standort
wettbewerb zurück. Daneben führt 
dieser Prozeß zu einer drastischen 
Artenverarmung, da dort nur noch 
kleine Restflächen Funktionen für 
den Biotop- und Artenschutz erfül
len können.

2. In Gebieten mit schlechten Produk
tionsbedingungen wird die Land
wirtschaft zunehmend aufgegeben. 
Aus ökologischer Sicht sind zwar 
nicht alle überkommenen Landnut
zungsformen erhaltenswert. Nut

zungen mit negativen ökologischen 
Gesamtwirkungen (z.B. im Hinblick 
auf Klimaschutzbestrebungen) müs
sen modifiziert und gegebenenfalls 
ganz aufgegeben werden. Nachhal
tig und umweltgerecht genutzte 
Kulturlandschaften sind aber ein 
bleibendes Ziel.
Bei der Analyse der Entwicklung 

deutscher Regionen im letzten Jahr
zehnt fällt eines auf. Besonders nach 
vorne gekommen sind im Standort
wettbewerb die Regionen, die ihre cha
rakteristischen Eigenarten und Stärken 
betont herausarbeiteten und daraus 
standörtlich angepaßte Entwicklungs
konzepte ableiteten. Besonders zu
rückgefallen sind gesichtslose Durch
schnittsregionen, übernutzte Räume 
und Abwanderungsgebiete, die einen 
verlassenen Eindruck machen.

Das heißt: Intakte Landschaften sind 
wichtig für eine positive regionale 
Wirtscha ftsen twicklung!

Wer glaubt, allein mit einem er
schlossenen Gewerbegebiet Investoren 
anlocken zu können, wird lange war
ten. Sicher sind die Einrichtungen der 
Infrastruktur unabdingbar, aber ohne 
ein attraktives Umfeld bleiben das In
vestitionsruinen. Die Frage, ob es Men
schen in einem Raum gefällt, ob sie dort 
ihre Zukunft sehen, hat sicher entschei
dend mit den Arbeitsmöglichkeiten zu 
tun. Aber das eine hängt eben mit dem 
anderen zusammen.

Deshalb ist Landschaftspflege kein 
exotisches Hobby, das man sich leisten 
kann, wenn man genug Geld übrig hat, 
sondern eine zentrale Zukunftsinvesti
tion. Der Erhalt und die Entwicklung 
vielfältiger Kulturlandschaften sind 
eine wichtige Grundlage der Wirt
schaftsentwicklung! Wer das als Ver
antwortlicher in der Politik erkennt, 
wird langfristig mit nachhaltigen Erfol
gen belohnt.

Landschaftspflege ist heute also 
deutlich mehr als nur das Zurückschnei

den von Hecken oder das Mähen von 
landwirtschaftlich nicht mehr interes
santen Flächen. Landschaftspflege 
kann heute vielmehr einen wichtigen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung 
ländlicher Räume leisten.

Das Zieldreieck der Nachhaltigkeit

Seit der Rio-Konferenz 1992 ist der Be
griff Nachhaltigkeit in aller Munde. Von 
seinem Ursprung in der Forstwirtschaft 
her versteht ihn jeder. Es darf nur so viel 
Holz geschlagen werden, als nach
wächst. In der Industrie, bei der Nut
zung von Rohstoffen aus dem Innern 
der Erde oder bei kommunalen Bau
maßnahmen ist das oft schwer an
wendbar. Hier soll das Zieldreieck der 
Nachhaltigkeit Orientierung geben. Es 
ist das gedankliche Bild eines gleichsei
tigen Dreiecks mit den Eckpunkten 
Ökonomie -  Ökologie -  Soziales. Eine 
Maßnahme ist dann nachhaltig, wenn 
sie diese drei Ziele gleichermaßen im 
Auge hat und ihnen gerecht wird.

Die räumliche Entwicklung in 
Deutschland ist aber immer noch durch 
eine Aufspaltung in intensive Agrar
räume und hochbelastete städtische 
Zentren einerseits und leerlaufende 
ländliche Räume andererseits gekenn
zeichnet. Die Entmischung sozialer und 
wirtschaftlicher Funktionen mit der 
Folge von immer höherem Verkehrsbe
darf geht unvermindert weiter.

Die Land- und Forstwirtschaft sowie 
regionale Wirtschaftstraditionen wer
den von der derzeitigen Politik noch zu 
wenig als Motor für eine nachhaltige 
Entwicklung in ländlichen Räumen er
kannt. Flächendeckende Netze einer 
Vielzahl naturverträglich wirtschaften
der Betriebe sind Voraussetzung für ein 
intaktes naturraumspezifisches Wirk
gefüge mit positiver Ausstrahlung auf 
mehrere Wirtschaftszweige wie das 
Handwerk, den Mittelstand, die 
Dienstleistungsberufe, den Fremden
verkehr, die Verarbeitung und Ver
marktung gebietstypischer Erzeug
nisse, aber auch für die Sicherung, den 
Erhalt und die Pflege des Freiraumes 
sowie die Trinkwassersicherung.

Arbeitsplatzsicherung und Umwelt
vorsorge müssen daher stärker vernetzt

* Beitrag zur Fachtagung „Landschafts
pflege in Niedersachsen -  Bedarf und Orga
nisation" am 19. 05.1998 auf Hof Möhr.



werden, damit ein nachhaltiges Wirt
schaften in Gang kommt, das die Eigen
art der Landschaften respektiert und 
den historisch gewachsenen Kultur
raum pfleglich entwickelt. Insofern darf 
sich aber auch die klassische Land
schaftspflege nicht mehr auf ihr Spe
zialgebiet beschränken, sondern muß 
immer die Landnutzerund ihre Einkom
mensmöglichkeiten mit im Auge ha
ben.

Gleichzeitig kann eine sich weitge
hend selbst tragende Landschafts
pflege langfristig ebenfalls nur funk
tionieren, wenn sie in regionale Wirt
schaftskreisläufe eingebettet ist, in de
nen Produkte aus landschaftsschonen
den Nutzungen auch einen Markt fin
den.

Die Landschaftspflegeverbände mit 
ihrer Drittelparität aus Politik, Land
wirtschaft und Naturschutz sind auf 
dieses Zieldreieck der Nachhaltigkeit 
hin orientiert.

Erfahrungen des DVL

Die im Deutschen Verband für Land
schaftspflege zusammengeschlossenen 
Landschaftspflegeverbände befassen 
sich bereits seit einigen Jahren mit Pro
jekten der Regionalvermarktung und 
der Unterstützung regionaler Initiati
ven. Gegenüber den Anfangsjahren der 
Landschaftspflegeverbände ist dies 
eine deutliche Ausweitung der Aufga
ben, die vor allem zwei Ursachen hat:
1. Der Bereich Naturschutz und Land

schaftspflege hat sich allgemein in 
den letzten Jahren erheblich weiter
entwickelt und seine Aufgaben
schwerpunkte erweitert. Ausge
hend von einzelnen Arten- und Bio
topschutzmaßnahmen steht heute 
der Aufbau großräumig wirksamer 
Biotopverbundsysteme im Mittel
punkt des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege. Zu den Zielen ei
ner umfassend verstandenen Land
schaftspflege zählt darüber hinaus 
die Erhaltung der natürlichen Le
bensgrundlagen insgesamt, die 
auch vielfältige Formen der Nutzung 
und Bewirtschaftung in einer Kultur
landschaft beinhalten.
Besonders wichtig sind dabei alle ex
tensiv genutzten Flächen sowie 
Sonderstandorte, die in der Regel 
eine besonders hohe Artenvielfalt 
aufweisen.

Landschaftspflegeverbände bezie
hen daher in ihre Arbeit die Land
schaft als Ganzes mit genutzten und 
ungenutzten Flächen und regional 
unterschiedlichen Schwerpunkten 
ein.

2. Die sinnvolle Verwertung der bei 
Landschaftspflegemaßnahmen an
fallenden Biomasse und extensiv er
zeugter Produkte stellt ein immer 
größeres Problem dar.
Insbesondere durch den Struktur
wandel in der Landwirtschaft wird 
häufig schon die Verwertung von 
Mähgut schwierig, sei es Heu von 
spät gemähten Wiesen, Streuwie
senaufwuchs oder Biomasse von 
Brachflächen. Hinzu kommt, daß 
Produkte aus extensiven Wirt
schaftsweisen (z. B. Streuobst, Lamm
fleisch aus Hüteschafhaltung) unter 
heutigen Bedingungen am Markt 
nicht ohne weiteres konkurrenzfä
hig sind.
Aus diesen Erfahrungen der prakti

schen Arbeit heraus sind in den letzten 
Jahren zahlreiche Inititiativen der Ver
marktung regionaler Produkte aus na
turverträglichen Wirtschaftsweisen ent
standen. Landschaftspflegeverbände be
teiligen sich häufig an derartigen Initia
tiven oder sind selbst Träger entspre
chender Projekte.

Ich will deren Arbeit exemplarisch 
an ein paar Beispielen aufzeigen.
■ Der Landschaftspflegeverband Kreuz- 
horst-Klus in Sachsen-Anhalt hat erfolg
reich die Regionalvermarktung von 
Rindfleisch aus dem Elbtal um Magde
burg gestartet. Besonderer Wert wird 
dabei auf die naturschutzfachliche 
Qualität der Produktiönskriterien ge
legt.
■ Der Landschaftspflegeverband Tel
tow-Fläming in Brandenburg erstellt 
ein Wanderweg- und Radnetz am Süd
rand von Berlin, kombiniert mit Ein
kaufsstellen für Regionalprodukte. Für 
Schulklassen aus Berlin werden Natur
erlebnisaufenthalte als neue Form von 
Heimatkunde organisiert. Die Koppe
lung von Landschaftspflege, Regional
vermarktung, Erholung und Umwelt
bildung hat sich dort besonders be
währt. Die hohe Akzeptanz des Kon
zepts erwies sich auch darin, daß die Be
bauung eines Seeufers von Kommunal
politikern abgelehnt wurde, um die Pla
nungen des Landschaftspflegeverban
des nicht zu gefährden.

■ Der Landschaftspflegeverband Un
teres Warnow-Land in Mecklenburg 
hat eine neue Herde des vom Ausster
ben bedrohten Rauhwolligen Pommer- 
schen Landschafes aufgebaut. Diese 
Rasse kann wegen ihres geringen Ge
wichts und der besonderen Klauenform 
auch auf Niedermoorböden weiden. 
Das Vorhaben ist Bestandteil des von 
der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 
geförderten Projekts „Initiierung re
gionaler Wirtschaftskreisläufe'' des 
DVL in Ostdeutschland.
■ Der Landschaftspflegeverein Kel- 
heim sowie der Landschaftspflegever
band Mittelfranken in Bayern haben 
gemeinsam eine Lammfleischvermark
tung im Naturpark Altmühltal aufge
baut. Die Verbraucher und Touristen 
werden dabei besonders auf den Zu
sammenhang zwischen dem Einkom
men der Wanderschäfer und der Be
wahrung typischer Wacholderhänge im 
Altmühltal hinführt.
■ Die Landschaftspflegeverbände Main- 
Kinzig-Kreis in Hessen und Göttingen in 
Niedersachsen haben Werbekampag
nen für einheimische Obstsäfte unter
stützt, um die landschaftsprägenden 
Streuobstbestände zu erhalten.

Ich könnte noch eine lange Liste 
weiterer Beispiele anführen. Grund
lage aller dieser Initiativen von Land
schaftspflegeverbänden sind dabei die 
folgenden Zielsetzungen, die sich mit 
Regionalvermarktung besonders gut 
verbinden lassen:
■ Die Ergänzung der staatlichen Förde
rungen in der Landschaftspflege durch 
die Unterstützung oder den Aufbau 
wirtschaftlich tragfähiger Nutzungs
formen. Dies führt für den Bewirtschaf
ter auch zu einer längerfristigen Per
spektive als die teilweise nurvon Jahrzu 
Jahr laufenden Landschaftspflege
maßnahmen. Hinzu kommt eine deutli
che Stärkung des Eigeninteresses der 
Flächeneigentümer bzw. der Bewirt
schafter. Wenn z.B. die alten Obst
bäume durch eine Streuobstsammel- 
und -Verwertungsaktion nun doch wie
der einen sichtbaren Erlös abwerfen, 
wird der Eigentümer auch eher für Neu
pflanzungen aufgeschlossen sein.
■ Eine großräumige Erhaltung von 
Kulturlandschaften. Ziel der Land
schaftspflegeverbände ist die Erhal
tung und Weiterentwicklung vielfälti
ger Kulturlandschaften mit allen Ele
menten und abgestuften Nutzungs



formen. Diese umfassen naturnahe 
Biotopflächen, die der Sukzession oder 
ganz gezielten Pflegemaßnahmen 
überlassen werden, ebenso wie exten
siv genutzte Bereiche und umweltver
träglich bewirtschaftete landwirt
schaftliche Flächen.
■ Die gezielte Unterstützung natur
verträglich wirtschaftender landwirt
schaftlicher Betriebe. Durch die Ver
marktung regionaler Produkte sollen 
aus Sicht der Landschaftspflegever
bände besondere Leistungen der Land
wirtschaft für Naturschutz und Land
schaftspflege gefördert werden. Dazu 
zählen z.B. die Aufrechterhaltung ex
tensiver Weidenutzung durch Hüte
schäfer oder die Mahd blütenreicher 
Steilhangwiesen oder das Belassen na
turnaher Strukturen wie Hecken oder 
Feuchtbereiche innerhalb bewirtschaf
teter Flächen.
■ Eine Öffentlichkeitsarbeit, die den 
Zusammenhang zwischen Landschaft 
Nutzungsformen und Einkaufsverhal
ten in das Bewußtsein der Verbraucher 
rückt. Durch die Vermarktung naturver
träglich erzeugter regionaler Produkte

von Wolfram Güthler* 

Finanzierung

Mittel aus dem Naturschutzetat 
der Länder

Naturschutz und Landschaftspflege 
sind nach den Vorgaben des Grundge
setzes Aufgaben der Bundesländer; der 
Bund besitzt nur die Rahmenkompe
tenz bei der Gesetzgebung. Die Bun
desländer haben damit auch für die 
Aufgaben in Naturschutz und Land
schaftspflege die erforderlichen Mittel 
bereitzustellen. Dies wird von den Län
dern in sehr unterschiedlichem Maße 
gewährleistet, allerdings wird in kei
nem Landeshaushalt mehr als ein Pro
mille der Haushaltssumme für diesen 
Bereich bereitgestellt. Den meisten 
Bundesländern ist Naturschutz und 
Landschaftspflege sogar deutlich weni

kann dem Verbraucher besonders an
schaulich vermittelt werden, warum die 
Kulturlandschaft vor der Haustür so 
aussieht, wie sie sich ihm heute dar
stellt. Über die Bereiche Essen und Trin
ken lassen sich eindrücklich die Sinne 
und das Gefühl ansprechen. Möglich
keiten zum eigenen Handeln zeigen 
Slogans wie „Landschaftsschutz mit 
dem Einkaufskorb", „Genießen für das 
Land" oder „Naturschutz per Speise
karte".
■ Der Aufbau von Kooperationen mit 
Partnern aus anderen Bereichen. Über 
die Drittelparität in den Vorstandschaf- 
ten der Landschaftspflegeverbände 
sind mit Naturschützern, Landwirten 
und Kommunalpolitikern bereits wich
tige Gruppen für die Regionalvermark
tung einbezogen. Darüber hinaus sind 
für eine erfolgversprechende Vermark
tung regionaler Produkte und die lang
fristige Erhaltung vielfältiger Kultur
landschaften als weitere Partner beson
ders wichtig:
■ Fremdenverkehr und Gastronomie,
■ Lebensmittelhandel und -verarbei
tende Betriebe,

ger als ein Tausendstel ihres Haushaltes 
„wert".

Einige Bundesländer versuchen, sich 
der Aufgaben in Naturschutz und Land
schaftspflege durch „Kommunalisie
rung" zu entledigen oder sich auf einen 
rein hoheitlichen Naturschutz zurück
zuziehen. Damit können jedoch die im 
Bundesnaturschutzgesetz vorgegebe
nen komplexen Ziele und Grundsätze 
von Naturschutz und Landschafts
pflege nur völlig unbefriedigend oder 
z.T. gar nicht umgesetzt werden. Natur
schutz und Landschaftspflege und da
mit auch eine effektive Kooperation 
von Landnutzung und Naturschutz 
kann es nicht zum Nulltarif geben. 
Deshalb muß deutlich betont werden, 
daß es insbesondere Aufgabe der 
Bundesländer ist, eine angemessene fi
nanzielle Absicherung von Maßnah

■ ortsansässiges Handwerk,
■ Verbraucherverbände,
■ gesellschaftliche Gruppen wie Kir
chen oder Kulturvereine und viele 
mehr.

Eine auch künftig wirksame und fi
nanzierbare Landschaftspflege muß 
Landnutzungen in vielfältigen Formen 
integrieren. Dazu gehört nicht nur, tra
ditionelle Formen der Bewirtschaftung 
zu unterstützen, sondern auch, neue 
Wege zur Pflege und Erhaltung ökolo
gisch wertvoller Lebensräume zu ge
hen. Die gezielte Vermarktung natur
verträglich erzeugter Regionalpro
dukte, die sich von der Masse der Super
marktangebote abheben, ist hierbei ein 
erfolgversprechender Weg.

Anschrift des Verfassers

Josef Göppel, MdL
Vorsitzender des Deutschen Verbandes 
für Landschaftspflege e. V. (DVL)
Eyber Straße 2 
91522 Ansbach
e-Mail: DVL-Ansbach@t-online.de 
Internet: http://www.goeppel.de/.

men in der Landschaftspflege sicherzu
stellen.

Beispiele für eine sinnvolle Gestal
tung von Förderrichtlinien im Bereich 
von Vertragsnaturschutz und Land
schaftspflege sind beispielsweise in den 
Bundesländern Brandenburg, Nord
rhein-Westfalen und Bayern seit lan
gem entwickelt. Als Beispiele für sinn
volle Förderinstrumentarien können 
exemplarisch genannt werden:
■ Das Bayerische Vertragsnaturschutz
programm fördert in einer festgelegten 
Gebietskulisse (u.a. Schutzgebiete und 
geschützte Biotope) eine extensive 
landwirtschaftliche Nutzung mit jähr
lich ca. 40 Mio. DM.
■ Zusätzlich werden über das Bayeri
sche Landschaftspflegeprogramm jähr
lich ca. 12 Mio. DM für klassische Land
schaftspflegemaßnahmen aufgewen
det und dabei die Managementkosten 
der freien Träger mit bis zu 15 % der 
Maßnahmenkosten unterstützt.

* Beitrag zur Fachtung „Landschafts
pflege in Niedersachsen -  Bedarf und Orga
nisation" am 19. 05.1998 auf Hof Möhr.

Wege zur Finanzierung und Umsetzung 
der Landschaftspflege
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■ In Thüringen werden gezielt ein
zelne Projekte von Landschaftspflege
verbänden mit jährlich insgesamt ca. 
500000,- DM aus dem Naturschutzetat 
des Landes gefördert.

Wie die Erfahrungen in zahlreichen 
Bundesländern zeigen, kann durch der
artige Förderrichtlinien eine leistungs
bezogene Förderung von Landschafts
pflegeaktivitäten unter Einbeziehung 
freier Träger umgesetzt werden.

Sonstige öffentlichen Miffel

Für den Bereich der Landschaftspflege 
sind neben den Etats der für den Natur
schutz zuständigen Ministerien insbe
sondere auch Haushaltsmittel aus dem 
Bereich der Landwirtschaft (z.B. 
Agrarumwelt- und Vermarktungspro
gramme), der Wasserwirtschaft (Ge- 
wässerrenaturierung, extensive Nut
zung in Wasserschutzgebieten) und der 
Wirtschaft (z.B. Fremdenverkehr) rele
vant. Vergleicht man hier die zur Verfü
gung gestellten Mittel in den einzelnen 
Bundesländern, so fällt ebenfalls eine 
sehr unterschiedliche Bereitschaft der 
Länder auf, für umweltbezogene Akti
vitäten Mittel bereitzustellen. Dies gilt 
z.B. für die Agrarumweltprogramme 
der Länder (vgl. Tabelle), die für den Er
halt und die Förderung von Streu
obstwiesen, für eine extensive Grün
landnutzung sowie zur Heckenpflan
zung und -pflege von großer Bedeu
tung sein können (wenn auch nicht alle 
Förderprogramme unmittelbar positive 
Auswirkungen auf Naturschutz und 
Landschaftspflege haben).

Neben Mitteln, die die Länder für 
Aktivitäten im Bereich der Landschafts
pflege bereitstellen, kommen weitere 
öffentliche Gelder für diesen Bereich 
zum Einsatz:
■ Viele Kommunen sind zu einer (Teil-) 
Finanzierung von Landschaftspflege
maßnahmen bereit, sofern von seiten 
des Staates eine Förderung erfolgt und 
die Maßnahmen in enger Kooperation 
mit ihnen erfolgen. So ergab beispiels
weise eine Studie des DVL (Tschunko

und Güthler 1997), daß die Aktivitäten 
der bayerischen Landschaftspflegever
bände zu 30 % von kommunaler Seite 
finanziert werden.
■ Über Stiftungen können Aktivitäten 
in der Landschaftspflege unterstützt 
werden. Als Beispiele seien hier ge
nannt: Bayerischer Naturschutzfonds 
mit 125 Mio. DM Stiftungskapital, die 
Stiftung Natur, Kultur, Struktur des Be
zirks Mittelfranken mit jährlich ca. 1 
Mio. DM Fördermitteln für den Natur
schutz oder die vom Landkreis Osna
brück initiierte Stiftung.
■ In begrenztem Umfang unterstützt 
auch der Bund (Naturschutzgroßpro
jekte, E+E-Vorhaben) und die EU (insbe
sondere über LIFE, LEADER und Ziel-5b) 
Landschaftspflegeaktivitäten. Leider 
sind insbesondere die Naturschutz
großprojekte des Bundes noch einseitig 
auf den Flächenankauf orientiert, so 
daß ein nutzungsintegrierter Natur
schutz erschwert wird.

Andere Finanzierungsmöglichkeifen

Darüber hinaus können weitere Geld
quellen dann erschlossen werden, 
wenn bereits zumindest eine solide 
Grundförderung der Landschaftspflege 
über öffentliche Mittel gesichert ist. 
Hierbei sind folgende Möglichkeiten zu 
nennen:
■ Stiftungen des Privatrechts
■ Bußgelder
■ Sponsoring
■ Spenden
■ Mittel aus der Eingriffsregelung 

Weiter ist auch eine Teilfinanzie
rung der Landschaftspflege über die 
hierbei erzeugten Produkte möglich. 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
entwickeln zunehmend eine Bereit
schaft, für umweltfreundliche, regio
nale Qualitätsprodukte einen Aufpreis 
zu bezahlen. Deshalb sind verstärkt 
Maßnahmen zur Vermarktung von Pro
dukten aus der Landschaftspflege er
forderlich. Hierdurch wird z.B. vermie
den, daß auf Landschaftspflegeflächen 
nur nicht verwertbares Grüngut produ

ziert wird. Auch kann ein Teil der Ko
sten für die Landschaftspflege über den 
höheren Produktpreis finanziert wer
den. So zeigt z.B. das von den Land
schaftspflegeverbänden initiierte Pro
jekt „Altmühltaler Lamm" auf, daß 
über eine verbesserte Vermarktung von 
Schafspezialitäten die Hüteschafhal
tung unterstützt und damit die Bewei- 
dung der Halbtrockenrasen im Alt
mühltal abgesichert werden kann. Ähn
liche Projekte laufen bei Streuobstpro
dukten und Rindfleisch ebenfalls mit 
Erfolg. Diese Aufpreisvermarktungs
projekte können jedoch die Vertrags
naturschutzprogramme nicht ersetzen, 
sie bauen viel mehr häufig auf diesen 
auf! So kann beispielsweise auch ein 
noch so perfektes Vermarktungskon
zept für Heu nur gekoppelt mit Ver
tragsnaturschutzprogrammen eine ko
stendeckende Mahd der Steillagen
bergwiesen im Thüringer Wald absi
chern.

Kosteneinsparung in der 
Landschaftspflege

Abschließend möchte ich darauf hin- 
weisen, daß beim Thema Finanzierung 
auch das Thema Kosteneffizienz ange
sprochen werden sollte. Aus der prakti
schen Arbeit der Landschaftspflegever
bände haben sich insbesondere fol
gende Möglichkeiten für einen effi
zienten Mitteleinsatz entwickelt:
■ Verwertungsmöglichkeiten für Land
schaftspflegeprodukte schaffen (z. B. 
Hackschnitzelanlagen zur Nieder
waldnutzung)
■ Durchführung der Maßnahmen 
durch Landwirte; wobei kleinere Maß
nahmen freihändig vergeben werden 
(eine Ausschreibung nach VOB führt zu 
erheblichen Mehrkosten und hohem 
Verwaltungsaufwand)
■ Effektiver Einsatz landwirtschaftli
cher Technik (der Sachverstand der ört
lichen Landwirte ist hier genauso ge
fragt wie die Recherche nach Spezial
technik)
■ Vorzug der Beweidung vor der 
Mahd, sofern dies naturschutzfachlich 
verantwortbar ist (z. B. konnten die Ko
sten für die Landschaftspflege im baye
rischen Lechtal durch Umstieg von der 
Handmahd auf die Hüteschafhaltung 
um den Faktor 10 gesenkt werden)
■ Flexiblere Vorgaben des Natur
schutzes, z.B. bei der Festsetzung von

Tabelle: Zahlungen in DM/ha LP aus den Agrarumweltprogrammen der Länder, die über die 
Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes gefördert 
werden.

Land S.H. Nds. NRW He. R.-P. B-W. Bay. Bra. M.-V. Sa. S.-A. Thü.
DM/ha LF 2 8 7 61 25 141 90 55 10 89 23 94

(Quelle: Agrarbericht 1998 der Bundesregierung)



Mahdterminen. Auch kleinsträumig 
unterschiedliche Vorgaben in Pflege- 
und Entwicklungsplänen sind schwer 
umsetzbar und kostenintensiv.

Organisation

Zunehmend werden Landschaftspfle
geaktivitäten nicht mehr durch die Na
turschutzverwaltung selbst sondern in 
deren Auftrag über freie Träger wie 
Naturschutz- und Landschaftspflege
verbände oder Biologische Stationen 
umgesetzt. Dies hat für beide Seiten 
folgende Vorteile:
■ Es können zusätzliche Kooperations
partner in Projekte integriert werden. 
Dies führt zu einer deutlichen Verbesse
rung der Akzeptanz von Naturschutz 
und Landschaftspflege.
■ Über die freien Träger kann Über- 
zeugungs- und Lobbyarbeit geleistet 
werden, damit die Mittel für Natur
schutz und Landschaftspflege auf die 
dringend erforderlichen Anforderun
gen der Praxis ausgerichtet werden.
■ FreieTräger können flexibler und ko
stengünstiger agieren; ihnen haftet 
kein „Behörden-Image" an.
■ Die Naturschutzverwaltungen sind 
häufig wegen akutem Personalmangel 
kaum in der Lage, Landschaftspflegeak
tivitäten selbst zu initiieren.
■ Bei ressortübergreifendem Handeln, 
wie es z.B. die Vermarktung von Pro
dukten aus der Landschaftspflege er
fordert, sind der Verwaltung häufig 
enge Grenzen gesetzt.

von Volker Scherfose und Ulla Steer

1. Einleitung

Seit 19 Jahren existiert das Bundespro
gramm zur Errichtung und Sicherung 
schutzwürdiger Teile von Natur und 
Landschaft mit gesamtstaatlich reprä
sentativer Bedeutung (Naturschutz
groß projekte), welches 1989 um das 
Gewässerrandstreifenprogramm er
weitert wurde. Aufgrund der Großflä-

Es stellt sich deshalb die Frage, ob 
nicht -  ähnlich wie im sozialen Bereich 
-  auch in Naturschutz und Landschafts
pflege bestimmte nicht hoheitliche 
Aufgaben aus der Verwaltung ausge
gliedert werden sollten. Dabei hätte die 
Verwaltung dann die Aufgabe, fachli
che Vorgaben zu machen und deren 
Einhaltung zu überwachen.

Von besonderer Bedeutung bei der 
Integration freier Träger erscheint mir, 
daß hierdurch auch die von Naturschutz 
und Landschaftspflege besonders be
troffenen Landnutzer integriert wer
den können. Wie das Beispiel der Land
schaftspflegeverbände zeigt, können 
durch die gleichberechtigte Zusam
menarbeit von Naturschutzverbänden, 
Landwirten und Kommunalpolitikern 
Gräben überwunden und gemeinsame 
Aktivitäten umgesetzt werden. Nach
dem innerhalb von nur zwölf Jahren 
130 Landschaftspflegeverbände in 
beinahe allen Bundesländern gegrün
det wurden, zeigt sich, daß derartige 
Lösungen auf eine hohe Akzeptanz 
stoßen.

Dies hat übrigens auch der Umwelt
rat in seinem Sondergutachten „Kon
zepte einer dauerhaft-umweltgerech
ten Nutzung des ländlichen Raumes" 
festgestellt:

„Um Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in die Praxis 
umzusetzen, haben sich Landschafts
pflegeverbände als eine effektive Orga
nisationsform erwiesen.... Die Integra
tion aller betroffenen Gruppierungen

chigkeit der Gebiete kann nicht nur se- 
gregierender, sondern auch integrie
render Naturschutz betrieben werden, 
so daß ein Biotopverbund, der Schutz 
von Metapopulationen, von Arten mit 
hohem Raumanspruch, von Wasser und 
Boden sowie der Schutz dynamischer 
Prozesse besser gewährleistet werden 
können {Plachter und Reich 1994).

Die Auswahl geeigneter Projekte er

erwies sich als ein erfolgreicher Weg, 
die Akzeptanz zu fördern und den Er
fahrungsschatz aller Beteiligten zu 
nutzen;...

Der Umweltrat empfiehlt, Land
schaftspflegeverbände für die Umset
zung regionaler Landnutzungskon
zepte sowie der kommunalen Land
schaftsplanung zu institutionalisieren 
und zu fördern."
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folgt anhand der Kriterien Repräsenta
tivität, Großflächigkeit, Naturnähe und 
Natürlichkeit, Gefährdung sowie Bei- 
spielhaftigkeit der geplanten Maßnah
men und deren Umsetzung. Verglichen 
mit vielen anderen Naturschutzvorha
ben ist es möglich, z.T. sehr aufwen
dige, aber auch kostenintensive Maß
nahmen durchzuführen. Eine wesentli
che Voraussetzung zur Umsetzung der 
Maßnahmen ist deren Akzeptanz in der 
örtlichen Bevölkerung.

Bisher erschien zwar eine Zwischen
bilanz zum Förderprogramm (Scher
fose et al. 1994), aber es liegen noch 
keine Aussagen über die Akzeptanz 
von Naturschutzmaßnahmen innerhalb 
des Förderprogramms vor. Um eine 
diesbezügliche Auswertung vorneh-

Akzeptanz von Naturschutzmaßnahmen 
in Naturschutzgroßprojekten des Bundes 
aus Sicht der Projektträger
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men zu können, wurden 27 Projektträ
ger von laufenden oder jüngst abge
schlossenen Projekten im Jahre 1994 
gebeten, über die ihnen bekannt ge
wordenen Akzeptanzprobleme zu be
richten.

Die Recherche hatte vor allem das 
Ziel, die Akzeptanz der innerhalb des 
Bundesprogramms geförderten flä
chenwirksamen Maßnahmen während 
der Projektdurchführung zu beleuch
ten. Gemäß den Förderrichtlinien vom 
28. Juni 1993 handelt es sich um die 
Maßnahmen Grunderwerb, Langfrist
pacht (mindestens 30jährig), Gewäh
rung von Ausgleichszahlungen (nur im 
Rahmen von Gewässerrandstreifen
projekten) sowie die Durchführung bio
toplenkender und -ersteinrichtender 
Maßnahmen (BMU 1993). Zusätzlich 
sollten aus der Wiederverpachtung an
gekaufter Flächen und den Ausgleichs
zahlungen sowie den NSG-Verordnun- 
gen resultierende Bewirtschaftungs
auflagen auf ihre Akzeptanz hin unter
suchtwerden.

Die vorliegende Arbeit faßt die Er
fahrungen der Projektträger und deren 
Vorschläge zur Erhöhung der Akzep
tanz zusammen.

2. Der Begriff der Akzeptanz

Akzeptanz beinhaltet sowohl das An-«, 
nehmen bzw. Hinnehmen eines Sach
verhaltes als auch das Einverständnis 
damit und dessen Verstehen (Luz 1994). 
Akzeptanz ist somit ganz allgemein 
Ausdruck einer positiven Einstellung ei
nes Individuums gegenüber einem Ob
jekt oder Sachverhalt als ein Ergebnis 
sozialer Wahrnehmung. Sie umfaßt die 
Spanne der individuellen Einstellung 
zwischen voller Identifikation bis zur 
Neutralität (s.a. Rentsch 1988). Der Be
griff Akzeptanz beeinhaltet sowohl 
materielle als auch emotionale, norma
tive und soziale Aspekte und wird in 
diesem umfassenden Sinne hier ver
wendet.

3. Vorgehensweise

Die vorliegende Veröffentlichung ba
siert auf einer Umfrage. Ausgewertet 
wurden 23 Berichte mit einem Umfang 
zwischen 3 und 17 Seiten. Zu berück
sichtigen ist, daß nicht die unmittelbar 
Betroffenen (Grundeigentümer, Päch
ter, Anwohner), sondern die Projektträ

ger befragt wurden. In 52% der Fälle 
sind die Landkreise Projektträger, die 
übrigen Projekte werden überwiegend 
von kommunalen Zweckverbänden 
oder Vereinen durchgeführt.

Den Projektträgern wurde eine Liste 
mit typischen Naturschutzmaßnahmen 
vorgelegt, bei denen es zu Akzeptanz
problemen kommen kann. Diese wur
den den Konfliktfeldern Landwirt
schaft, Forstwirtschaft und Jagd, Was
serwirtschaft, Fischerei und Angeln, 
Freizeit und Erholung, Siedlung, Indu
strie, Gewerbe und Abfall, Verkehr, ad
ministrative Maßnahmen und „Sonsti
ges" zugeordnet. Dabei wurden die 
Projektträger um Mitteilung gebeten, 
bei welchen Maßnahmen vor Ort Ak
zeptanzprobleme aufgetreten sind. 
Ferner sollten die Probleme erläutert 
und Vorschläge zur Verbesserung der 
Akzeptanz unterbreitet werden.

Bei der Auswertung erwies es sich 
als wichtig, die Akzeptanz für verschie
dene Betroffenengruppen getrennt zu 
betrachten. Danach ist grob zu unter
scheiden zwischen der Akzeptanz sei
tens der Flächeneigentümer (Einzel
personen, Gruppen), der Pächter (Ein
zelpersonen bis Vereine), der Verwal
tungen und Interessenverbände (Forst
amt, Landwirtschaftskammer, Wasser
wirtschaftsamt, Wasser- und Boden
verband, Jagd- und Bauernverband, 
Fischereibehörde etc.), der Gebietsan
wohner (örtliche Bevölkerung) und der 
Gebietsgäste.

4. Akzeptanzprobleme bei 
verschiedenen Betroffenen
gruppen

Einen Überblick über das Ausmaß der 
Akzeptanzprobleme im Hinblickauf die 
oben genannten Gruppen von Betrof
fenen gibt Tabelle 1. Aufgeführt wer
den beispielhaft die Fördermaßnah
men und aus der Verpachtung bzw. 
NSG-Ausweisung resultierende Bewirt
schaftungsauflagen (kursiv), die a) gän
gig sind und b) häufig zu Akzeptanz
problemen führen.

Das Ausmaß der Akzeptanzpro
bleme ergibt sich aus der Häufigkeit der 
Nennungen in der Umfrage. Es war nur 
grob zu quantifizieren, da die Schwere 
des einzelnen Akzeptanzproblems da
bei nicht berücksichtigt werden 
konnte. Diese hängt z.B. ab von der 
Schärfe der Bewirtschaftungsvorgaben

und der Eingriffe bei biotoplenkenden 
Maßnahmen.

Eigentümer können sowohl Bewirt
schafter als auch Verpächter sein. Sind 
sie Verpächter, so sind ihre Akzeptanz
probleme häufig geringer als in der 
Rolle als Bewirtschafter. Die aus Tab. 1 
ersichtlichen z.T. weiten Akzeptanz
spannen sind u.a. durch die unter
schiedliche Verkaufsbereitschaft der 
Eigentümer und den Projektstand be
dingt. Eigentümer, die ihre Flächen in 
absehbarer Zeit verkaufen wollen, sind 
eher bereit, Auflagen zu akzeptieren. 
Nicht verkaufsbereite Eigentümer ver
pflichten sich in Abhängigkeit von der 
Situation des Betriebes seltener, Be
schränkungen vorzunehmen.

Es wird deutlich, daß Eigentümer 
und Pächter als am stärksten Betroffene 
die meisten Akzeptanzprobleme ha
ben. Deutlich geringer sind die Akzep
tanzprobleme der örtlichen Bevölke
rung, die direkt oder indirekt die Aus
wirkungen des Projektes wahrnehmen 
(veränderte Landschaft, Konkurrenz 
auf dem Grundstücksmarkt, Betre
tungsverbote), sowie von Verwaltun
gen und beruflichen Interessenver
bänden. Bei Verwaltungen handelt es 
sich beispielsweise um Fälle, wo diese 
ihren gesetzlichen Auftrag gefährdet 
sehen. Die geringsten Akzeptanzpro
bleme haben Gebietsgäste; diese emp
finden v.a. Betretungsverbote, die das 
Naturerleben mindern können, als stö
rend.

5. Gründe für die 
Akzeptanzprobleme

Abb. 1 zeigt den relativen Anteil der in 
den Berichten erwähnten Akzeptanz
probleme innerhalb der verschiedenen 
Konfliktfelder. Da in den meisten Pro
jektgebieten die Grünlandnutzung 
überwiegt (Scherfose et al. 1994), wird 
verständlich, daß es besonders im Be
reich der Landwirtschaft zu Akzeptanz
problemen kommt. Vor allem die Be
wirtschaftungsauflagen und die bio- 
topersteinrichtenden und -lenkenden 
Maßnahmen verursachen Konflikte. Es 
stellte sich jedoch heraus, daß viele Ak
zeptanzprobleme seitens der Land
wirte auf mangelnder Information so
wie Kommunikation und Kenntnisdefi
ziten beruhen (vgl. Hamm und Konrad 
1992; Luz 1994; Kutsch und Lettmann 
1995).



Tab. 1: Ausmaß der Akzeptanzprobleme bei Naturschutzmaßnahmen in verschiedenen Be- Im Bereich der Forstwirtschaft und 
troffenengruppen(kursiv:Bewirtschaftungsauflagen) Jagd sind es vor allem die Eigentümer,

Pächter, Forstverwaltungen (Staats
forst) und Einheimische, die den Rück
bau von Forsten, die Erhöhung des Alt- 
und Totholzanteils, ein Verbot der Jagd 
und eine Reduzierung der Schalenwild
bestände nicht akzeptieren. Einerseits 
liegt die Schwierigkeit in der Gesetz
gebung. Akzeptanzprobleme sind an
dererseits gerade bei den Jägern auch 
Folge der Lobby vor Ort, die erreichen 
konnte, daß in den meisten Natur
schutzgebieten keine oder nur unzurei
chende Jagdeinschränkungen durchge
setzt wurden (Erz 1987). Durch Wissens
und Nachweisdefizite der Natur
schutzforschung, z.B. der Auswirkun
gen überhöhter Wildbestände auf Flora 
und Fauna, wird dem Naturschutz zu
dem eine (objektive) Begründung für 
sein Handeln erschwert (BNL 1995).

In den Bereichen Wasserwirtschaft 
sowie Fischerei und Angeln zeigt sich, 
daß ein Problem die ungenügend auf
einander abgestimmte Gesetzgebung 
ist (Lorz 1982). Dadurch, daß das Natur
schutzrecht mit dem Wasserrecht und 
dem Fischereirecht in Teilen konkur
riert, ist es nicht einfach, die Ziele des 
Naturschutzes durchzusetzen, auch 
wenn die Priorität Naturschutz von 
allen Behörden anerkannt worden 
ist (Raumordnungsplanung). Beispiels
weise sehen die Gewässerunterhal
tungsverbände einen Eingriff in ihre 
Rechte, wenn es um die Aufgabe von 
Unterhaltungsmaßnahmen geht. Des
halb muß die Durchführung der Maß
nahmen mit entsprechendem Finger
spitzengefühl geplant werden.

Weiterhin ist festzustellen, daß auch 
im Bereich Freizeit/Erholung zahlrei
che Akzeptanzprobleme auftreten. Je 
unattraktiver Siedlungen und Agrar
landschaft für den Erholungssuchen
den werden, desto größer wird der 
Druck auf die Reste naturnaher Land
schaft (BNL 1995). Naturschutzgebiete, 
besonders dann, wenn sie großflächig 
sind, werden deshalb seit längerem be
sonders durch Freizeit- und Erholungs
nutzung negativ beeinflußt (vgl. Haar
mann und Pretscher 1993), so daß hier 
permanente Konflikte vorliegen, auf

Abb. 1. Akzeptanzprobleme in Naturschutzgroßprojek
ten (nach Konfliktfeldern gestaffelt, nach der Anzahl der 

0 10 20 30 4 0  5 0 Nennungen errechnet Angaben in %).

Naturschutzmaßnahmen

Akzeptanzprobleme verschiedener Betroffenengruppen 
O irrelevant o gering •  mittel •  hoch

Eigentümer Pächter Verwaltungen
Interessenverbände

örtliche
Bevölkerung Gäste

Landwirtschaft
Flächenerwerb o - • •  - • • o - • 0
Langfristpacht (30 Jahre) • • • O - o O
Ausgleichszahlungen (30 Jahre) o - © o - • o - • o O
Verzögerung Zeitpunkt ( 1. ) M ahd •  - • •  - • o - • O - o 0
Reduzierung B ew eidungsdichte •  - • •  - • o - • 0  - o O
D üngungsverbot •  - • •  - • o - • O - o O
Verbot Biozideinsatz o - • o - • o O - o O

Forstwirtschaft/Jagd
Flächenerwerb/Pacht • • • o O
Entfernung Forste •  - • •  - • • • 0  - o

Umbau Forste • • o o O
Erhöhung Alt- u nd Totholzanteil • • • • O - o

generelles Ja gd verbot • • • • 0  - •

Einschränkung Ja g d /  
Entfernung von A n sitzen

• • o o - • 0  - o

Reduzierung Sch alenw ild • • o o - • O

Wasserwirtschaft, Fischerei, Angeln
Wiedervernässung • • •  - • • O  - o

Rückverlegung Deiche • • 0 - • • O  - o

Rück-/Umbau Fischteiche •  - m o - • o o O - o

Reduzierung/A ufgabe 
G e w ässerun  terhaitung

o - • • •  - • • 0  - o

Einschränkung Angeln •  • • • • O  - «

Reduzierung F isch b esa tz •  - • •  - 1 o o O - o

Siedlung und Gewerbe
Abriß von Gebäuden • • o - • o - • O  - o

Einstellung Torf- und Kiesabbau • • o - • • • 0  - o

Verkehr, Freizeit und Erholung, administrative Maßnahmen
Wegesperrung o - • o - • o •  - • o - •

Wegerückbau •  - • o - • • •  - • 0

Betretungsverbote o o o • •

NSG-Ausweisung •  - • • • o - • o



Tab. 2: Gründe für Akzeptanzprobleme bei diversen Naturschutzmaßnahmen

Naturschutz
maßnahmen

Gründe für Akzeptanzprobleme
individual- und 

sozialpsychologi
sche Gründe

betriebswirtschaftlich
ökonomische Gründe juristische Gründe

sachliche Gründe 
(andere Auffas

sung)

andere Gruppen
interessen, z.T. 
soziale Gründe

Tradition ästhetische
Gründe

Flächenerwerb Verkauf als wirt
schaftliche Bank
rotterklärung

"nur" ortsübliches Preis
niveau

"kalte Zwangsmaß
nahme"

"Bauernland in 
Bauernhand"

Festhalten am 
Familienbesitz

(entfällt)

Langfristpacht langfristige Bin
dung, Generations
wechsel

Unsicherheit zukünftiger 
Geldentwicklung, Pacht
zinsbesteuerung

"Bauernland in 
Bauernhand"

(entfällt)

Ausgleichs
zahlungen

Abhängigkeit von 
staatlichen Förde
rungen, langfristige 
Bindung

"Zahlungen sind zu 
gering"

dingliche Sicherung "entspricht nicht
konventioneller
Landwirtschaft"

(entfällt)

Verzögerung 
Zeitpunkt (1.) 
Mahd

Probleme mit Verwertung 
des Schnittgutes, Um
stellung auf Robustrinder, 
zu hohe Ertragseinbußen, 
"Wertverlust" der Flä
chen

"Ausgleichspflicht" für Vegetation z.T.
suboptimal,
"Problempflanzen"

"Gängelung durch 
Naturschutz" 
wegen zu starrer 
Vorgaben

"haben wir schon 
immer so gemacht"

"Stoppelbil
dung", "Pro
blempflanzen"

Entfernung von 
Forsten und nicht 
standortgerechten 
Gehölzen

geringerer Gewinn "Kompensations
pflicht" von Ein
griffen

"Naturschutz als 
Naturzerstörer"

Beschneidung der 
Aufgaben/Kom- 
petenzen der 
Forstwirtschaft

"war schon immer 
ein Forst"

Veränderung 
des Land
schaftsbildes

Erhöhung Alt- und 
Totholzanteil

" Rohstoff Verschwen
dung, Ausbreitung von 
Schädlingen"

"Ausgleichspflicht" "Ausbreitung von 
Schädlingen"

"keine ordnungs
gemäße Forstwirt
schaft"

"Verwilderung"

Verbot bzw. Ein
schränkung von 
Jagd, Entfernung 
von Hochsitzen

"Naturschutz als 
Eingreifer in natürli
che Prozesse"

geringerer Gewinn "gesetzliche Hege
pflicht"

Wildverbiß, negativ 
für Vegetation

"Gängelung durch 
Naturschutz"

Gewohnheits- 
" rechte"

Wiedervernäs
sung, Rückver
legung Deiche

Angst vor Über
flutungen und 
Auswirkungen auf 
Privatflächen

zuerst Aufbau, dann 
Rückbau der Entwässe
rungseinrichtungen, "Er
tragsminderung, -ausfall 
durch Versumpfung"

Genehmigungs
pflicht

Interessen der 
Wasserwirtschaft, 
"Wohl der Allge
meinheit"

"Verwilderung"

Rück-/Umbau
Fischteiche

Ertragsminderung Genehmigungs
pflicht

"Naturschutz als 
Naturzerstörer"

Beharren auf Fisch
zucht

Festhalten am 
Familienbesitz

Reduzierung/Auf- 
gabe der Gewäs
serunterhaltung

Leistungsverzicht muß 
zur Gebührensenkung 
führen, "Rückstau-, Über
flutungsgefahr"

Unterhaltungs
rechte und -"pflich
ten"

Förderung von 
Nitrophyten

Wasserverbände 
ohne Arbeit

Gewohnheits- 
" rechte"

"Verwilderung"

Einschränkung 
Angelei, Reduzie
rung Fischbesatz

Einschränkung der 
persönlichen Frei
heit

geringerer Gewinn Hegemaßnahmen 
von Landesfische
reigesetzen 
vorgeschrieben, 
Fischereirechte an 
Grundbesitz gebun
den

"Artenverarmung" "Gängelei durch 
Naturschutz, 
Einschränkung 
Erholungsfunktion"

jahrhundertealte 
Angelgewässer, 
"Besatz fand schon 
immer statt"

(entfällt)

Einstellung Torf- 
bzw. Kiesabbau

"Bedrohung von 
Arbeitsplätzen"

"Naturschutz als Wirt
schaftsverhinderer"

Ablösung vorhan
dener Rechte

Schaffung von 
Zusatzbiotopen

Interessen der 
Abbauindustrie

Wegesperrung/- 
rückbau, Betre
tungsverbote

Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit, 
"Aussperrung der 
Bevölkerung"

Umwege, "Zeitverlust", 
"Gewinnverlust"

Anliegerrechte 
müssen gewahrt 
bleiben

"Vögel konnten 
hier auch vorher 
leben"

"Gängelung durch 
Naturschutz"

Gewohnheits
rechte"

NSG-Ausweisung "Ausschluß" aus 
dem Gebiet, Un
klarheit über weite
re Bewirtschaf
tungsmöglichkeiten

"Entschädigung reicht 
nicht aus"

"kalte Enteignung" "wir haben die 
Arten/Natur auch 
ohne Schutzgebiet 
erhalten"

"Nachteile für alle" "Verwilderung"

die entsprechend reagiert werden muß. 
Wegen der Einschränkung von „Ge
wohnheitsrechten" besteht bei Ortsan
sässigen i.d.R. eine geringere Akzep
tanz als bei Touristen (vgl. Rentsch 1988; 
Job 1996).

Für die Naturschutzgroßprojekte er
gibt sich insgesamt folgendes Bild: In 
nahezu jedem Projektgebiet bestehen 
Nutzungen und Nutzungsinteressen 
seitens der Land-, Forst- und/oder Was

serwirtschaft, liegen Verkehrswege, 
wollen sich Menschen erholen und ihre 
Freizeit verbringen. Damit sind Kon
flikte und Akzeptanzprobleme hin
sichtlich geplanter Naturschutzmaß
nahmen vorprogrammiert. Dabei sind 
die Akzeptanzprobleme i.d.R. um so 
höher, je intensiver die derzeitige Nut
zung ist, je mehr Investitionen in Rich
tung Intensivierung in der Vergangen
heit getätigt wurden und je höher der

Anteil an intensiv genutzter Kultur
landschaft im entsprechenden Natur
schutzgroßprojekt ist.

Betrachtet man die Betroffenen
gruppen, so lassen sich die Akzeptanz
probleme auf diverse Gründe zurück
führen (Tab. 2), die wiederum folgen
dermaßen untergliedert werden kön
nen:
■ individualpsychologische Gründe 
(Angst, Einschränkung)



■ sozialpsychologische Gründe (Aner
kennung in der Gruppe)
■ ästhetische Gründe (andere Vorstel
lung von Naturnähe)
■ betriebswirtschaftliche/ökonomi- 
sche Gründe (erhöhte Kosten, Geldver
schwendung, kein „Nutzen" für die 
Allgemeinheit)
■ andere Gruppeninteressen und so
ziale Gründe (Naturschutz als Konkur
rent)
■ juristische Gründe (Vorgehen wird 
juristisch in Frage gestellt)
■ Tradition (Gewohnheitsrechte)
■ sachliche Gründe (Naturschutzmaß
nahmen werden als Naturzerstörung 
empfunden)

Die Spanne reicht von rationalen bis 
zu emotionalen Aspekten, häufig sind 
diese miteinander verwoben. Zu be
denken ist auch, daß manchmal psycho
logische und inhaltliche Gründe vorge
schoben werden, um ökonomische 
Gründe zu kaschieren. Dieses deutet 
darauf hin, daß häufig eine Vermi
schung bzw. Überschneidung von Grün
den und Argumenten vorliegt.

Eine weitere Einteilung läßtsich vor
nehmen in personale (z.B. psychologi
sche), instrumentelle (rechtliche) und 
organisatorische Gründe (Projektab
lauf, Beteiligungen etc.). Die ganze 
Bandbreite der Gründe deutet darauf 
hin, daß eine Akzeptanzverbesserung 
ebenfalls die ganze Palette rationaler 
bis emotionaler Möglichkeiten aus
schöpfen muß.

6. Vorschläge und Möglichkeiten 
zur Verbesserung der 
Akzeptanz

Von den Projektträgern werden ver
schiedene Vorschläge und Möglichkei
ten zur Erhöhung der Akzeptanz ge
nannt; sie sind in Tab. 3 aufgelistet. 
Diese Darstellung erhebt keinen An
spruch auf Vollständigkeit. Erkennbar 
wird, daß die Vielzahl der konkreten 
Möglichkeiten zur Erhöhung der Ak
zeptanz den folgenden Prinzipien zu
geordnet werden kann: Information, 
Mitbestimmung und Partizipation bei 
der Planung und Pflege, Werbung im 
Zuge der Durchführung (positive Bei
spiele zeigen), Anreize schaffen (Ge
währung von Ausgleichszahlungen, 
Vermarktung von „Bioprodukten" un
ter Einbeziehung anderer Förderpro
gramme), schrittweises Vorgehen bzw.

Tab. 3: Akzeptanz fördernde Maßnahmen und Bedingungen

Naturschutzmaßnahmen Vorschläge für akzeptanzfördernde Maßnahmen
Flächenerwerb - Einzelgespräche führen

- Prinzip der Freiwilligkeit wiederholt betonen
- Möglichkeit zur weiteren Bewirtschaftung anbieten (falls keine 

Sukzession erwünscht)
- frühzeitige Bereitstellung von Tauschflächen (M auksch, 1987)
- frühzeitige Durchführung eines vereinfachten bzw. beschleunigten 

Zusammenlegungsverfahrens (M auksch , 1987)
- Erhalt bzw. Bildung von Eigenjagdrevieren
- auf Vorrangfläche "Naturschutz" hinweisen

Ausgleichszahlungen (30 Jahre) - Verminderung der Laufzeiten
- flexible Gestaltung der Vertragsinhalte
- mögliche Verkehrswertverluste berücksichtigen (M ährlein, 1992)

Verzögerung des Zeitpunktes 
der (1.) Mahd

- kein starrer Termin, sondern Flexibilisierung entsprechend Phänolo- 
gie/Brutnachweisen/St 3ndort-Produktivität

- Schaffung neuer Verwertungsmöglichkeiten (Heuvermarktung an 
zoologische Gärten, Pferdehalter etc. (Neuschulz, 1992)

Reduzierung der Beweidungsdichte - Staffelung nach naturschutzfachlichen Zielen (ggf. höhere Bewei
dungsdichte im Rahmen der Nachweide je nach Standortprodukti
vität)

Düngungsverbot - Einzelfallprüfung, inwieweit aufgrund der Standortverhältnisse eine 
begrenzte und selektive Düngereinbringung, z.B. von Kaliüm, tole
rierbar ist (Schwartze, 1994);

Verbot des Biozideinsatzes - alternatives Vorgehen beim Zurückdrängen von Problempflanzen 
(Kierchner et al, 1993)

Entfernung Forste/
nicht standortgerechter Gehölze

- Entfernung in Teilschritten, Ringeln
- schnelles Nachpflanzen standortgemäßer Arten (wo gewünscht)
- verbesserte Information und Begründung

Erhöhung des Alt- und 
Totholzanteils

- Ankauf der Flächen, Ausgleichszahlungen
- verbesserte Information und Begründung

Jagdverbot,
Einschränkung der Jagd, 
Entfernung von Flochsitzen

- Schutzziel und -maßnahmen überzeugend darlegen
- Alternativen anbieten (Hochsitze)
- bessere Zusammenarbeit zwischen Forstverwaltung und Natur

schutz
- Regelung der Jagdausübung durch Naturschutzgesetz (Schulte, 

1993)

Reduzierung des 
Schalenwild-Überbesatzes

- bessere Zusammenarbeit zwischen Forstverwaltung und Natur
schutz

- verbesserte Information und Begründung (Verbißgutachten, ökono
mische Schäden)

Wiedervernässung - Teilentkopplung des Vernässungsgebietes (wo möglich)
- Verzicht auf starre, schematische Stauziele zugunsten eines flexi

blen Staumanagements, schrittweises Vorgehen
- möglichst großflächiger Grunderwerb
- zusätzliche Gewährung von Ausgleichszahlungen durch Landes

programme

Rückverlegung Deiche - verbesserte Information (Aufklärung über die Beispielhaftigkeit, 
Vorteile durch Hochwasserretention)

- vorheriger Ankauf der von Überflutungen betroffenen Flächen
- verbesserte Zusammenarbeit mit Wasserbehörden

Rück-/Umbau Fischteiche - verbesserte Information und Begründung (Schimmer , 1992)
- Alternativen anbieten, Ankauf
- verbesserte Zusammenarbeit mit Wasser- und Fischereibehörde

Reduzierung/Aufgabe der 
Gewässerunterhaltung

- bessere Zusammenarbeit zwischen Wasserverbänden und Natur
schutz

- verbesserte Information und Begründung (Bostelmann & M enze, 
1987)

- auf Gebührensenkung hinwirken

Einschränkung der Angelei - verbesserte Information und Begründung
- Einbeziehung der Angler in Naturschutzarbeit (Bachpatenschaften)
- Freigabe alternativer Gewässerabschnitte

Reduzierung Fischbesatz - verbesserte Information und Begründung (M ellin, 1987)
- bessere Zusammenarbeit zwischen Angelvereinen, Fischereibehör

de und Naturschutz
- Abgleichung von Naturschutz- und Fischereigesetzen (Drossé, 

1987)

Gebäudeabriß - verbesserte Information und Begründung (Störfunktion)

Einstellung Torf- und Kiesabbau - verbesserte Information und Begründung
- Torfrecycling (Bäder)
- Bereitstellung von Ersatzflächen

Wegesperrungen,
Wegerückbau,
Betretungsverbote

- Verwendung natürlicher Betretungshindernisse
- Angebot von alternativen Wegen
- Effekt sollte nicht nur Naturschutzinteressen dienen
- Informationsangebot erhöhen
- nur temporäre Sperrungen

NSG-Ausweisung - großflächiger Grunderwerb
- auf Attraktivitätsgewinn für die Region hinweisen
- im Vorfeld klare Darstellung der Ziele des Naturschutzes und mög

licher Einschränkungen



Geduld (Umbau und Entfernung von 
Forsten, Wiedervernässung), Angebot 
von Alternativen (Flächentausch, 
Wegeplanung), Aufdeckung illegaler 
Zustände (Baugenehmigungen), Ver
besserung juristischer Rahmenbedin
gungen (Jagd-, Fischerei-, Natur
schutzgesetze), Betonung der Freiwil
ligkeit (Grunderwerb).

Unterscheidbar ist hier wiederum 
eine personale (wie kann die Akzep
tanz beim einzelnen erhöht werden?), 
eine instrumentelle (Verbesserung der 
Förderrichtlinien und gesetzlichen 
Rahmenbedingungen) und eine orga
nisatorische Ebene (Verbesserung des 
Projektablaufs).

Die Erfahrungen der Projektträger 
zeigen, daß es möglich ist, mit den vor
geschlagenen Maßnahmen einen Teil 
der aufgetretenen Akzeptanzpro
bleme zu mindern oder zu beseitigen 
und die örtliche Bevölkerung für das 
Naturschutzanliegen zu gewinnen. 
Zum Teil sind dabei Kompromisse zwi
schen dem fachlich Notwendigen und 
dem vor Ort Durchsetzbaren erforder
lich. Dabei darf es allerdings nicht dazu 
kommen, daß infolge eines Aushan
delns schlechter Kompromisse die Ak
zeptanz zwar erreicht, das Naturschutz
ziel hingegen verfehlt wird.

Verbesserungsvorschläge im Hin
blick auf die organisatorische Ebene 
(Projektdurchführung) und-daraus ab
geleitet -  auf die instrumenteile Ebene 
sollen nachfolgend vorgestellt werden.

6.1 Projektplanung und
-durchführung

Planer und Experten nehmen Umwelt
veränderungen anders wahr als die ört
liche Bevölkerung (Kaule et al. 1994; 
¿uz 1994). Wie Tab. 2 verdeutlicht, über
wiegen gegenüber der Natur (dem Na
turschutz) in der Bevölkerung gefühls
betonte (moralistische, humanistische, 
naturalistische) vor rational-materiali
stischen (wissenschaftlich-ökologi
schen, nutzungsbetonten) Einstellun
gen (vgl. Schulz 1985; Langer 1991).

Es wurde als vorteilhaft erachtet, die 
Inhalte eines Projektantrages schon 
frühzeitig in die Öffentlichkeit zu tra
gen (Autsch 1992; Luz 1994), um schon 
im Vorfeld eine Abstimmung mit den 
kommunalen, regionalen und landes
weiten Planungen zu erzielen. Betrof
fene, Ämter, Vereine sollten -  soweit

möglich -  in den Initiativ- und Antrags
prozeß eingebunden werden. Der An
tragsteller sollte ferner genaue Infor
mationen über Möglichkeiten und 
Grenzen des Förderprogramms geben 
und vor Projektbeginn die Verkaufsbe
reitschaft erkunden und ggf. eine Be
troffenheitsanalyse erstellen.

Die Bildung von Zweckverbänden 
erleichtert in vielen Fällen die Zusam
menarbeit mit der kommunalen Ver
waltungsebene. Verzögerungen wäh
rend der Antragsphase der Projekte 
führen zur Verunsicherung und können 
die Akzeptanz der örtlichen Bevölke
rung vermindern.

Zur Akzeptanzsteigerung ist es 
wichtig, das Prinzip der Freiwilligkeit 
stärker zu betonen (Kutsch und Lett- 
mann 1995). Hinsichtlich des Flächener
werbs hat sich die frühzeitige Bereit
stellung von Tauschflächen und Einlei
tung von „Beschleunigten Zusammen
legungsverfahren" als akzeptanzför
dernd erwiesen.

Akzeptanzmindernd können sich 
lang anhaltende planerische „Gärpha
sen" während der Projektlaufzeit aus
wirken. Als akzeptanzfördernd wird 
erachtet, die Pflege- und Entwicklungs
pläne -  wie bereits praktiziert -  mög
lichst rasch nach Projektbeginn zu er
stellen und dabei die verschiedenen 
Nutzergruppen in die projektbeglei
tende Arbeitsgruppe mit einzubezie
hen.

Im Pflege- und Entwicklungsplan 
muß soviel Freiraum bestehen bleiben, 
daß genügend Flexibilität bei der 
Durchsetzung der Auflagen verbleibt 
und Handlungsalternativen zur Verfü
gung stehen. In den meisten Gebieten 
werden Pflegearbeiten auf die Land
wirte übertragen, was deren Interesse 
gegenüber dem Anliegen des Natur
schutzes erhöht.

Wichtig für die Durchsetzung von 
Bewirtschaftungsauflagen ist jedoch 
stets eine intensive Betreuung und Be
ratung der Landwirte (Autsch 1992; Luz 
1994). Ais sinnvoll wird z. B. ein beraten
des Gremium (Pflegebeirat) verschiede
ner Beteiligter angesehen.

Der Zusammenarbeit mit den am 
Projekt Beteiligten bzw. den vom Pro
jekt Betroffenen wird eine große Be
deutung für eine erfolgreiche Projekt
durchführung beigemessen. Seitens 
der Träger (Fördervereine, Landkreise, 
Zweckverbände etc.) ist eine kontinu

ierliche Präsenz bzw. eine intensive Be
treuung vor Ort nötig, um den Natur
schutz als Vertrauenspartner in der 
lokalen Bevölkerung darzustellen und 
ggf. emotionale Vorbelastungen ab
zubauen. Als besonders vorteilhaft 
wird die Einstellung eines Projektmana
gers gesehen. Damit besteht die Mög
lichkeit, nicht nur die Durchführung des 
Projektes insgesamt, sondern auch die 
Einbeziehung der örtlichen Bevölke
rung und ehrenamtlicher Naturschutz
gruppen besser zu organisieren (Pflanz
aktionen, Schneitein von Kopfbäumen 
etc.).

Mitwirkungsmöglichkeiten beein
flussen Verhaltensänderungen oftmals 
stärker als eine „bloße" Wissensver
mittlung (Langer 1991; BNL 1995). „Ge
sagt bedeutet noch nicht gehört, ge
hört bedeutet noch nicht verstanden, 
verstanden bedeutet noch nicht ein
verstanden, einverstanden bedeutet 
noch nicht angewandt, angewandt be
deutet noch nicht beibehalten" (Erz 
1985).

Akzeptanzfür Naturschutzmaßnah
men kann bei allen Betroffenen über
wiegend nur dann erzielt werden, 
wenn Handlungsanreize, vor allem in 
Form finanzieller Kompensation, erfol
gen (vgl. Hamm und Konrad 1992; 
Schrauf'\995). Naturschutz auf der Basis 
der freiwilligen Selbstbeschränkung ist 
danach heutzutage i.d.R. zum Schei
tern verurteilt. Daraus resultieren ver
schiedene Vorteile, aber auch Nach
teile. Zu den Vorteilen zählt beispiels
weise, daß Naturschutzmaßnahmen 
nicht umsonst zu bekommen sind, also 
einer gewissen Inwertsetzung bedür
fen und daß dieses gesellschaftlich an
erkannt wird. Der Naturschutz sollte 
sich jedoch gegen das Ansinnen weh
ren, möglichst alles zu monetarisieren, 
da dadurch der falsche Eindruck entste
hen könnte, alles sei machbar und be
liebig wieder herstellbar (Riecken 1992; 
BNL 1995). Zu den Nachteilen zählt, daß 
es aufgrund des Erfordernisses von Aus
gleichszahlungen für verschiedenste 
Zwecke präziser und z.T. äußerst um
fangreicher Regelungen bzw. Kontrol
len bedarf. Dieses führt zur bürokrati
schen Aufblähung sowie langen Pla- 
nungs- und Umsetzungsphasen. Den
noch zeigen die Erfahrungen, daß auch 
die nichtökonomischen Aspekte eine 
hohe Bedeutung für die Akzeptanz ha
ben (s. a. Schur 1990; Luz 1994).



Die Notwendigkeit umfangreicher 
biotopgestaltender Maßnahmen ist der 
lokalen Bevölkerung immer noch 
schwer vermittelbar -  gerade wenn es 
sich um Naturschutzgebiete handelt da 
Naturschutz immer noch -  in seiner en
geren Wortbedeutung -  mit „Belassen" 
bzw. die Begriffe „Natur" und „Natür
lichkeit" gleichgesetzt werden (Plach- 
ter und Reich 1994). Dieses dürfte darin 
begründet sein, daß gravierende räum
liche Veränderungen sich besonders 
stark auf das Erleben des Menschen aus
wirken (Zube 1987). Landschaftsästhe
tischen Aspekten kommt damit eine 
wichtige Rolle im Rahmen der Akzep
tanz von Naturschutzmaßnahmen zu. 
Hier muß eine gezielte, auf den Arten-, 
Biotop- und Ökosystemschutz ausge
richtete möglichst direkte Öffentlich
keitsarbeit ansetzen. Wenn gravie
rende Landschaftsveränderungen ge
plant sind, wird empfohlen, bei der Pro
jektdurchführung das „Prinzip der klei
nen Schritte" zu verfolgen, denn durch 
eine langsame Gewöhnung an Verän
derungen wird die Akzeptanz im allge
meinen erhöht (vgl. Rentsch 1988).

Bei Akzeptanzproblemen von Maß
nahmen der Besucherlenkung er
scheint es weniger sinnvoll, durch Ein
zelgespräche und Entgegenkommen 
die Probleme zu verringern. Bei dem 
Besucherdruck, der sich auf viele Ge
biete auswirkt, handelt es sich um täg
lich wechselnde Personenkreise, die je
den Tag erneut unterrichtet werden 
müßten. Also muß in diesem Fall eine 
strenge Durchsetzung von Maßnah
men erfolgen (z. B. durch Wegeverlage
rungen und -Sperrungen). Dieses er
höht allerdings die Akzeptanzpro
bleme bei der lokalen Bevölkerung 
(„Gewohnheitsrechte"; s.a. Rentsch 
1988). Das Aufstellen von Informations
tafeln (die bei Vandalismus immer wie
der erneuert werden müssen), das Ein
richten von Informationszentren, Aus
sichtstürmen sowie naturkundliche 
Führungen, Wanderwegmarkierun
gen, Information in Zeitungen können 
die Akzeptanz erhöhen. Weiterhin soll
ten Konzepte zur naturschonenden 
Ausübung von Freizeitaktivitäten bzw. 
zur Entflechtung von Naturschutz- und 
Freizeitfunktionen erarbeitet und um
gesetzt werden (Dt Rat für Landes
pflege 1989).

Die Öffentlichkeitsarbeit wird von 
fast allen Projektträgern als sehr wich

tig und gerade in bezug auf die lokale 
Bevölkerung als dringend notwendig 
betrachtet. Sie scheint gerade dann be
sonders sinnvoll zu sein, wenn Ziele und 
Maßnahmen annähernd konkretisiert 
werden können. Dabei kann ein In
formations- bzw. Naturschutzzentrum 
vor Ort eine große Hilfe sein.

Ein weiterer Aspekt soll abschlie
ßend kurz aufgegriffen werden. Die 
Akzeptanz wird auch dadurch erhöht, 
indem man bereits positive Beispiele 
vorzeigen kann und nicht nur verbietet, 
sperrt, restriktiv handelt, sondern in 
weniger sensiblen Bereichen auch et
was gestattet und sich dadurch ein posi
tives Image zulegt, ohne fachliche Ziele 
zu vernachlässigen.

6.2 Förderrichtlinien und
-instrumente

Aus den Vorschlägen zu einer verbes
serten Projektdurchführung leiten sich 
notwendigerweise Vorschläge für Än
derungen der Förderrichtlinien ab. So 
ist die Gewährung von Ausgleichszah
lungen bisher nur für sog. Gewässer
randstreifenprojekte möglich. Auf
grund der Bedeutung dieser Zahlungen 
für die Landwirte und ihrer akzeptanz
fördernden Wirkung (es findet keine 
Veräußerung des Eigentums statt) soll
ten sie in Zukunft für alle Naturschutz
großprojekte dann gewährt werden 
können, wenn ein Flächenankauf aus 
fachlicher Sicht nicht prioritär sein 
sollte.

Als großes Defizit wird die man
gelnde Finanzierbarkeit von Maßnah
men zur Öffentlichkeitsarbeit genannt.

7. Zusammenfassung

Die Träger der Naturschutzgroßpro
jekte des Bundes wurden gebeten, ei
nen Bericht zu erstellen, in dem vor Ort 
aufgetretene Akzeptanzprobleme ge
nannt und Vorschläge zur Verbesse
rung der Akzeptanz gemacht werden 
sollten. Die in den Berichten von den 
Projektträgern, nicht von den Betrof
fenen, genannten Akzeptanzpro
bleme, deren Gründe und die vorge
schlagenen bzw. bewährten Maßnah
men zur Akzeptanzverbesserung wur
den aufgelistet und beschrieben.

Es dominieren die Akzeptanzpro
bleme in der Landwirtschaft. Dies ist da
durch begründet, daß die Landwirte im

o.g. Bundesprogramm aufgrund des 
hohen Grünlandanteils in den Projek
ten am stärksten mit den Zielen des Na
turschutzes konfrontiert sind. Akzep
tanzprobleme bereiten vor allem die 
Verschiebung des ersten Mahdzeit
punktes, die Reduzierung der Düngung 
und die Wiedervernässung von 
Feuchtgrünlandgebieten.

Im Bereich der Forstwirtschaft und 
Jagd führen besonders der Rückbau 
von Forsten als auch generelle Jagd
verbote, im Bereich der Fischerei/Ange- 
lei generelle Angelverbote und die Re
duzierung des Fischbesatzes zu Akzep
tanzproblemen bei Eigentümern, Päch
tern und Verbänden. Akzeptanzpro
bleme sowohl bei der heimischen Be
völkerung als auch bei auswärtigen Be
suchern treten häufig im Bereich der 
Freizeit- und Erholungsnutzung auf, da 
Naturschutzgebiete vermehrt freizeit
lich genutzt werden. Konflikte entste
hen folglich vor allem bei Sperrungen 
von (Teil-)Gebieten und Wegen sowie 
Wegeverlagerungen.

Als besonders akzeptanzfördernd 
hinsichtlich des Flächenkaufs hat sich 
die frühzeitige Bereitstellung von 
Tauschflächen und Einleitung von Zu
sammenlegungsverfahren erwiesen. 
Die Gewährung von Ausgleichszahlun
gen bei Gewässerrandstreifenprojek
ten ist wirtschaftlich interessant und 
wird aus diesem Grunde von den Trä
gern auch im Rahmen von Naturschutz
großprojekten gefordert.

Danksagung: Allen Projektbetreu
ern vor Ort, die mit ihren Berichten zur 
Akzeptanz in ihren Projekten dem BfN 
ein Feedback und damit diesen Bericht 
ermöglicht haben, sei hiermit herzlich 
gedankt.
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Der unbemerkte Verlust von typischen 
Elementen bäuerlicher Kulturland
schaft, dargestellt am Beispiel von 
Feldscheunen und Weideställen 
im Münsterland (Nordrhein-Westfalen)
von Bernd Tenbergen 

Einleitung

Die wirtschaftliche Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte im ländlichen Raum 
hat zu einem tiefgreifenden Wandel in 
der bäuerlichen Kulturlandschaft Nord
westdeutschlands geführt. Besonders 
in den letzten 40 Jahren haben sich Na
turhaushalt und Landschaftsbild stark 
verändert (vgl. auch Henkel 1997). Auch 
voreinem Phänomen, daseng mittradi
tionellen Wirtschaftsweisen verbunden 
ist, hat es nicht haltgemacht: Kaum be
merkt verschwinden immer mehr 
Scheunen, Weideställe und Schuppen 
aus den Agrarlandschaften, die mit ih
ren roten Pfannendächern, Schatten
bäumen, Fachwerk-, Klinker- oder Holz
konstruktionen oft genau so unver
wechselbar mit dem Landschaftsbild 
verbunden sind, wie Einzelhöfe, Wei
dezäune, Wallhecken und andere Be
standteile der bäuerlichen Kulturland
schaft. Während beispielsweise im 
Münsterland der Verlust von Hecken, 
Ufergehölzen, Feuchtwiesen von zu
nehmender öffentlicher Kritik beglei
tet war, findet das Verschwinden von 
z.T. Jahrhunderte alten Wirtschafts
bauten, wie sie beispielsweise Weide
ställe und Feldscheunen darstellen, 
kaum Beachtung. Allein in den letzten 
20 Jahren sind hier rund die Hälfte der 
Gebäude aus dem Landschaftsbild ver
schwunden.

Entstehung und traditionelle 
Verbreitung von Feldscheunen, 
Weideställen und anderen Wirt
schaftsgebäuden in der münster
ländischen „Parklandschaft"

Die Verteilung nicht bewohnter Wirt
schaftsbauten wie Weideställe und 
Feldscheunen in der Agrarlandschaft 
des Münsterlandes ist schon immer re
gional sehr unterschiedlich gewesen.

Vor allem im Sandmünsterland wurden 
nach der Markenteilung in hofferner 
Lage viele Weideställe, aber nur wenige 
Feldscheunen gebaut. Im Kernmünster
land sind hofferne Nebengebäude, ins
besondere Weideställe, immer eine Sel
tenheit gewesen, da es hier traditionell 
mehr Ackerbauern gab und Weideflä
chen näher am Hof lagen. In der südlich 
angrenzenden, fast ausschließlich ak- 
kerbaulich genutzten Agrarlandschaft 
der Soester Börde, aberauch in anderen

Teilen von Westfalen (z.B. Steinheimer 
Börde) war es vor allem der Platzman
gel in den dicht bebauten Städten und 
Dörfern, der die dort als „Ackerbürger" 
ansässigen Getreidebauern veranlaßte, 
große Scheunen inmitten ihrer Felder 
zu errichten. Diese Scheunen waren oft 
die einzigen Gebäude in den ausge
dehnten Ackerfluren. Bei plötzlich ein
tretenden Wetterverschlechterungen 
boten sie darüber hinaus die Möglich
keit, das geerntete Getreide schnell in 
Sicherheit zu bringen.

Die Landwirtschaft in der westfäli
schen Bucht ist sehr bodengebunden, 
landschaftstreu und traditionell gewe
sen. Die bäuerlichen Betriebs- und Sied
lungsformen entwickelten sich dabei in 
stetiger Anpassung an die natürlichen 
Gegebenheiten (vgl. auch Ellenberg 
1936, Müller-Wille 1981). Neben den 
Wirtschaftsgebäuden im Umfeld der 
eigentlichen Hofstellen (vgl. Abb. 1) 
stellten die z.T. kilometerweit ent
fernt gelegenen Wirtschaftsbauten

Abb. 1: In Westfalen besteht eine typische Hof stelle in der Regel aus einem Haupthaus und 
mehreren Einzelgebäuden, die unterschiedlich weit voneinander entfernt liegen. Die Lage 
der einzelnen Gebäude zueinander erklärt sich aus ihrer ehemaligen Funktion. Durch den 
Strukturwandel in der Landwirtschaft hat sich oftmals die Bedeutung der Einzelgebäude 
verändert. (Aus: WALB 1997, S. 25)



Foto 1: Baufällige Feldscheune im Kreis Steinfurt

Museschoppe

(vgl. Abb. 2) in der Feldflur ein arbeits- 
ökonomisch notwendiges Faktum dar.

Die Verbreitung, Funktion und Bau
weise hofferner Gebäude weist regio
naltypische Eigenheiten auf, die sich 
aus der Landschaftsgenese erst verste
hen lassen. Doch genau wie die mo
derne Landwirtschaft mit ihrer weitge
hend von den Bodenverhältnissen un
abhängigen Produktion naturräumli
che Unterschiede immer mehr nivel
liert, droht mit dem Verschwinden von 
Weideställen und Feldscheunen ein 
weiterer Verlust der regionalen Identi
tät. Nur dort, wo ein starkes Traditions
bewußtsein vorhanden war oder die Fi
nanzkraft eines Hofes nicht ausreichte, 
blieben diese Gebäude erhalten (vgl. 
auch Foto 1 und Abb. 2).

Im Münsterland, einer Teilregion 
der Westfälischen Bucht, gab es neben 
dem Ackerbau und intensiven Wirt
schaftsformen wie Schweinemast, 
Sauen- und Milchviehhaltung auch im
mer extensive Formen, wie die Bullen
mast und Rinderhaltung auf hoffernen 
Weiden. Diese Wirtschaftsformen, die 
durch die großen Umwälzungen in der 
Landwirtschaft vor 150 Jahren begrün
detwurden (vgl. auch Müller-Wille und 
Wehdekind 1950), haben beispiels
weise dazu geführt, daß in den Sandge
bieten des nördlichen Westfalens, mit 
ihren überwiegend feuchten Böden, bis 
in die 70er Jahre die Viehwirtschaft ton
angebend gewesen ist.

Die ältesten Stallbauten finden sich 
in Gegenden mit ehemaligen Gemein
schaftsweiden, den sog. „Marken", die 
im Münsterland, wie auch in weiten Tei
len Nordwestdeutschlands, genossen
schaftlich genutzt wurden (vgl. auch 
Sch uh kriecht 1952, Brakensiek 1991). Es 
handelte sich hier vor allem um Schaf
ställe.

Schafställe

Schirmschoppe Remise

Abb. 2: Kulturlandschaftsprägende Wirtschaftsbauten, wie sie sich noch heute teilweise im 
Münsterland finden. (Aus: Schepers [19931 Elling & Eiynck [1984] und Archiv des WALB)

Zwischen dem 16. und 17. Jahrhundert 
bot die Schafzucht im Münsterland fast 
die einzige Möglichkeit, die stark ent
waldeten und größtenteils verheideten 
Markenflächen für die Viehzucht zu 
nutzen. Bis zur Einführung des Mineral
düngers lieferten die Schafe nicht nur 
Wolle und Fleisch, sondern waren auch 
einer der wichtigsten Düngerlieferan
ten (vgl. auch Rieder 1987). Schafe, die 
in Herden von 20 bis 100 Tieren auf grö
ßeren Höfen, die allein zum Eintrieb



Foto 2: Museschoppe (Mäusescheune) im Westmünsterland.

größerer Mengen von Vieh in die Mar
ken berechtigt waren, gehalten wur
den, wurden über Nacht und über Mit
tag in hofferne Schafställe getrieben. 
Den hier entstandenen Dung ließ man 
durch die Schafe zu einer festen Masse 
treten. Nur gelegentlich streute man 
eine Sandschicht in den Stall, um einen 
Parasitenbefall und eine zu starke Ver
schmutzung der Schafe zu verhindern.

Schafställe standen immer auf ei
nem Sockel (z.B. aus Findlingen oder 
Backsteinmauerwerk), da die Holzkon
struktion der Ställe durch den sehr 
scharfen Schafdung sofort angegriffen 
wurde. Ältere Schafställe waren fast 
immer verbreitert oder auch mit 
Lehmflechtwerk verschlossen. Seit dem 
19. Jahrhundert gab es aber auch zu
nehmend Fachwerkbauten mit Back
steinfüllungen. Das verwendete Bauholz 
war oft von etwas minderer Qualität.

Im Westmünsterland wurde in den 
großen Sand- und Heidegebieten die 
Schafzucht bis in die 50er Jahre betrie
ben. In anderen Gegenden verschwan
den diese Gebäude jedoch schon we
sentlich früher oder wurden zu Lager
gebäuden u.ä. umgenutzt.

Die Übernutzung der Marken im Zu
sammenspiel mit der ruinösen Plaggen
wirtschaft führte dazu, daß bis zur 
Mitte des 19. Jahrhunderts die Land
schaft vor allem des „Sandmünsterlan
des" an vielen Stellen devastiert war. 
(vgl. auch Feldhege 1984, Brakensiek 
1991). Im 19. Jahrhundert begann die 
Trennung zwischen Wald und Weide, 
was dazu führte, daß sich viele Land
schaften in ihrem Erscheinungsbild völ
lig wandelten. Ähnlich wie in weiten 
Teilen Nordwestdeutschlands wurden 
auch in Westfalen in der Zeit der „ Um
legungen“ viele neue Feldgrenzen 
durch Wallhecken fixiert (vgl. auch 
Starkmann und Tenbergen 1996). Diese 
Wallhecken mit ihrer typischen nieder
waldartigen Nutzungsform garantier
ten den Bauern bei dem schon lange 
vorherrschenden Waldmangel die Ver
sorgung mit Brennholz. Der Grünland
anteil war und blieb zu dieser Zeit rela
tiv groß, da die umwallten Parzellen 
jahrelang als Standweide genutzt wur
den (vgl. auch Müller-Wille und Wehde- 
kind 1950). Für einige wenige Jahre 
brach man, nachdem die angrenzenden 
Hecken auf-den-Stock-gesetzt wurden, 
die Grünlandflächen zum Getreidean
bau um. Vorherrschend blieb aber im

mer die Grünlandwirtschaft auf den 
stau- oder grundwasserfeuchten Bö
den. Vor allem die schweren Böden im 
Kernmünsterland und die Eschlagen 
stellten zu dieser Zeit gute Ackerbau
standorte dar (vgl. auch Müller-Wille 
1981), was die Errichtung von Scheunen 
und Remisen zu dieser Zeit sehr stark 
förderte.

Scheunen und Remisen

Scheunen dienten im Münsterland 
hauptsächlich zur Lagerung von Heu 
und ungedroschenem Getreide. Dane
ben waren in Scheunen aber auch Ställe 
untergebracht oder man benutzte sie 
als Lager für Holz und Brennmaterial, 
als Unterstellplatz für Ackergeräte und 
teilweise auch als Dreschraum. Wäh
rend die meisten Scheunen und Remi
sen als fester Bestandteil eines jeden 
Gehöftes mit dem Haupthaus eine 
räumliche Einheit bilden (vgl. Abb. 1), 
wurden in der Vergangenheit einzelne 
Gebäude auch immer wieder in hoffer
nen Lagen errichtet. Vor allem die Lage
rung von Stroh und Heu sowie die Nut
zung von sogenannten „Schirmschop
pen" als Wagenremisen läßt sich bis in 
die heutige Zeit für den Außenbereich 
nachweisen.

Scheunen im Münsterland sind 
meist befahrbar, d.h. Tore an zwei ge
genüberliegenden Seiten ermöglichten 
es, daß man mit einem beladenen Ern
tewagen hineinfahren konnte.

Scheunen wurden oft relativ sorg

fältig aus gutem Bauholz erstellt. Wäh
rend ältere Scheunen meist reine Holz
bauten waren, wurden diese Gebäude 
seit dem 19. Jahrhundert zunehmend 
durch Bauten mit Backsteinwänden ab
gelöst (vgl. Elling und Eiynck 1984).

Eine im Kernmünsterland allgemein 
übliche Scheunenform, die sich in un
terschiedlicher Entfernung zum Hof fin
den läßt, sind die sog. „Mäusepfeiler- 
Scheunen“. Meistens wurde in diesen 
Pfeilerscheunen Hafer aufbewahrt, der 
in der Regel nicht ausgedroschen, son
dern das ganze Jahr an Pferde verfüt
tert wurde. Dieser Hafer, aber auch der 
dort gelegentlich gelagerte Roggen, 
konnte besonders sicher in diesen 
„Museschoppen", wie sie im Westmün
sterland genannt wurden, gelagert 
werden (vgl. auch Foto 2).

Scheunen und Dreschtennen sind 
überflüssig geworden, seit nach 1950 
überall der Mähdrusch üblich gewor
den ist. Stallscheunen verloren in vielen 
Gebieten an Bedeutung, weil das Vieh
futter siliert und kaum noch als Heu ne
ben oder über den Ställen gelagert 
wird. Das Vieh hat so gut wie überall 
seine einstige Bedeutung als Düngelie
ferant von Acker- und Grünland verlo
ren, da es nur noch zur Milch- und/oder 
Fleischproduktion gehalten wird. Zwar 
steigt der Bedarf an Maschinen- und 
Geräteschuppen, jedoch fand nur eine 
teilweise oder unvollkommene Um
wandlung von alten Feldscheunen und 
kleinen Weideställen für diesen Zweck 
statt.



Weideställe

Die Viehhaltung war immer ein wesent
licher Wirtschaftszweig der westfäli
schen Landwirtschaft. Neben hofnaher 
Milchviehhaltung gab es nach Auftei
lung der Marken in zunehmender 
Weise auch extensive Formen hofferner 
Rinderhaltung und Bullenmast. Hierzu 
wurden in großer Zahl seit dem ausge
henden 19. Jahrhundert Weideställe 
und Viehuntertände teilweise in Kom
bination mit Lagerraum für Heu und 
landwirtschaftliche Geräte errichtet. 
Diese Gebäude lagen in der Regel weit 
entfernt von den einzelnen Hofstellen. 
Vor allem Jungvieh, das keine tägliche 
Betreuung benötigte, wurde auf den 
weiter entfernte Weideflächen gehal
ten und konnte diese vorteilhaft nut
zen.

In holzarmen Gegenden wurden die 
Gebäude aus roten Tonziegeln errichtet 
und mit roten Dachpfannen versehen. 
In holzreicheren Gegenden überwog 
eine Holzständerbauweise mit verbrei
terten Seitenwänden. Meist wurden die 
Gebäude mitten auf der Weidefläche 
errichtet, um den Tieren bei ungünsti
gen Witterungsverhältnissen Schutz zu 
bieten.

Im beginnenden 20. Jahrhundert 
wurden in Westfalen auch die letzten 
Hoch- und Niedermoorbereiche abge- 
torft und in landwirtschaftliche Nut
zung, vor allem in die Grünlandbewirt
schaftung, überführt. Da auch diese Ge
biete relativ dünn besiedelt waren, 
wurden für eine hofferne Bullen- und 
Jungtierhaltung viele Weideställe neu 
errichtet. Durch Meliorationsmaßnah
men und intensiven Düngereinsatz er
lebten aber auch diese Gebiete in den 
letzten Jahren einen tiefgreifenden 
Nutzungswandel bis hin zu einer Inten
sivlandwirtschaft mit einem hohen An
teil an Maisanbau.

Einflüsse auf die Bauweise 
hofferner Gebäude

Alle landwirtschaftlichen Gebäude im 
Außenbereich waren und sind stets 
Zweckbauten. Entweder dienten sie als 
Ställe zur Unterbringung des Groß- und 
Kleinviehs bei ungünstiger Witterung 
oder in Form von Scheunen zum Sta
peln und Verarbeiten von Erntegut. Ne
ben den allgemeinen Klimabedingun
gen war es vor allem die Bodenbe

schaffenheit, die Einfluß auf die bäuer
liche Wirtschaftsweise und die Be
triebsgröße, und damit auch auf die 
Bauweise hatten. Hinzu kamen aber 
auch immer rein anthropogene Fakto
ren wie Traditionen, Vorbilder aus an
deren Regionen, gesetzliche Verord
nungen, Vorgaben der Versicherungen 
und die Wohlhabenheit des Bauherrn.

Da sich diese Gegebenheiten im Ver
lauf der Geschichte rasch wandelten, 
läßt sich die Frage nach der Entstehung 
einzelner Bautypen ebenso wie bei an
deren ländlichen Gebäuden nicht ganz 
befriedigend lösen (vgl. auch Elling und 
Eiynck 1984, Ellenberg 1990).

Beispielsweise wurde der Charakter 
vieler Gebäude im Westmünsterland 
seit dem 17. Jahrhundert durch den 
starken niederländischen Einfluß be
stimmt. Die Verbesserung der landwirt
schaftlichen Produktionsweisen und 
die Privatisierung der Marken seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts, vor allem 
aber die Einführung des Kunstdüngers 
im späten 19. Jahrhundert führte zu ei
nem bis dahin kaum gekannten Wohl
stand in der ländlichen Bevölkerung. 
Dies hatte wie in kaum einer anderen 
Landschaft einen umfassenden Um- 
und Neubau von Wohn- und Wirt
schaftsgebäuden zur Folge. So kam es 
zu der sehr schnellen Übernahme von 
Neuerungen im Baumaterial. An die

Stelle von Lehmflechtwänden und 
Strohdächern traten Backstein und 
Hohlziegel.

Als Bauholz wurde bis in das 19. 
Jahrhundert fast ausschließlich heimi
sches Eichenholz verwendet. Dabei war 
die Entwicklung der ländlichen Bau
weise (z. B. der Fachwerkbau) im gro
ßen Maße von der Menge des zur Verfü
gung stehenden Bauholzes sowie dem 
Recht, dieses in der „Gemeinen Mark" 
zu schlagen, abhängig. Da in weiten 
Teilen des Münsterlandes seit dem 18. 
Jahrhundert akute Holzknappheit 
herrschte, wurde für Nebengebäude 
wie Schuppen, Ställe und Remisen oft 
krumm gewachsenes Bauholz, das sonst 
nur schlecht verwendet werden 
konnte, benutzt. Dieser Mangel an Bau
holz war sicher auch der Anlaß, daß sich 
in manchen waldarmen Gegenden (z. B. 
um Borken, Bocholt, Vreden im westli
chen Münsterland) der Backsteinbau 
rasch durchsetzte und der Fachwerkbau 
vollständig verdrängt wurde.

Andere hofferne Gebäude

Neben Weideställen und Feldscheunen 
finden sich bis in unsere heutige Zeit 
noch andere Gebäude als Relikte des 
früheren bäuerlichen Lebens außer
halb der eigentlichen Hof- und Sied
lungsflächen in der freien Landschaft

Foto 3: Nur noch selten werden hofferne Melkstände genutzt. Wenn sie erhalten bleiben, 
liegen sie meist „verkehrsgünstig" an einem Wirtschaftsweg.



Tab. 1. Nicht bewohnte hofnahe und hofferne landwirtschaftliche Gebäude in Westfalen- 
Lippe. Ihre Funktion und Verbreitung sowie Gründe für eine Verlegung in den Außen be
reich.

Entfernung Gebäudetyp Erläuterungen
3 Weidestall vorwiegend in Grünlandgebieten
3 Schafstall in ehemaligen Heidegebieten und Marken
3 Feldscheune in Ackerbaugebieten (Soester Börde, Kleimünsterland)
1 -2 Stallscheune in Mischgebieten
1 - 2 Stallschuppen in Mischgebieten
1 -3 Schuppen überall verbreitet, meist Mehrzweckschuppen
1 - 2 Mäusepfeilerscheune typisch für das Westmünsterland
1 -3 Remise als Schirmschoppe typisch für das Münsterland
1 -2 Backhaus/Backspeicher Brandgefahr
1 -2 Backofen Brandgefahr
1 - 2 Backhaus mit Schmiede Brandgefahr
1 - 2 Flachsofen Brandgefahr
1 - 2 Kartoifelhütte kühleLagerung von Kartoffeln
1 - 2 Ölmühle Bindung an ein Gewässer
1 Vogelhaus/T aubenhaus oft hofhah im Bauemgarten
1 Aborthäuschen Geruchsbelästigung
1 Speicher z.T. mittelalterlicher Steinspeicher mit Gräfte
1 Schweinehaus Geruchsbelästigung
1 Gartenhaus hofhah, z.B. im Bauerngarten
2 - 3 Wassermühle Bindung an ein Gewässer, daher teilweise hoffem
1 -3 Heiligenhäuschen hofhah aber auch an viel befahrenen Wegen
1 -3 Bienenhaus an hofhahen Obstwiesen wie entfernt liegenden Heiden
1 -3 Schmiede hofhah, aber auch ortsfern an Hauptverkehrswegen
1 Haferkiste/Komkasten beispielsweise zur Lagerung von Pferdefutter

Erläuterungen:

1 = hofhah, d.h. bis in der Regel ca. 100 - 200 m Entfernung
2 = mittlere Entfernung
3 = hoffem, z.T. auch mehrere Kilometer in dünn besiedelten Gegenden

(vgl. auch Foto 3 und Tabelle 1). Im 
Münsterland sind dies heute meist nur 
noch kleine Viehunterstände. Sehr sel
ten findet man noch Überreste von 
Bienenhäusern, „Arpelhüttken" (Kar
toffelhütte) und „ Ommenhüsken" 
(freistehenden Öfen). Diese Öfen ohne 
Schornstein wurden aufgrund der ho
hen Brandgefahr in einigem Abstand 
vom Hof aufgestellt. Meist lagen sie in 
einem Waldstück oder an einer Wall
hecke und dienten entweder als Back
öfen oder in etwas größerer Form zum 
Flachsdörren. Die Resthitze des Flachs
ofens nutzte man oft auch zum Dörren 
von Obst. Freistehende Back- und 
Flachsöfen waren schon im letzten Jahr
hundert im Münsterland im Gegensatz 
zu hofnahen Backhäusern relativ sel
ten. Heute sind sie wohl nur noch in 
Freilichtmuseen (z.B. Detmold, Vreden 
und Gescher) zu finden.

Bedeutung der Gebäude für die 
Pflanzen- und Tierwelt

Auffällig ist, daß 50% der Gebäude 
nicht isoliert in der Landschaft stehen, 
sondern einen Gehölzbestand in ihrem 
unmittelbaren Umfeld aufweisen. Bei

den Sträuchern überwiegt der durch 
Vögel leicht zu verbreitende Schwarze 
Holunder (Sambucus nigra). Darüber 
hinaus finden sich Faulbaum (Frangula 
alnus) und einige andere heimische 
Straucharten ein. Bei den Bäumen über
wiegt die Stieleiche (Quercus robur) 
und die Sandbirke (Betula pendula).

Gehölze finden sich in der Regel nur 
an Stellen, die nicht vom Weidevieh er
reicht werden können, sowie im Um
feld von Gebäuden, deren Nutzung 
aufgegeben wurde. Frei im Grünland 
stehende Weideställe haben, sofern 
eine Beweidung stattfindet, in der Re
gel keinen Gehölzbestand in ihrem un
mittelbaren Umfeld.

Die häufigsten Arten der Krautflora 
stammten aus der Gruppe der nitrophi- 
len Pflanzen. Besonders häufig finden 
sich an etwas extensiver genutzten Ge
bäuden neben zahlreichen Grasarten 
größere Brennessel-Bestände (Urtica 
dioica) sowie Ackerklebkraut (Galium 
aparine). Gelegentlich haben sich auch 
Hochstaudenfluren sowie Trittgesell
schaften eingestellt. Starke Trittschä
den mit offenen Bodenflächen zeigen 
sich oft im unmittelbaren Umfeld der 
Gebäude.

Tierökologische Bedeutung

Alte Weideställe und Feldscheunen bie
ten der Fauna vielfältige Lebens-, Brut-, 
Versteck- undüberwinterungsmöglich- 
keiten (vgl. Foto 4). Dies gilt vor allem 
für nischen- und fugenreiche Mauern, 
aber auch für Dachböden, die als som
merwarme Höhlen für ursprüngliche 
Baumhöh
lenbrüter sowie als temperierte Winter
quartiere für Baumhöhlenüberwinte
rer (z.B. Schleiereule, Waldkauz, Fle
dermäuse, Gemeine Wespe (Parave- 
spula vulgaris) und Deutsche Wespe (P. 
germanica) dienen können (vgl. auch 
Löhrl 1961). Für Schmetterlinge wie 
Tagpfauenauge (Inachisio) und Kleiner 
Fuchs (Aglais urticae), für Florfliege 
(Chrysopa perla) und andere Fliegen 
können sie ebenfalls von Bedeutung 
sein. Altes Bauholz ist für Totholz
bewohner vor allem unter den Käfern 
und Hautflüglern wichtig (vgl. auch 
Blab 1993).

Bedeutung der Gebäude für das 
Landschaftsbild

Feldscheunen und Weideställe waren 
(und sind) vor allem Zweckbauten, bei 
denen ästhetische Gesichtspunkte und 
„Schmuckbedürfnisse" so gut wie keine 
Rolle spielten. Diese Bauten, die wir 
heute als schön und harmonisch in ihre 
Umgebung eingefügt empfinden, sind 
in Material und Größe an ihre Funktion 
angepaßt und weisen kein störendes 
Beiwerk auf.

Als Sonderstandorte haben diese 
oft relativ alten und urigen Einzelge
bäude mit ihren typischen Ruderal- 
strukturen eine charakteristische öko
logische Bedeutung in der Kulturland
schaft des Münsterlandes. Zusammen 
mit den oft umgebenden Gehölzstruk
turen prägen sie an vielen Stellen das 
Bild siedlungsarmer Landschaften 
(Foto 5).

Zustand und Bewertung

Imfolgenden soll kurzauf einige Ergeb
nisse einer 1995 durchgeführten Kartie
rung und Zustandsbewertung einge
gangen werden (vgl. auch Tenbergen 
1995). Ausgangsbasis für die Analyse 
des aktuellen Zustandes von Weidestäl
len und Feldscheunen im Münsterland 
war zunächst eine umfangreiche Kar-



tenauswertung. U.a. zeigte sich hier, 
daß zu Beginn der 80er Jahre noch etwa 
3300 dieser Gebäude in den ländlichen 
Regionen des Regierungsbezirkes Mün
ster (Auswertung der Kreisgebiete von 
Coesfeld, Warendorf, Borken und 
Steinfurt) in Karten verzeichnet waren. 
Diese Karteneinträge sowie Gelände
kartierungen vor Ort bildeten die Aus

gangsbasis für die weiteren Untersu
chungen.

Feldscheunen und Weideställe ge
hören in aller Regel zu den in Schrift
quellen nur wenig beachteten Elemen
ten des landwirtschaftlichen Altagsle- 
bens. Da für Westfalen keine Bestands
erfassungen Vorlagen, wurde zur Kar
tierung und Bewertung hofferner Ge

bäudestandorte eigens ein einfach ge
haltenen Kartierungsbogen entwickelt 
(vgl. Tenbergen 1995, S. 42).

Neben Angaben zur genauen Lage, 
wurden vor allem der Gebäudezustand, 
das Umfeld und die gegenwärtige Nut
zungsform erfaßt. Besondere Beach
tung fand die umgebende Flora und 
Fauna. Hier wurde vor allem das Arten
spektrum der Gehölzflora, die oft zu
sammen mit dem Gebäude weithin 
sichtbar ist, qualitativ wie quantitativ 
erfaßt. Besonders typische Gebäude 
wurden fotografisch dokumentiert. 
Aufgesucht wurden ca. 426 Standorte 
von Weideställen und Feldscheunen so
wie andere in den topographischen 
Karten 1:25000 und 1:50000 einge
tragene landwirtschaftliche Nebenge
bäude in der Feldflur. Die Untersuchun
gen beschränkten sich auf den Regie
rungsbezirk Münster und hiervor allem 
auf die Kreise Borken, Coesfeld, Waren
dorf und Steinfurt sowie das Stadtge
biet der kreisfreien Stadt Münster. Ein 
besonderer Schwerpunkt der Untersu
chungen wurdeauf ehemalige Marken
flächen gelegt.

Ergebnisse

Bei dem überwiegenden Teil der Ge
bäude handelte es sich um ehemalige 
Weideställe auf alten Grünlandstand
orten. Scheunen und Remisen fanden 
sich vor allem in den traditionell acker
baulich genutzten Gegenden (z.B. in 
Bereichen des Kernmünsterlandes oder 
an größeren Eschlagen).

Bei der Überprüfung von 426 in Kar
ten eingetragenen Gebäudestandor
ten im Jahre 1995 (vgl. Tenbergen 1995) 
zeigte sich, daß nur noch 55% der Ge
bäude aufzufinden waren. Bei weite
ren 2 % waren nur noch die Grundmau
ern vorhanden. 42 % der Gebäude sind 
demnach seit Beginn der 80er Jahre aus 
dem Landschaftsbild verschwunden, 
wobei der überwiegende Teil dieser 
Gebäude, bei gleichzeitiger Grünland
nutzung im Umfeld, noch bis vor 15-20 
Jahren Weideställe waren (vgl. Abb. 3a 
und 3 b).

In allen Kreisgebieten wurden z.T. 
deutliche Verluste verzeichnet. Von den 
vorhandenen Gebäuden wiesen nur 
noch 36% einen sehr guten und 41 % 
einen bedingt guten Bauzustand auf 
(Abb. 4). Der Rest zeigte mehr oder we
niger starke Mängel, die bis hin zur völ
ligen Baufälligkeit reichten.

Foto 5: Mit ihren roten Pfannendächern gehören Feldscheunen zum typischen Landschafts
bild des Münsterlandes



Abb: 3 a. Nutzung vorhandener Gebäude (Stand: Sommer 1995) Abb. 3b: Vermutliche Nutzung der Gebäude vor ca. 20 Jahren
(unter Berücksichtigung baulicher Merkmale sowie Kartenaus
wertungen des landwirtschaftlich genutzten Umfeldes)

Vergleicht man den derzeitigen Be
stand und die aktuelle Nutzung der Ge
bäude mit der Situation vor dem Nut
zungswandel, so zeigt sich, daß neben 
dem starken Verlust an Gebäudeplät
zen auch eine Nutzungsverschiebung 
stattgefunden hat, die beachtliche Aus
maße erreicht hat. Beispielsweise wer
den nur noch 28 % der Weideställe auch 
als solche genutzt. Anders sieht es bei 
Schirmschoppen, Remisen, aber auch 
Scheunen aus, die z.T. wesentlich weni
ger stark dezimiert wurden. Besonders 
gefährdet waren Weideställe, die un
mittelbar in der Feldflur (Grünland) la
gen und nach einer Nutzungsänderung 
zu Getreide- und Maisacker als Bewirt
schaftungshindernis angesehen und 
beseitigt wurden.

Die mittlere Größe aller untersuch
ten Gebäude lag bei 47 m2. Genutzte 
Weideställe hatten im Durchschnitt 
eine Größe von 46 m2. Scheunen und 
Remisen, aber auch mehrfach genutzte 
Gebäude, waren dagegen deutlich grö
ßer (vgl. Abb. 5). Bemerkenswert ist, 
daß Gebäude ohne Nutzung im Durch
schnitt deutlich kleiner waren als ak
tuell genutzte Gebäude.

Holz und Backstein waren bei den 
Außenwänden die am häufigsten ver
wendeten Baumaterialien. Fachwerk
konstruktionen bildeten die Aus
nahme. Obwohl noch etwas mehr als 
die Hälfte der Gebäude mit roten Dach
ziegeln gedeckt waren, bestimmen in 
zunehmendem Umfang Betonplatten 
oder Wellblech-Abdeckungen die Dä
cher.

Auffällig war bei einigen Gebäu
den, insbesondere dort, wo Betonpfan
nen verwendet wurden, die reiche 
Moos- und Flechtenflora auf den Dä
chern.

Zustand der Gebäude

Der bauliche Zustand der Gebäude ist 
sehr stark von der aktuellen Nutzung 
abhängig und in einzelnen Naturräu
men unterschiedlich. Überall dort, wo 
noch eine mehr oder weniger intensive 
Nutzung und eineausreichendeGebäu- 
degröße gegeben war, war auch ein gu
ter bis sehr guter Bauzustand vorzu
finden.

Zahlreiche Gebäude waren mit 
nicht landschaftstypischen Baumateria

lien ausgebessert worden. Dies galt vor 
allem für die Dächer, wo vielfach Well
blech u. ä. verwendet wurde.

Die Dachlandschaft Westfalens ist in 
der Regel rot, und dies galt auch für die 
meisten landwirtschaftlichen Neben
gebäude. Im Westmünsterland haben 
aber auch sog. „blaugestockte Pannen" 
eine alte Tradition. Diese blaugrauen 
Handstrich-Pfannen kommen insbeson
dere im südlichen Westmünsterland ne
ben den roten Dachpfannen verbreitet 
vor.

Die Firstziegel liegen traditionell in 
Glockenheide, die übrigen Pfannen auf 
„Strohdonken" (vgl. auch Elling und 
Eiynck 1984).

Umfeld und Nutzung

Viele Weideställe lagen mitten in der 
Feldflur, Feldscheunen und Remisen da
gegen meist im Schatten von Waldrän
dern und Wallhecken sowie in der Nähe 
von Wirtschaftswegen.

Der Verlust von Feldscheunen und 
Weideställen betrug innerhalb der letz
ten zwei Jahrzehnte in manchen Ge
genden bis zu 60 %. Dort, wo noch vor

Abb. 4: Bauzustand der vorhandenen Gebäude

Abb. 5: Mittlere Größe vorhandener Gebäude



einigen Jahren Grünland das Land
schaftsbild beherrschte, findet heute 
meist eine intensive Getreide- oder 
Maisackernutzung statt. Gebäude mit
ten in der Feldflur stellen nach Ansicht 
vieler Landwirte ein besonderes Bewirt
schaftungshindernis dar und wurden 
daher beseitigt. Etwas anders sieht es 
bei Gebäuden an Feld- und Wirtschafts
wegen aus, die vielfach eine Umnut
zung erfahren haben. Neubauten mit 
einer landschaftsgerechten Einbindung 
waren dagegen sehr selten. Sie mach
ten nur etwa 2-3 % des aktuellen Be
standes aus.

Nutzungswandel der 
Gebäude

Betrachtet man die noch vorhandenen 
Gebäude, so zeigt sich, daß viele Ge
bäude ihre eigentliche Funktion verlo
ren haben und vermutlich bald ver
schwunden sein werden. Beispielsweise 
werden derzeit nur noch etwa 20 % al
ler Weideställe in ihrer ursprünglichen 
Funktion als Stall oder Viehunterstand 
genutzt. Viele andere Gebäude haben, 
sofern sie nicht beseitigt wurden, eben
falls einen vielfältigen Wandel in-der 
Nutzung erlebt. Besonders hoch ist je
doch der Anteil der kleinen Gebäude, 
die derzeit keiner Nutzung mehr un
terliegen. Hier besteht die akute Ge
fahr, daß sie in allernächster Zeit ver
schwinden werden.

Ist die Erhaltung der 
Scheunen und Ställe 
notwendig?

Veränderungen im ländlichen Bereich 
gab es schon immer und wird es auch in 
Zukunft geben. Der Landschaftswandel 
hat sich in den letzten Jahrzehnten 
durch fortschreitende Technisierung 
und die Erfolge in der Pflanzen- und 
Tierzucht, aber auch durch wirtschaftli
che und agrarpolitische Zwänge stark 
beschleunigt.

Der Zerfall von Feldscheuen und 
Weideställen durch Umnutzungen, z. B. 
als Maschinen- und Geräteschuppen, 
wird daher in Zukunft nur schwer auf
zuhalten sein. Nur in Ausnahmefällen 
werden in manchen Gegenden ein
zelne Objekte durch den Fremdenver
kehr oder Heimatvereine als dörfliche 
Besonderheiten erhalten und geför
dert (vgl. WALB 1997). Die Erkenntnis, 
daß auch diese Gebäude die regionalty
pische Eigenheit einer Landschaft 
ausmachen, fehlt noch weitgehend.

Zu bedenken ist aber, daß die Besei
tigung alter Gebäude bzw. deren tech
nisch perfekte Renovierung dazu führt, 
daß Lebensräume für Flora und Fauna 
verloren gehen. Ebenso kann die ge
wandelte Bauweise (z. B. glatte Wände, 
Flachdach) sowie Baumaterialien (Be
ton, Glas, Dachziegel) zu einem Verlust 
von Siedlungsplätzen führen. Für den 
Fortbestand der Arten existenzent

scheidende Überlebensengpässe wer
den jedoch an und in Gebäuden i.d.R. 
nur ausnahmsweise und nur bei stark 
synanthropen Tierarten, die nicht un
bedingt im Vordergrund bei einer 
Naturschutzarbeit stehen, gegeben 
sein.

Dennoch lassen sich durch einfache 
Schutzmaßnahmen besonders die in 
der Feldflur gelegenen Gebäude ökolo
gisch verbessern. Nach Blab (1993) seien 
an dieser Stelle drei Beispiele aus der 
Praxis genannt mit denen eine Aufwer
tung vorgenommen werden kann:
■ Erhaltung bzw. Schaffung einer Zu
gänglichkeit der Dachböden.
■ Vermeidung von Gebälkimprägnie
rungen mit handesüblichen Holz
schutzmitteln.
■ Einrichtungen von Nisthilfen z. B. für 
Schleiereulen, wobei nach Löhrl (1961) 
Feldscheunen besonders geeignet sind, 
wenn man ein Einflugloch schafft und 
im Inneren des Gebäudes einen Nistka
sten (ca. 100 x 50 x 50 cm) im Giebelbe
reich anbringt.

Ausblick

Da die Kulturlandschaft kein statisches 
Gebilde ist, sondern sich laufend durch 
die Ansprüche der Landschaftsnutzer 
und Eingriffe des Menschen wandelt, 
wird vermutlich der Verfall von Feld
scheunen und Weideställen auch in Zu
kunft weiter voranschreiten. Aufgrund 
der agrarpolitischen Rahmenbedin
gungen lassen sich historische Nut
zungsformen und die damit verbunde
nen Gebäude nur in Ausnahmefällen 
erhalten. Unabhängig davon sollte je
doch überall dort, wo noch landschafts
prägende Gebäude vorhanden sind 
oder ein Neubau geplant wird, Wert 
darauf gelegt werden, daß charakteri
stische Baumaterialien wie Ziegel, Fach
werk oder Holz bei Erhaltungs- und 
Neubaumaßnahmen Verwendung fin
den. Im Rahmen der Bauberatung las
sen sich hier positive Ansätze erkennen, 
sofern sowohl bei den Beratern wie bei 
den Bauherren eine gewissen Sensibili
sierung für diese kulturlandschaftsprä
genden Gebäude gegeben ist.
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